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alle, auch internationalen, Aufgaben, die Sie beschrieben
haben, Herr Struck, unterrichten lassen: In der Bundes-
wehr müssen immerhin 20000Ausbilder für die Wehr-
pflichtigen eingesetzt werden. Diesen Verbrauch von
Ressourcen muss man einmal berücksichtigen.

Ich sage Ihnen: In der internationalen Aufgabenstel-
lung stimmen wir Ihnen zu. In der Bewertung der Ge-
schichte der Bundeswehr gibt es keine Differenzen. Aber
Sie geben mit der Überwinterungsstrategie für die Wehr-
pflicht der Bundeswehr am Ende keine Zukunft. Sie ver-
geuden Ressourcen und drücken sich vor überfälligen
Entscheidungen. Je später entschieden wird, desto grö-
ßer wird die Eigendynamik von Fehlentwicklungen. Je
später entschieden wird, umso dringender werden Ent-
scheidungen und ihre Umsetzung. Das ist fast das Struk-
turprinzip rot-grüner Entscheidungen: immer warten und
zu spät handeln, immer alles bis zur Neige auskosten,
bevor Entscheidungen getroffen werden. Jetzt sollten Sie
die neuen Verteidigungspolitischen Richtlinien in der
Wehrstruktur konsequent durchsetzen, um der Bundes-
wehr eine gesicherte, klar orientierte Zukunft zu geben.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile dem Kollegen Winfried Nachtwei, Fraktion

des Bündnisses 90/Die Grünen, das Wort.

(Ina Lenke [FDP]: Sie wollen die Wehrpflicht 
abschaffen!)

Winfried Nachtwei (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Über Auslandseinsätze der Bundeswehr beschließt der
Bundestag inzwischen in der Regel mit einer Mehrheit
von 90 Prozent und mehr. Bezüglich der laufenden Bun-
deswehrreform herrscht weitgehend Stille im Land. Gibt
es folglich einen sicherheitspolitischen Konsens in der
Bundesrepublik? Ich glaube, das wäre eine Täuschung.
Auch wenn Stabilisierungseinsätze wie im Kosovo und
in Kabul eine hohe Akzeptanz finden, so würden sich an
einem eventuellen Einsatzgebiet Afrika oder gar an ei-
nem Kampfeinsatz die Geister wieder deutlich scheiden. 

Dass wichtige Verbündete einen illegalen, auf Lügen
gestützten und Terrorismus fördernden Krieg geführt ha-
ben, hat – so meine Erfahrung – einen massiven Vertrau-
ensverlust zur Folge gehabt.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Unter einer unionsgeführten Regierung – da kann man
wohl sicher sein – wären jetzt Bundeswehrsoldaten auch
im Irak eingesetzt. Es gibt also Gründe genug für diese
breite und wirklich überfällige Debatte zur Zukunft der
Bundeswehr. 

Als das Bundesverfassungsgericht vor zehn Jahren
Out-of-Area-Einsätze für verfassungsgemäß erklärte,
war die Befürchtung bei vielen in der Gesellschaft und
auch bei uns, die deutsche Außenpolitik würde sich mili-

tarisieren. Diese Befürchtung hat sich – Gott sei Dank –
nicht bestätigt. Die bisherigen Auslandseinsätze waren
friedensfördernd, kriseneindämmend und gewaltverhin-
dernd.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Mit der Transformation der Bundeswehr zieht die
Bundesregierung insgesamt richtige Konsequenzen aus
der veränderten Sicherheitslage und den veränderten An-
forderungen. Sie ist zusammen mit den anderen Ressorts
der Bundesregierung tatsächlich in umfassende, gemein-
same und vorbeugende Sicherheitsmaßnahmen eingebet-
tet. Richtig ist, dass auf mittlere Frist die Landesverteidi-
gung nicht mehr akut ist und dass die Hauptaufgabe nun
in Krisenbewältigung und Krisenverhütung im Sinne
von Gewaltvorbeugung besteht. Richtig ist ebenfalls die
Differenzierung nach Stabilisierungs-, Eingreif- und Un-
terstützungskräften. Dieses ist die Konsequenz aus den
Erfahrungen der bisherigen Einsätze und den internatio-
nalen Verpflichtungen. Die Transformation der Bundes-
wehr, so wie sie jetzt angegangen wird, ist realistisch
und politisch mutig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Diskussionen und Kritiken der letzten Monate ma-
chen aber einige Klarstellungen notwendig und werfen
erhebliche Fragen auf. Hauptaufgabe ist die Krisenbe-
wältigung und -verhütung. Diese wird auch unter einem
erweiterten Verteidigungsbegriff zusammengefasst.
Ich meine, dass ein solcher entgrenzter Verteidigungsbe-
griff sehr problematisch und auch verunsichernd ist.
Fakt ist und bleibt das, was wir auch im Koalitionsver-
trag festgestellt haben: Einsätze bewaffneter deutscher
Streitkräfte finden ausschließlich auf der Grundlage der
Verfassung und des Völkerrechts statt. Das heißt, laut
Grundgesetz und Urteil des Bundesverfassungsgerichts
sind Einsätze außerhalb der Landesverteidigung nur im
Rahmen von Systemen kollektiver Sicherheit zum Zwe-
cke der Friedenssicherung denkbar. Anders ausgedrückt:
Bundeswehreinsätze nur für die Ziele der Vereinten Na-
tionen und nach den Regeln der Vereinten Nationen,
sonst nichts.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Eine Anmerkung zu den Stabilisierungskräften:
Selbsttragende Stabilität kann nur von der ganzen Band-
breite von militärischen, zivilen, polizeilichen und poli-
tischen Instrumenten und Mitteln erreicht werden. Die
militärische Seite hat nun ihren Kräftebedarf, ihr Leis-
tungsvermögen genauer definiert. Eine solche genauere
Kräftedefinition auf der zivilen und polizeilichen Seite
steht noch aus. Diese zu erarbeiten wird die Aufgabe der
nächsten Monate sein. Dies ist entscheidend für eine ko-
härente Sicherheitspolitik, zu der wir uns verpflichtet
haben.

Eine Anmerkung zu den Eingreifkräften: Sie sind
das schärfste Mittel der Politik für die Startphase von
Friedensmissionen, aber auch zur Friedenserzwingung.
Das heißt im Klartext: zu Einsätzen kriegerischer
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Winfried Nachtwei

Gewalt. Solche sind im Rahmen des UN-Systems und
der Bündnisverteidigung nicht auszuschließen. Sie sind
aber ein Mittel – dessen muss man sich bewusst sein –,
das besonders kostspielig und besonders riskant ist und
Menschenleben fordern wird. Zu warnen ist deshalb vor
Illusionen im Zusammenhang mit Schnellsteinsätzen.
Gedrängt werden muss auf die beschleunigte Stärkung
gewaltvorbeugender Fähigkeiten. Diese sind nämlich die
nächste Ratio, damit der Einsatz der Ultima Ratio wenn
möglich verhindert werden kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Christian Schmidt [Fürth]
[CDU/CSU]: Da stimmen wir zu! Das ist rich-
tig!)

Mit der Transformation der Bundeswehr wird die
Bundesrepublik über ein wachsendes Angebot von inter-
ventionsfähigen Kräften verfügen. Damit steigt auch die
Nachfrage. Umso wichtiger ist deshalb die Verständi-
gung über klare Rahmenkriterien für Auslandsein-
sätze. Selbstverständlich ist Militär kein Konfliktlöser.
Militärische Einsätze können die Konfliktlösung beglei-
ten, ihre Voraussetzung schaffen. Die Kriterien reichen
von der Frage der Dringlichkeit eines solchen Einsatzes
für kollektive und deutsche Sicherheit über die völker-
rechtliche Legalität bis zur Frage der Verantwortbarkeit
von solchen Einsätzen im Hinblick auf die politische
Konzeption, im Hinblick auf eigene Kapazitäten und die
Risiken.

Die innere Führung mit dem Verständnis von Solda-
ten als Staatsbürgern in Uniform und der Bundeswehr
als Parlamentsarmee ist eine große Errungenschaft der
deutschen Demokratie. Sie hat sich in den letzten Jahr-
zehnten ausgesprochen bewährt. Sie ist auch internatio-
nal hoch angesehen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen uns aber zugleich darüber im Klaren sein,
dass in einer Einsatzarmee beides unter Druck steht. Un-
sere Aufgabe ist es, die innere Führung und die Parla-
mentsbeteiligung weiterzuentwickeln, um ihre Funktion
– nämlich die Einbindung der Streitkräfte in den Rechts-
staat und in die Gesellschaft – zu bewahren und zu ge-
währleisten.

In diesem Zusammenhang spielte die Wehrpflicht in
früheren Jahren eine große Rolle. Inzwischen spielt sie
–das muss nüchtern festgestellt werden – eine immer
geringere Rolle. Bevor das Bundesverfassungsgericht
die Restwehrpflicht kassiert, weil die Gleichheit der Be-
lastung aus dieser Pflicht de facto nicht mehr gegeben
ist, sollte die Politik, so meinen wir, klare Verhältnisse
schaffen.

(Ina Lenke [FDP]: Wer denn? Die Grünen?)

Ich komme nun zu den Finanzen. Die Bundesrepublik
hat eine gewachsene internationale Verantwortung. Die
Wahrnehmung dieser Verantwortung findet bei den Ver-
einten Nationen, in Krisenregionen und anderswo hohe
Anerkennung. Sie ist aber nur mit einer verlässlichen Fi-
nanzausstattung der Außen-, Sicherheits- und Entwick-

lungspolitik insgesamt zu leisten. Die Transformation
der Bundeswehr ist die radikalste Reform der Bundes-
wehr seit ihrer Gründung. Es geht um nicht weniger als
um das künftige Verhalten der Bundesrepublik Deutsch-
land zu Krieg und Frieden. Das bedarf der breiten De-
batte und Verständigung in Politik und Gesellschaft, zwi-
schen Bundeswehrangehörigen und Friedensbewegten,
mit Kirchen, Wissenschaft und Friedensforschung. Ich
hoffe, dass die heutige Debatte hierfür ein Auftakt ist.

Danke schön.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Nun hat der Kollege Christian Schmidt, Fraktion der

CDU/CSU, das Wort.

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Schöne

Grüße aus Bad Hindelang. Ich war erst vor kurzem dort.
Es ist in der Tat ein wunderbarer Ort, Herr Minister. Ich
lade jeden ein, dorthin zur Kur zu fahren. 

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Struck 
guckt, als hätte er es nötig!)

Ich habe auch gesehen, dass die Menschen dort sehr
zufrieden und glücklich sind. Das ist kein Wunder; denn
sie leben in einem Freistaat, in dem alle innenpolitischen
Aufgaben wunderbar geregelt sind. 

(Beifall des Abg. Michael Glos [CDU/CSU] –
Zurufe von der SPD: Oh! – Dietrich
Austermann [CDU/CSU]: Wie viel Prozent hat
die SPD da?)

Ich habe ein Gespräch mit dem Bürgermeister ge-
führt, der mir sagte, dass die Kommune ihre Feuerwehr
nicht abgeschafft habe, obwohl es in den vergangenen
zwei Jahren nicht gebrannt habe. Seine Darlegung war
interessant: Sie rüsten die Feuerwehr sogar so gut aus,
dass sie für den Fall des Falles in der Lage ist, zu helfen
und zu sichern. 

(Dietrich Austermann [CDU/CSU]: Das ist
vernünftig! – Michael Glos [CDU/CSU]: So
sind die Leute in Bayern!)

Um nichts anderes geht es in der Frage der Sicherheit.

Wir befinden uns in einer Situation, in der wir nicht
mehr dieselbe Gewissheit einer Bedrohung haben, die
der Verteidigungsminister Manfred Wörner vor Augen
hatte – er hat hervorragend darauf reagiert – und die seine
Vorgänger und alle, die bis 1990 verteidigungspolitische
Verantwortung getragen haben, von einem gemeinsamen
Grundverständnis ausgehend in den parlamentarischen
Debatten erörtert haben. Die Grünen nehme ich davon
aus; denn sie haben sehr schnell eine andere Linie ver-
folgt. 

(Reinhold Robbe [SPD]: Reine Nostalgie, 
Herr Kollege!)
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der Bundeswehr an den Wahrschei
gaben zu orientieren. Mit 
greifkräfte, Stabilisier
kräfte wird es einfac
einsatzgerecht auszurüst
zielte Ausbildung die Pr
höhen. 

Natürlich erfordert die
wehr zu einer modernen 
satzerfordernissen genüg
knappen Ressourcen. Der 
uständigen Organe der In
undeswehr wird hierzu i
higkeiten zur Verfügung

idihen Richtlinien
n75 und 80 dieser Richt
t, was die Bundeswehr tu

zen pfeifen es ja von de
zufrieden mit dem Luftsi
e wäre es wichtig, ein G
sehr viel mehr passiert.

um gen: Ihre Re-
l das Geld, das Sie daf
handebefürchte, die
e als Verteidigungsminis
hreiben, wird eines Tag
blehnend bescheiden und 
gleichen Dilemma befinde
e selbst heute. 

DU/CSU)

lleg Bonde, Frak-
en.

E GRÜNEN):
e Damen und Herren! Lie
! Kollege Nachtwei hat b
herheitspolitische Linie
deswehrreform kommentier
onen, dass die Einsatzre
„multilateraler Einsatz 
n Nationen“ benannt wir
et in diplomatische und 
 Von dieser Prämisse geh
ag wie auch die Reform 
s. Ich möchte dem Verte
Stelle ausdrücklich Ane
n für diese Reform, die

90/DIE GRÜNEN 

rd der Einsatzrealität a
shaltsgesichtspunkten ge
undeswehr ist auf den We
die Ausrichtung der 
nlichkeiten der Auf-
der Kategorisierung in 
ungskräfte und Unterstü
her, die Truppe geziel
en. Es ist möglich, dur
ofessionalität noch weit

 Transformation der Bun
Armee, die zukünftigen E
t, die clevere Verwendun
Minister hat mit seinem 

halt sehr solidarisch z
haushaltes beigetragen, 
war. Ich will aber kein 
Solidarität auch andersh
Kabinett und Parlament j
der Bundeswehr die zum 
zur Verfügung zu stellen

Die Mittel für die Tran
vestitionsbereich aufgru
dungen sehr eingeschränkUmso wichtige
rade unter dem Aspekt m
Verbündeten –, eine Priorisierung unserer Fähigkeiten
vorzunehmen. Ich finde, 
redet, wie sinnvoll gewä
rien sind: FührungsfähigAufklärung, 
terstützung und Durchh
Wirksamkeit im Einsatz. 
keitskategorien sind mit
Im nächsten Schritt müss
in der Beschaffung mit 
grüne Antrag, der Ihnen 
Zukunftsfähigkeit, Bündnähigkeit und
higkeit. An der Stelle w
schen Anpassungen der gr
wünsche an die finanzi
Finanzlinie begrüßen, di
große Widerstände vorgen

(Vorsitz: Vizepräside
Solms)

Die Kategorie Führungsfähigkeit findet a
rer Abstraktheit in dies
achtung, die sie eigentlverdient, ch
doch stark die Bundesweh

(Christian Schmidt [Fü
ist richtig! Die Führ
zweifelhaft!)

Unter der Kategorie Führ
verbirgt sich die modern
zeitalters. Führungs-, K
tionssysteme werden die 
gen. Dabei geht es nicht
dahinter verbirgt sich a
oder Unwort „Network Cen
Umstand der vernetzten E

Die Konsequenzen diese
teilweise nur zu erahnen
nicht darauf, dass der B
gung gestellt werden. Di
grundsätzlichen Wechsel 
eine Frage, die Bundeswe
zu versorgen. Die entsc
werden die Informatione
Was wird mit ihnen gema
wird dieser Kulturwechse
rung für die Bundeswehr 

(Beifall bei Abgeordn
SES 90/DIE GRÜNEN, de
CDU/CSU)
uch
rechr En



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 97. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. März 20048621

(A (C)

(B (D)

Alexander Bonde

rma-
des
aufenden
hen-
die
die Ef-
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twendi-
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he
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des

d den
e ich

 sehr
zuzu-

führen

 ich

 die
 so et-
ion, die

ch
lar die

. Die Bundeswehr wird es sich
nze Gesellschaft leisten kön-
bersehen. Die Reform von Mi-
verantwortungsvoll Rechnung.
osition formuliert hat, trägt dem
 wir, glaube ich, noch viele
n. Ich glaube aber, dass es
staltung der zukünftigen Politik
Hindelang als Maßstab zu neh-

90/DIE GRÜNEN 

 Kollege Eckart von Klaeden
.

Damen und Herren Kolle-
e: „Nach Golde drängt, am
 Leängt die Glaub-
ier gesagt wird, davon ab, wie
ur Verfügung gestellt wird. Ich
he Erhöhung des 
Zeit unrealistisch ist.
te in dieser Debatte wenigstens
 Durchschnitt der Verteidi-
icht das, was die Amerika-
, was die ausgeben, die in
 wir aber diesen Durchschnitt
lten, bedeutete das für
 Verdoppelung des Verteidi-
 Truppenstärke von ungefähr

ealistisch ist; aber das ist der
om Außenminister so beglü-
 diekonstruktion
auf der Sicherheitskonferenz
neuen Plan für den Mittelmeer-
 vorlegt, dann muss diese Re-
 versuchen, Anspruch und
ckung zu bringen.

DU/CSU)

 man mit den vorhandenen
ucht, muss man mit ihnen
bin dem Kollegen Bonde dafür
chwort „Network Centric War-
Das t
e angemessene Reaktion auf diese
nsherausforderung. Letztlich
tung der alten Bundeswehrstruk-
mations- und Kommunika-
äuchten aber ein I-und-K-Kon-
 das auf die Anforderungen der
igkeit eine Antwort gibt und
en  noch unabhän-
hau“ 
)

)

Ein großer Schritt für 
tionszeitalters werden 
Projekts „Herkules“ sein
Verhandlungen zum Erfolg
deckende Vernetzung der 
Vereinheitlichung der ge
fizienz der Streitkräfte
der öffentlichen Betrac
spektakulärer Punkt. Abe
Transformationsprozess i

Ein anderer, sehr viel 
mation ist die AbsenkunPersonalstärke. Si
wurde bereits angesprochh sage Ihne
wichtiger Schritt zu ein
ren Armee und eröffnet 
zielle Spielräume. Denn 
zugunsten der Investitio
ger Bestandteil des Refo
haben und weiterverfolge

(Beifall beim BÜNDNIS 
sowie bei Abgeordnet

Dazu gehört – ebenfalls
dig – die Frage der Anza
uns die Perspektive von 
im Bereich der Bundeswe
Zusammenarbeitsmöglichke
Schwierigkeiten zum Beis
und Bogen abzulehnen. S
Bundeswehr und sind ein
Transformationsprozesses

Ich will zum Schluss au
FDP-Antrag eingehen. Sie
gerne Ihrem Anliegen, diWehrpflicht auszuset
gestimmt. Sie haben es m
leicht gemacht, ihm im w
stimmen.

(Dr.Wolfgang Gerhardt 
Ihnen auch nicht erns
gerechnet!)

– Dann haben Sie die Pu
werde, wahrscheinlich be

Ihr Antrag hat mindest
benennen will. Mir als haltspoliti
nicht, woher die Mittel r die abrupte 
Jahr 2005 stammen sollens Realist mu
gen, wie eine Bundesweh
über zehn Jahre nicht ve
was fordert, hat die Dis
wir jetzt führen, nicht 

(Beifall beim BÜNDNIS 
sowie bei Abgeordnet
Dr.Wolfgang Gerhardt [
mal einen eigenen Antr
Wir stimmen gerne zu!)

– Dazu kommen wir noch;
finde, der rot-grüne Ant
Prüfung, die wir durchfü
die Bundeswehr des Info
deshalb die Wirkungen 
. Ich hoffe, dass die l
 führen werden. Die fläc
Bundeswehrstandorte und 
nutzten Software werden 
 immens steigern. Ich ge
htung ist das kein beso
r hinsichtlich der Wirku
st er ganz entscheidend.

präsenterer Teil der Tr
g der e
en. Icn: Sie ist ein
er kleineren und profess
uns mittelfristig wieder
die Senkung der Betriebs
nsmittel ist dringend no
rmprozesses, den wir ein
n müssen.

90/DIE GRÜNEN 
en der SPD)

 nicht populär, aber no
hl der Standorte. Dazu 
Public Private Partnersh
hr zu erhalten und solc
iten nicht angesichts v
piel bei der Maut in Ba
ie erhöhen die Effizienz
 wichtiger Bestandteil 
.

f Sie, Herr Gerhardt, un
 wissen: Als Grüner hätt
e zen, zu-
ir aber mit Ihrem Antrag
eiteren Verfahren nicht 

[FDP]: Ich habe bei
thaft mit Zustimmung

nkte, die ich jetzt auf
wusst eingefügt.

ens zwei Pferdefüße, die
Hausker erklärt er
füEtaterhöhung im
. Alss ich Sie fra-
rstruktur aussehen soll,
rändert werden muss. Wer
kussion über Transformat
verstanden.

90/DIE GRÜNEN
en der SPD –
FDP]: Legen Sie doch
ag auf Aussetzung vor!

 Sie werden es sehen. I
rag benennt schon sehr k
hren werden.

Die Welt verändert sich
genauso wenig wie die ga
nen, diesen Umstand zu ü
nister Struck trägt dem 
Nicht alles, was die Opp
Rechnung. Deshalb werden
spannende Debatten führe
keine verantwortliche Ge
wäre, die Feuerwehr von 
men.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der

von der CDU/CSU-Fraktion

Eckart von Klaeden (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine 

gen! Schon Goethe wusst
Golde hängt doch alles.“tztendlich h
würdigkeit dessen, was h
viel Geld tatsächlich z
weiß, dass eine deutlicVerteidi-
gungshaushaltes in der nächsten 
Aber ich finde, man soll
einmal den europäischen
gungsausgaben nennen – n
ner ausgeben; nicht das
Europa Spitze sind. Wenn
zum Maßstab nehmen wol
Deutschland nahezu eine
gungshaushaltes und eine
375000Mann.

Ich weiß, dass das unr
Durchschnitt. Wenn wir v
ckende Ankündigungen wiee von der „R
des Westens“ hören oder 
erfahren, dass er einen 
raum und den Nahen Osten
gierung doch wenigstens
Wirklichkeit mehr zur De

(Beifall bei der C

Aber selbst dann, wenn
Mitteln auszukommen vers
vernünftig umgehen. Ich 
dankbar, dass er das Sti
fare“ angesprochen hat. Projekt „Herkules“ is
aber alles andere als di
eine neue Transformatio
stellt es nur die Ausrüs
tur mit moderner Infor
tionstechnik dar. Wir br
zept für die Bundeswehr,
vernetzten Operationsfäh
nicht bloß alte Strukturaufmöbelt. Die
gige „Frankfurter Rundsc
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fas-
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t
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idung
r
und

arla-
prächen
Parla-

ige Ge-
mit

n-
lt, am
a,
ein ge-
 mit
C-
r zu-

sten bezahlte Fehler in der Si-
 darin, dass man sich immer auf
uf kommende Gefahren vorberei-
die wiernt haben, ist
Flugzeugen auf die Twin Towers
wesen. Daraus hat die Koali-
n Weisheit die Konsequenz eines
gezogen. Wir müssen aber doch
uns auf kommende Gefahren
e Szenarien vorzustellen, die in
chon bittere Realität geworden
e nach Spanien schauen. Wie ist
n auf sensible Verkehrsträger
d Fernverkehrs, wie wir es zum
oskau erlebt haben? Sind un-
en tatsächlich darauf vorbereitet?
ernetztes Gesamtsicherheits-
lik Deutschland? Weiß in
at bzw. jede Landrätin, was im
ischen Angriffs zu tun ist? Wissen
 und in welchen Turnhallen wel-
n sind? All das wird in anderen
Deutschland stehen wir hierbei
ang. 

 wir beim NPD-Verbotsver-
 die Gefahren, die wir aus der
uch aus anderen Ländern kennen,
ungen, die sich aus der Vernet-
erer Sicherheit bzw. der nicht
härfe beider Bereiche erge-
dann müssten wir einsehen: Es
Fall in unserem Land Men-
 sterben müssten. Dies zu ändern,
Herausor der wir ste-

CSU sowie des Abg. 
t [FDP])

Landesverteidigung bezeich-
r heute unter 

 Sie haben den Zivil-
!)

 aus diesem Bereich zurück-
ereit age sein, dafür
e nötigen finanziellen Mittel zur
n mir aus könnten Sie zum Bei-
ndesgrenzschutz zu einer Na-
en oder Ähnliches tun. Ange-
fentlichen Haushalte und da wir
, dass zwischen innerer und äuße-
are Trennschärfe mehr besteht,
u ab Bereich der in-
le Strukturen aufzubauen, nur
gm will, dass sich
ücksichtigung unserer Verfas-
ie neuen Herausforderungen im

DU/CSU)

nt jeder von uns. Deshalb
ie n der Bundes-
)

)

(Dr.Wolfgang Gerhardt 
Ausdruck! – Alexander 
DIE GRÜNEN]: Gibt es d

berichtete am 26. Februa
der großer Fraktionen im
lege Austermann und di
schwere Kritik an dem „
Finanzierung üben und d
jekts fordern. Frau Leon
dürfe den Auftrag nur da
Industrie nachweise, das
rigen Ausgaben der Bunde
liches billiger sei. Her
sen überfraktionellen Ko
nutzen, um dieses Projek stoppen und
die haushaltsrechtlichen
heitspolitischen Herausf
rieren, damit daraus nic

(Beifall bei der C

Meine Damen und Herren,
Frage stellen, ob wir, w
onsfähigkeit im internat
unseren politischen Entsch
haupt vernetzungsfähig s
gen Robbe bin ich nicht 
Praxis zur Genehmigung v
sen Ansprüchen genügt. E
surde Praxis, die sich bs in der Fol
verfassungsgerichtsentsc
eingespielt hat: Wir bek
denen alle Details festg
aber noch nicht einmal e
sungsgericht hat gesagt 
dung –:

Der der Regierung von 
politisches Handeln ge
tiver Handlungsbefugni
wird durch den Parlame
Das gilt insbesondere 
über die Modalitäten, 
der Einsätze, die notw
mit Organen internatio

Nahezu das Gegenteil tu
mentspraxis. Das, was mi
jetzt von der Koalition
mentsbeteiligungsgesetzekannt gewor
doch nichts anderes als 
waltenverwischung in Ges
kommen wir nicht weiter.

(Beifall bei der C

Vernetzte Operationsfüh
wirken – warum gilt dies
Hindukusch, im Mittelmee
aber nicht in unserem ei
radezu absurder Zustand,
chemischen Kampfstoffen 
Schutztruppe nach wie vo
ständig ist. 
[FDP]: Sehr schöner
Bonde [BÜNDNIS 90/
ie noch?)

r, dass die Berichtersta
 Haushaltsausschuss, der
e Kollegin Dr.Leonhard,
Herkules“-Projekt und se
ie Aufgliederung dieses 
hard führte aus, die Bun
nn privat vergeben, wen
s sie im Vergleich zu de
swehr für Computer und Ä
r Minister, ich fordere 
nsens im Haushaltsaussch
t zu es sowohl auf
 als auch auf die neuen
orderungen hin neu zu ko
ht die „Megadosenmaut“ w

DU/CSU)

 wir müssen uns auch di
enn wir über vernetzte O
ionalen Rahmen sprechen

eidungsstrukturen über-
ind. Im Gegensatz zum Ko
der Ansicht, das die de
on Bundeswehreinsätzen d
s ist doch eine geradez
ei unge der Bundes-
heidung vom 12. Juli 1
ommen seitenlange Anträg
elegt sind, dürfen als P
in Komma ändern. Das Ver
– ich zitiere aus der E

der Verfassung für auße
währte Eigenbereich exek
s und Verantwortlichkei
ntsvorbehalt nicht berüh
hinsichtlich der Entsche
den Umfang und die Daue
endige Koordination in 
naler Organisationen.

n wir doch in unserer P
r in Berichterstatterges
 über Vorschläge eines 
s beden ist, ist
der Versuch, die bisher
etzesform umzugießen. Da
 

DU/CSU)

rung, vernetztes Zusamme
 in nahezu der ganzen We
r und am Horn von Afrik
genen Land? Es ist doch 
 dass bei einem Angriff
auf eine Kaserne der AB
r die örtliche Feuerweh

Der vielleicht am teuer
cherheitspolitik besteht
die letzte, nicht aber a
tet. Die letzte Gefahr, r kennen gel
der Angriff mit zivilen 
am 11. September 2001 ge
tion in ihrer unendliche
Luftsicherheitsgesetzes 
die Fähigkeit gewinnen, 
vorzubereiten und uns di
anderen Ländern leider s
sind, etwa wenn wir heut
es denn mit den Angriffe
des öffentlichen Nah- un
Beispiel in Tokio oder M
sere Sicherheitsstruktur
Haben wir wirklich ein v
konzept für die Bundesrepub
unserem Land jeder Landr
Falle eines bioterrorist
sie, nach welchen Listen
che Impfstoffe auszugebe
Ländern lange geübt. In 
noch nicht einmal am Anf

Wenn wir das Chaos, das
fahren erlebt haben, auf
Literatur, aber leider a
und auf die Herausforder
zung von innerer und äuß
mehr vorhandenen Trennsc
ben, übertragen würden, 
würden in einem solchen 
schen sterben, die nicht
das ist die eigentliche forderung, v
hen.

(Beifall bei der CDU/
Dr.Wolfgang Gerhard

Das hat man früher als 
net und das verstehen wiHeimatschutz. 

(Rainer Arnold [SPD]:
schutz reduziert

Wenn sich die Bundeswehr
zieht, dann müssen Sie bund in der L
andere Strukturen und di
Verfügung zu stellen. Vo
spiel das THW und den Bu
tionalgarde zusammenfass
sichts der sehr engen öf
alle ja der Ansicht sind
rer Sicherheit keine kl
halte ich es für geradezsurd, für den
neren Sicherheit paralle
weil man an dem alten Doa festhalten
die Bundeswehr unter Ber
sungsordnung nicht auf d
Innern einstellen darf.

(Beifall bei der C

Diese Verantwortung ken
brauchen wir nicht nur dTransformatio
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rag tun, die Anzahl der Sol-
nn die ist durch internatio-

. Ich füge hinzu: Diese Modu-
alb Sinn, weil auch Staaten in
die überhaupt nicht über
s immer erst gefragt werden,
lches Kontingent bildet, um ei-
zusammengesetzten Verband in
können.

igungsminister Peter Struck
 gewählt hat, nimmt die Ver-
von Klaeden, gefordert haben,
sten Mal haben wir einen die
ifenden Ansatz: Die Versorgung
Stabilisierungskräfte, aber auch
rd erstmals von den Teilstreit-
d integriert vorgenommen. Da-
etztschaffen. Wenn
Einsätzen orientierte Gliederung
 ist, glaube ich, die Frage der
ih sinnvoller zu
ch keine Struktur vorhanden

 die Hauptlast tragen müssen.
– wie man neudeutsch sagt –
e von der Opposition haben uns
dig der Bundes-
beim Eurofighter, wo wir stän-
Diese Nachbesserungen wer-
n Verdrängungseffekt im
Beschaffungen, zum Beispiel
tfahrzeuge, auslösen, die wir
brauchen. Ich muss feststellen:
der Bundeswehr so nachhaltig
dass es, sie wieder in
.

nd dem BÜNDNIS 90/

eitachse betrachten. Abgesehen
unlich, dass an ein Schutzkon-
edst, nachdem die
s vorbei war. Ich frage mich,
ich hätten geschützt werden sol-
insatz gemusst hätten.

t gesagt, man soll das Un-
erüstet zu sein. Da frage ich
erüstet sein: gegen das Den-
er gegen das, was Sie da ge-
ir nicht ganz klar, aber das nur
s dann denkt, muss man hin-
n der Bundesrepublik Deutsch-
scheinen oder erscheinen mö-
n Teil der Verteidigung der
nd gegen 
er, wird mit Sicherheit an
nd der NATO geleistet wer-
zen von irgend-
it biologischer Bewaffnung
etwa eine Großstadt in Geiselhaft
hung wäre logischerweise
)

)

wehr, sondern auch die T
ten Sicherheitsarchitekt
Ressortdenken gefragt, s
zung, durch die die Handspielräume d
des Staates wieder erwei
den Grünen behauptet wir
vorzugehen, sondern um i
fahren die notwendigen V
serer Bürgerinnen und Bü

(Beifall bei der C

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kolleg

Fraktion.

Gerd Höfer (SPD): 
Herr Präsident! Meine 

Herren! Wenn die Inhalte
zusammengefasst werden s
punkte, die vonseiten de
nennen: Der eine Schwer
war, das Geld; der ander
des Einsatzes der Bundes im Innern. 
des Einsatzes der Bunde
gleich noch eingehen. De
hat keiner derjenigen, d
haben, die Frage gestell
nere Sicherheit zuständi

Mir hat gefehlt, dass 
trachtet wird, wie sie t
einer vernetzten Antwort
Schäuble. Denn dass die 
internationalen Struktur
auch durch die Bundesweh
wahrer Satz. Aber es is
Schäuble, Sie haben ja f
integrierte Strukturen v
mit der deutsch-französi
dem deutsch-niederländis
nisch-deutschen Korps un
Division schon internati
schon. Das brauchen Sie 

Ich weiß nicht, wie Si
werden diese Einsätze im
ren Aufbaus erfolgen. Wenn si
ren, unter Führung zum B
an Einsätzen teilzunehme
mensetzung vorgenommen. 
tegration, dass Engländ
Amerikaner bis hinunter 
Hauptgefreiten – das Wor
den Dienstgrad, nicht au
einen Zug bilden sollen?

Über diese Aspekte, Her
worden. Sie sind im Rahm
Brigade ausprobiert wordMan ist zu R
zip der Modularität zurü
der alten und der neuen 
zept der NATO eingebette
passen soll. Daher kann
ransformation unserer ge
ur. Hier ist kein klei
ondern eine tatsächliche
lungser Politik und
tert werden; nicht, um –
d – gegen die eigenen L
m Hinblick auf die neuen
orkehrungen zum Schutze 
rger zu treffen.
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e Gerd Höfer von der SP

sehr verehrten Damen un
 der bisherigen Debatte
ollten, wären zwei Schw
r Opposition gesetzt wur
punkt war, wie zu erwart
e Schwerpunkt war die F
wehrAuf die Frage
swehr im Innern werde i
nn in diesem Zusammenha
ie hier zu diesem Thema 
t, wie diejenigen, die f
g sind, selbst gerüstet 

die Bundeswehr einmal so
atsächlich ist. Das führ
 auf den Beitrag des Ko
Bundesrepublik Deutschla
en verwurzelt ist und d
r dokumentiert wird, is
t ebenfalls wahr – Kol
ür den internationalen 
erlangt –, dass die Bun
schen Brigade, dem Euroc
chen Korps, dem dänisch-
d der deutsch-amerikanis
onal vernetzt ist. Das 
also nicht zu verlangen.

e diese Integration sehe
mer im Rahmen eines modula-
ch Länder bereit erklä-
eispiel der VN oder der 
n, wird eine modulare Zu
Oder verstehen Sie unter
er, Deutsche, Franzosen 
zum kleinen Gefreiten o
t „klein“ beziehe ich n
f die Fähigkeiten des Ma
 

r Dr.Schäuble, ist disk
en der deutsch-französis
en. echt zum Prin-
ckgekehrt, weil die Aufs
Bundeswehr in ein Gesamt
t werden muss und dort h
 man nicht, wie Sie, H

Dr.Gerhardt, es in Ihrem
daten beliebig festlegen
nale Abkommen festgelegt
larität macht schon desh
der NATO mitbestimmen, 
Truppen verfügen. So mus
wer bei einem Einsatz we
nen aus Teilen sinnvoll 
den Einsatz schicken zu 

Der Ansatz, den Verteid
mit der neuen Gliederung
netzung, die Sie, Herr 
teilweise vorweg. Zum er
Teilstreitkräfte übergre
der Einsatzkräfte, der 
der Streitkräftebasis wi
kräften weg verlagert un
mit wird eine erste verne Struktur ge
diese übergreifende, an 
der Bundeswehr vorliegt,
finanziellen Mittel und rer Verwendung
beantworten, als wenn no
ist. 

Natürlich wird das Heer
Damit kommen wir zu dem 
Link zu den Finanzen. Si
ein Chaos in Bezug auf e Finanzierun
wehr hinterlassen, etwa 
dig nachbessern müssen. 
den möglicherweise eine
Hinblick auf diejenigen 
die geschützten Transpor
zum Schutz der Soldaten 
Sie haben die Finanzen 
durcheinander gebracht,  schwer ist
einen Rahmen einzuordnen

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN)

Sie können das auf der Z
davon ist es schon ersta
zept für Soldaten erst gacht worden i
Gefahr des großen Kriege
wie die Soldaten eigentl
len, wenn sie in einen E

Der Kollege Schmidt ha
glaubliche denken, um g
mich: Wogegen soll man g
ken des Unglaublichen od
dacht haben? – Das war m
nebenbei. Wenn man diese
sichtlich der Bedrohunge
land, die am Horizont er
gen, differenzieren: Ei
Bundesrepublik Deutschlaterroristische An-
griffe, welcher Art auch imm
der Außengrenze der EU u
den müssen. In diesen Sarien werden
welchen Leuten Raketen m
mit dem Ziel gestartet, 
zu nehmen. Dieser Bedro
(C)sam-
nlic
 Ant
. De
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Thomas Kossendey
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chvoll-
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er
en-

üs-
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ehören
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rüber

, ei-
 Koali-
ster
r auf
en: Das

eutlich
gungs-

alitionsfraktionen angehören,
 werden, dass wir es mit ver-
 tun haben, ist etwas ganz ande-
 reden. Das muss man an dieser
Es wird Ihnen nicht gelingen, ei-
 treiben.

nd dem BÜNDNIS 90/
n Schmidt [Fürth]
ihr werdet im Ergeb-

bnicken.

 haben in der Vergangenheit,
g hatten, über Jahre erlebt, dass
em Ist eine riesige Lücke
 nicht fortsetzen. Die Planungen,
nzpolitischen Rahmen realistisch
ass wir die Dinge tun können,
ich zukunftsfähig machen. Es
uns, den Menschen im Lande
Bundeswehr etwas vorzugau-
re zwischen Planung und Be-
auseinander gehen zu lassen,
l gewesen ist.

minister hat heute Morgen
ochklares Bekennt-
 unterstützen wir ihn

lting [FDP]: Na!)

rpflicht ist aus vielen Gründen
z auch sicherheits-

ting [FDP]: Was sagt 

artner dazu eine andere Mei-
mnis. Das müssen wir nicht extra
eser Frage eine Klärung herbei-
auchinde, es muss in
geme deutlich wer-
um eine der wesentlichen gesell-
n handelt und nicht in erster
itische. Deswegen werden wir
ellen  vor Ende der
it befassen. 

erhardt – er ist nicht mehr
rt, die Beibehaltung der Wehr-
e uneudung im Be-
 mich, was er damit
ig sbildung nicht
flicht geleistet, sondern auch
 Ausbildung zu durchlaufen.
ührenht es doch –,
dseinsätzen zurzeit und in naher
ge ind, um diese
quantitativ bestehen zu können,
aus meiner Sicht völlig unver-
)

)

lich ausgeht. Wie bewert
den Umstand, dass der Mi
Leute schon mit dem Hinw
nig, in Faßberg alles di
terlüß brauche man sich 

(Hubertus Heil [SPD]: 

Ulrike Merten (SPD): 
– Das wollte ich auch g

meinden, die diese Auss
darüber freuen.

(Beifall bei Abgeord

Wir reden doch hier über
über einzelne Punkte.

(Eckart von Klaeden [
Florian, verschon mei
an!)

Ich bin ganz sicher, Her
sind und Sie die hinreic
ein Standort, den Sie been, wahrsche
bleiben wird, dann werd
diese Richtung treffen. 
fügen, dass das in Gänze
den wird und ein Schuss erheit blei
das aus meiner Sicht ein
ziehbarer Vorgang.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Erlauben Sie eine Na

Kossendey?

Ulrike Merten (SPD): 
Nein, ich würde meine A

setzen.

Ich habe gerade über d
Bundeswehr gesprochen un
schen in der Bundeswehr auch die Fam
sen Prozess einnehmen un
sen. Dies wird nur glück
uns gesetzt wird, nicht 
auch verlässliche Finanzierungsgrundlagen. Desw
gen bin ich ganz sicher,wir es im Jah
mit einem deutlich erhöh
zu tun haben, was auch ingend notwen
dieser Transformationspr
sind wir uns, glaube ich

Aber wenn heute in dies
nen Keil zwischen die Ve
tionsfraktionen und den
auf der einen Seite und
der anderen Seite zu tre
wird Ihnen nicht gelinge

(Günther Friedrich Nol
lege Arnold hat sich 
ßert!)

– Herr Kollege Nolting, 
zu machen, dass auch die
en Sie vor diesem Hinter
nister im Celler Nordkre
eis beruhigt hat, es sei
cht zu machen, und auch 
keine Sorgen zu machen?

Freuen Sie sich doch!)

erade sagen. – Die Stand
age haben, können sich d

neten der SPD)

 ein Gesamtkonzept und n

CDU/CSU]: Sankt
n Haus, zünd andre

r Kollege: Wenn Sie unte
henden Erkenntnisse habe
suchinlich erhalten
en auch Sie eine Aussage
Am Ende werden Sie aber 
 am Ende des Jahres ent
Unsichbt. Insofern ist
 völlig normaler und na

chfrage des Kollegen

usführungen jetzt gerne 

en Wandlungsprozess in d
d gesagt, dass wir die M
und ilien für die-
d sie dabei mitnehmen m
en, wenn das Vertrauen, 
enttäuscht wird. Dazu g
e-
 dass re 2007 wieder
ten Ansatz des Einzelpla
drdig ist, wenn
ozess gelingen soll. Da
, einig.

er Debatte versucht wird
rteidigungspolitiker der
 Bundesverteidigungsmini
 den Bundesfinanzministe
iben, dann sage ich Ihn
n.

ting [FDP]: Der Kol-
doch gestern so geäu-

darauf zu bestehen und d
 Mitglieder des Verteidi

ausschusses, die den Ko
sehr wohl darauf drängen
lässlichen Grundlagen zu
res als das, worüber Sie
Stelle deutlich machen. 
nen Keil zwischen uns zu

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN – Christia
[CDU/CSU]: Das heißt, 
nis alles abnicken!)

– Es geht nicht um ein A

Ich sage aber auch: Wir
als Sie die Verantwortun
zwischen dem Soll und d
klaffte. Das sollten wir
die den derzeitigen fina
abbilden, führen dazu, d
die die Bundeswehr wirkl
macht doch keinen Sinn, 
und den Menschen in der 
keln und damit die Sche
schaffung immer weiter 
wie es bei Ihnen der Fal

Der Bundesverteidigungs
in seinen Ausführungen n einmal ein 
nis zur Wehrpflicht abgelegt. Darin
ausdrücklich.

(Günther Friedrich No

Die Beibehaltung der Weh
richtig. Dazu zählen gansdrücklich au
politische Begründungen.

(Günther Friedrich Nol
Bonde dazu?)

– Dass unser Koalitionsp
nung hat, ist kein Gehei
sagen. – Aber dass in di
zuführen sein wird, ist  klar. Ich f
dieser Debatte, die wir insam führen,
den, dass es sich dabei 
schaftspolitischen Frage
Linie um eine parteipol
uns dieser Diskussion stund uns noch
Wahlperiode intensiv dam

Wenn der Herr Kollege G
hier – wie vorhin ausfüh
pflicht bedeute auch einendliche Verg
reich der Ausbildung, dann frage ich
meint. Wenn ich es richtsehe, wird Au
nur im Bereich der Wehrp
Zeitsoldaten haben eine
Wenn wir uns vor Augen f – darum ge
dass wir auch bei Auslan
Zukunft auf Wehrpflichtiangewiesen s
Einsätze qualitativ und 
dann ist diese Äußerung 
ständlich.
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Ulrike Merten
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diese
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Beck

egin-
wenige
uswir-

der gegenwärtige Umbau der
Umbau notwendig ist, wird
eses Hauses bestritten.

llegin Wohlleben, noch einmal
nknüpfen. Richtig am neuen
die Bundeswehr an die neuen si-
menbedingungen anzupassen
sätzen im Ausland zu befähigen.
l auchorientierte Dis-
Stabiund Unterstüt-
ahezu ausschließliche Konzen-
tionsfähigkeit vernachlässigt den
, nämlich die Verteidigung des

ut und ständig

DU/CSU)

 zwar in Ihren Verteidigungspo-
ch diormuliert. Sie
Rede dankenswerterweise – ich
zentverschiebung vorgenommen
rteidigung als wesentliche Auf-
 in den Mittelpunkt gestellt.
etzt vorgesehenen Strukturpla-
prechende Abbildung statt. 

ie ich meine, fatale Wirkung
weisen. Die einseitige Konzen-
ätze unterhöhlt im Grunde im-
on innen; denn für dieses Aufga-
itten Zeit- und Berufssoldaten
e eignen sich dafür nicht und
echtslage überhaupt nicht in
kt werden. Wozu brauchen wir
h? Sind Wehrpflichtige dann
 In der gegenwärtigen Diskus-
et, die icher-
r zu begründen. Ich meine, das
und behaupte, die allgemeine
s sicherheitspolitisch begrün-
den Anforderungen auch an die
sverteidigung unschwer und
sonalintensive Aufgaben wie
ekte und logistischer Einrich-
oßen sind nur dann
s im Frieden eine ausreichende
 entsprechende Aufwuchs- und
Verfügung stehen. 

DU/CSU)

 sozusagen als Netz und dop-
tfall auch in Deutschland rea-
l Wellershoff hat einmal da-
 Hause verwundbar ist, dessen
ind draußen beschränkt. – Mit
, die sich zufälligerweise in den
ernen aufhalten – liebe Frau
desich sehr wohl
enn jeder dritte Standort aufge-
ir uns vor Augen halten –, die
bildeie sich gerade
)

)

Ich will im Zusammenha
dieser Stelle nicht noch
typen bemühen. Auch eine
wäre kein Fremdkörper in
selt wie ein Krebsgeschw
handelt und denkt. Dies nehmen hieße
rige Geschichte und Entw
zur Kenntnis zu nehmen. 
Prinzip der inneren Führung, das sich au
Streitkräfte bezieht und
gen, in seinem Erfolg in

Gerade auch vor dem Hi
Einsätze und der Rolle d
zen wäre das geradezu ab
ten sprechen, dann gehör
Hier dürfen wir selbstbe
gens jenseits technologi
orientierter Ausrüstung 
gabenspektrum, in der S
Building zu betreiben, e
rer Partnernationen bene
dass wir auch diesem Asp
sondere Qualität verleihd ihn mit Na
dert haben. Das Prinzip 
nur für die Zeit des Ost
ist, glaube ich, etwas, 
diesen Zeiten in beispi
nachkommen kann.

(Beifall bei der SPD s
des BÜNDNISSES 90/DIE

Ich glaube, bei allen U
aus deutlich geworden si– wir wollen 
nicht nur mitteilen, wor
Konflikt und die Auseinaetzung gehö
Debatte –, ist eine gute
Diskussion in den Fachau
lässt sich aus beiden Anen der Opposi
sen – es gibt, gerade au
hohes Maß an Übereinstim
Dinge, dass wir uns bei 
Fachausschüssen wieder 
konzentrieren können. Ic
Ziele, nämlich mehr Sich
Bürger unseres Landes, e
Schaffung einer Welt, inle in Friede
heit miteinander leben k

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD s
des BÜNDNISSES 90/DIE

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der 

von der CDU/CSU-Fraktion

Ernst-Reinhard Beck (Reutlingen)  
Sehr geehrter Herr Präs

nen und Kollegen! Ich bi
politische Weichenstellu
kungen für Deutschland, e Sicherheit
ng mit der Wehrpflicht a
 einmal sattsam bekannte
 Armee ohne Wehrpflichti
 der Gesellschaft, der a
ür fern von der Gesells
anzu die 50-jäh-
icklung der Bundeswehr n
Es hieße im Übrigen auch
f die gesamten
 nicht nur auf die Wehr
frage zu stellen.

ntergrund international
er Bundeswehr in diesen 
surd. Wenn wir über Fähi
t das für mich zwingend 
wusst sein. Wir bringen 
scher Fähigkeiten und e
– für das wahrscheinlich
tabilisierungsphase Nat
twas mit, um das uns vie
iden. Insofern bin ich s
ekt in unserem Antrag ei
en unchdruck gefor-
der inneren Führung hat
-West-Konflikts getaugt,
mit dem die Bundeswehr g
elhafter Weise ihren Ein

owie bei Abgeordneten 
 GRÜNEN)

nterschieden, die heute 
nd uns gegenseitig
in wir uns einig sind, 
ndersren zu einer
 Grundlage für eine nac
sschüssen gegeben. Denn 
trägtion herausle-
ch was die Analyse ange
mung. Insofern bin ich g
der Beratung der Anträge
auf die gemeinsamen Zie
h bin sicher, dass wir 
erheit für die Bürgerinn
in Leben in Wohlstand un
 der aln und in Frei-
önnen, gemeinsam anstreb

owie bei Abgeordneten 
 GRÜNEN)

Kollege Ernst-Reinhard 
.

(CDU/CSU):
ident! Meine lieben Koll
n davon überzeugt, dass 
ngen so weit reichende A
sein und für unsere

Gesellschaft haben wie 
Bundeswehr. Dass dieser 
wohl von keiner Seite di

Ich darf, liebe Frau Ko
an die Gemeinsamkeiten a
Konzept ist sicherlich, 
cherheitspolitischen Rah
und sie zu schnellen Ein
Schlüssig ist prinzipiel das einsatz
positiv aus Eingreif-, lisierungs- 
zungskräften. Aber die n
tration auf die Interven
eigentlichen Kernauftrag
eigenen Landes, den Schutz Deutschlands und seiner
Bürger. Das muss man ganz delich sagen
wiederholen. 

(Beifall bei der C

Herr Minister, Sie haben
litischen Richtlinien auese Aufgabe f
haben in Ihrer heutigen 
glaube, dass Sie eine Ak
haben – auf die Landesve
gabe hingewiesen und sie
Aber was fehlt? In den j
nungen findet keine ents

Ich möchte auf eine, w
dieser Argumentation hin
tration auf Auslandseins
plizit die Wehrpflicht v
benspektrum sind unbestr
notwendig. Wehrpflichtig
dürfen nach geltender R
Auslandseinsätze geschic
sie dann eigentlich noc
nicht unnötiger Ballast?
sion wird häufig behauptWehrpflicht sei s
heitspolitisch nicht meh
Gegenteil ist richtig, 
Wehrpflicht kann und mus
det werden. Sie ist aus 
neue Landes- und Bündni
zwingend abzuleiten. Per
der Schutz wichtiger Obj
tungen oder Hilfe bei gr Katastrophen
zu erfüllen, wenn bereit
Truppenstärke sowie eine
Mobilmachungsstärke zur 

(Beifall bei der C

Wir brauchen Strukturen
pelten Boden, um im Erns
gieren zu können. Admira
rauf hingewiesen: Wer zu
Handlungsmöglichkeiten s
Berufs- und Zeitsoldaten
wenigen verbliebenen Kas
Kollegin Merten, die Bunwehr zieht s
aus der Fläche zurück, w
löst wird; dies müssen w
nicht entsprechend ausget sind und d
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Ernst-Reinhard Beck (Reutlingen)
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ie Überweisung der Vorlagen
56, 15/2662 an
aufgeführten Ausschüsse vorge-
 einverstanden? – Das ist der
weisungen so beschlossen.

ngspunkt 4a sowie Zusatz-

ichtung durch die Bundesre-

–

d Arbeit (f)

hutz, Ernährung und 

 und Wohnungswesen

edien

s der Abgeordneten Rainer
, Daniel Bahr (Münster),
 und der Fraktion der FDP

d Arbeit (f)

nheitischen Union

nellen Vereinbarung ist für die
telstunde vorgesehen. Sind Sie
as ist der Fall.

che. Als erster Redner hat der
ekretär Gerd Andres das Wort.

etär beim Bundesmi-
d Arbeit: 
ehr geehrten Damen und Her-
ute über den Bericht, den das
eine Tätigkeit in den Jahren
hat. Ich halte diesen Bericht in
en. Das Bundeskartellamt stellt
bliche Ordnung in der Bundes-
ioniert. Wettbewerb und Wett-
schland brauchen einen inter-
ht zu scheuen.

ertus Heil [SPD])

r niren, dass wir
en. Die 
reits in
ungsentwurf wird in Kürze vor-

damit auch die Tätigkeit der
ch dadurch in weiten Teilen
)

)

auf ihren Auslandseinsat
Einsätze im Innern bestr Dies geht a
unzureichend ausgebildet
dig sind eigens dafür a
Kräfte. 

Der Wehrpflicht droht 
durch die jetzige Einbeungspraxis, 
Wehrgerechtigkeit, wie ich meine, 
wird. Vielleicht hoffen 
die Wehrpflicht auf juri
die Wehrungerechtigkeit 
nimmt, dass nur noch 10 
eingezogen werden. Der S
Bürgerinnen und Bürger e
zur Rekonstitution sowieUnterstützun
tastrophen und Unglücksf
ren Argumenten – auch k
pflicht. Motivierte und
Reservistinnen tragen be
gen Engagement in hohem 
tragserfüllung der Bunde

(Beifall bei der C

Die neue Reservistenkonzeption wird sch
im Zusammenhang mit der 
deswehr verwirklicht wer
davor, wie geplant, alle
Truppenteile, Ersatzbata
und Reservelazarettgrupp
rungen willen aufzulösen
Strukturen auf, die spä
werden. Einmal aufgelöst
verloren. Zudem gerieten
visten ins militärische 
das die staatliche Gemei
lang zählen konnten, wü
ausgerechnet zu einem Z
landseinsätze und die te
land vor eine neue Hera
stelle eines Kahlschlag
schrittweise Anpassung a
notwendig? Wäre vor alle
sam abgestimmtes Kräfted
ren Sicherheit und des K
dies sinnvoll?

Gestatten Sie mir zum 
Präsident eines Verbande
einen hoheitlichen Auftr
Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr
ist bereit, im Rahmen di
wortung zu übernehmen. E
Kompetenz, noch intensiv
füllung der Streitkräfte
unseres Landes und seine
zutragen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der C

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Ausspr
z vorbereiten, kann man 
eiten.uch nicht mit
en Wehrpflichtigen. Not
usgerüstete und ausgebi

zudem erhebliche Gefahr
rufdurch die die
ad absurdum geführt
manche darauf, dass die 
stischem Wege entsorgen,
in einem solchen Maße z
bis 15Prozent eines Jahr
chutz Deutschlands und s
inschließlich der Befähi
 die g bei Naturka-
ällen begründen – neben 
ünftig die allgemeine We
 qualifizierte Reservist
reits heute mit ihrem fr
Maße zur erfolgreichen A
swehr bei. 

DU/CSU)

rittweise
Weiterentwicklung der Bu
den müssen. Dabei warne 
 250nicht aktiven Verbän
illone, Heimatschutzbata
en, um kurzfristiger Ei
. Herr Minister, Sie lös
ter vielleicht dringend 
, sind sie unwiederbrin
 Zigtausende engagierter
Abseits. Auf ihr Engagem
nschaft und die Bundeswe
rde dann dankend verzich
eitpunkt, wo vermehrte A
rroristische Bedrohung D
usforderung stellen. Wär
s nicht auch hierbei 
n die veränderten Aufga
m im Hinblick auf ein ge
ispositiv im Bereich der
atastrophenschutzes nich

Schluss eine Bemerkung a
s, der von diesem Hohen 
ag erteilt bekommen hat

eses Konzeptes verstärkt
r besitzt das Potenzial 
er als bisher zur Aufgab
 und zum Wohle der Sich
r Bürgerinnen und Bürger

DU/CSU)

ache.

Interfraktionell wird d
auf den Drucksachen15/26 15/2388 und
die in der Tagesordnung 
schlagen. Sind Sie damit
Fall. Dann sind die Über

Ich rufe den Tagesordnu
punkt 2 auf:

4a) Beratung der Unterr
gierung

Bericht des Bundeskartellamtes über seine Tä-
tigkeit in den Jahren 2001/2002 sowie über die
Lage und Entwicklung auf seinem Aufgaben-
gebiet und Stellungnahme der Bundesregie-
rung
– Drucksache 15/1226 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft un
Rechtsausschuss
Ausschuss für Verbrauchersc
Landwirtschaft
Ausschuss für Verkehr, Bau-
Ausschuss für Tourismus
Ausschuss für Kultur und M

ZP 2 Beratung des Antrag
Brüderle, Gudrun Kopp
weiterer Abgeordneter

Für einen wirksamen Wettbewerbsschutz in
Deutschland und Europa
– Drucksache 15/760 –
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft un
Rechtsausschuss
Ausschuss für die Angelegeen der Europä

Nach einer interfraktio
Aussprache eine Dreivier
damit einverstanden? – D

Ich eröffne die Ausspra
Parlamentarische Staatss

Gerd Andres, Parl. Staatssekr
nister für Wirtschaft un
Herr Präsident! Meine s

ren! Wir diskutieren he
Bundeskartellamt über s
2001 und 2002 vorgelegt 
der Hand; er hat 371Seit
fest, dass die wettbewer
republik insgesamt funkt
bewerbskontrolle in Deut
nationalen Vergleich nic

(Beifall des Abg. Hub

Dies soll und kann abecht dazu füh
uns zufrieden zurücklehn7. Novelle des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist be
Vorbereitung. Der Regier
gelegt.

Das Kartellgesetz und 
Kartellbehörde werden si
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Parl. Staatssekretär Gerd Andres
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CSU und der FDP –
Dabei hätten Sie doch
ehabt! Die Geschäfts-
Bundestages ermög-
Schauerte!)

nft auch verstärkt tun.

 Das ist eine Mittei-
 Fraktion!)

schon an Sie. Die Bundesregie-
viel Zeit gelassen, bevor sie we-
hme dazu abgegeben hat.

nge. Im Wettbewerbsrecht
Wachial. Je inten-
 gestalten, umso größer ist das
ner Volkswirtschaft.

: Auch für das 

erk, in festen Regeln; das sagt
aft,– Tatsache ist,
en Freiheitsgrad und auf die
 den letzten Jahren abgefallen
en n sind wir hin-
grades der Volkswirtschaft auf
iserabler Platz. Aber das ist auch
Sie mit dem Wettbewerbsrecht
 umgehen. Das ist schon be-

, über die wir hier sprechen?
 schaffen wir es, 
ühren? In diesem Punkt sind
n im Prinzip auf der ganzen Linie
nnte Ihnen Stellen aus diesem
legen, wo wir stehen geblieben
tungsdauer des Postmonopols
ewerb durch das Briefvertei-
Im Energiebereich haben wir
t einmal 5 Prozent der Leute um-
ommunikationsbereich gibt es,
5 Prozent Festnetzanschlüsse
 laufenden Debatte über das Te-
st im Zweifel gegen den Wett-
zutritte, gegen Öffnung und
er Monopolsituation und den
ritten worden.

Unsinn! Schauen Sie
wurf! – Doris Barnett
nterstellungen!)

haben die Möglichkeit eines freien
chlechtert, indem Sie diesen
eich mehr als stiefmütterlich
chädliche Weise – behandeln.
, dann dieser Stelle
 unsere Volkswirtschaft, die
m aus unserer wirtschaftlichen
icht geben.

CSU und der FDP)
)

)

Außer der Anpassung de
eventuell auch zusätzlic
in Betracht. Schon nach endem Kartel
vieles möglich. Eine ges
perationsmöglichkeiten k
sein. Dabei ist insbeson
zu denken.

Meine sehr verehrten Da
vielfalt ist ein so hohe
jede Fantasie aufbringenund jede Anst
nehmen sollten, um sie u
gemeinsam daran mitwirke
wird.

Für den Bericht des Bun
dargestellten Initiative
schäftigten des Bundeska
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Es würde sich eigentlic
länger über die Aktivitä diesem sehr
und erkenntnisreichen Be
sprechend nachzuzeichnen

(Ernst Hinsken [CDU/CS
im Ausschuss!)

Dazu besteht leider nic
denke, andere Redner wer
Berichtes eingehen.

Ich darf mich herzlich 
ken.

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der 

der CDU/CSU-Fraktion.

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine s

ren! Herr Kollege Andres
sagt wird, wie wichtig d
lich sehr bedauerlich, 
betreffend die Jahre 200
2004, diskutieren,

(Hubertus Heil [SPD]: 
hat im Sommer Stellung
ten wir also leicht fr

der Minister nicht da is
chen haben, was in dem cht steht – 
das zu peinlich oder zu –, sondern üb
ansteht. Das passt nicht
lich.

(Klaus Brandner [SPD]
men!)

Wir werden nicht mehr d
und interessanten Berich
den Grad an Freiheit in 
r Fusionsregeln kommen
he Kooperationsmöglichk
geltlrecht ist hier
etzliche Absicherung der
önnte jedoch durchaus hi
dere an Anzeigenkooperat

men und Herren, die Pres
s Gut in der Demokratie,
 rengung unter-
ns zu erhalten. Lassen S
n, dass dieses Ziel err

deskartellamtes und die 
n und Aktivitäten will i
rtellamtes ausdrücklich 
iche gilt für die Stell
g. 

h anbieten, umfangreiche
ten in inhaltsreichen
richt zu diskutieren und
.

U]: Das machen wir 

ht die Möglichkeit. Abe
den auf andere Aspekte d

für die Aufmerksamkeit b

nd dem BÜNDNIS 90/

Kollege Hartmut Schauert

ehr geehrten Damen und H
, es ist ja schön, wenn 
er Bericht ist. Aber es 
dass wir über diesen Be
1 und 2002 erst heute, i

Die Bundesregierung
 genommen! Das hät-
üher machen können!)

t und Sie nicht über das
Berivielleicht war
viel er das, was neu
 zusammen; es ist sehr b

: Es gehört zusam-

ulden, dass solche wicht
te über die Konzentrati
unserer Volkswirtschaft 

spätet und so lieblos p
Das hat an Ihnen gelegen

(Beifall bei der CDU/
Klaus Brandner [SPD]: 
die Gelegenheit dazu g
ordnung des Deutschen 
licht Ihnen das, Herr 

– Das werden wir in Zuku

(Klaus Brandner [SPD]:
lung an Ihre eigene

– Nein, die Kritik geht 
rung hat sich unendlich 
nigstens eine Stellungna

Es geht um wichtige Di
steckt eine ganze Menge stumspotenz
siver wir den Wettbewerb
Wachstumspotenzial in ei

(Hubertus Heil [SPD]
Handwerk?)

– Ja, auch für das Handw
die soziale Marktwirtsch Herr Heil. 
dass wir in Bezug auf d
Wettbewerbsfreiheiten in
sind. Nach internationalUntersuchunge
sichtlich des Freiheits
Platz 18 gelandet, ein m
ein Zeichen dafür, wie 
und dem Bundeskartellamt
dauerlich.

Welches sind die Blöcke
Der erste Block ist: WieStaatsmono-
pole in den Markt zu überf
wir in den letzten Jahre
stehen geblieben. Ich kö
Bericht zitieren, die be
sind. Wir haben die Gel
verlängert und den Wettb
lungsmonopol erschwert. 
die Situation, dass nich
gestiegen sind. Im Telek
glaube ich, noch immer 9
im alten Monopol. In der
lekommunikationsgesetz i
bewerb, gegen neue Markt
für eine Verlängerung d
Schutz der Monopole gest

(Hubertus Heil [SPD]: 
doch einmal in den Ent
[SPD]: Das sind Ihre U

Das ist Ihre Linie. Sie 
Marktzutritts noch vers
wichtigen Wettbewerbsber
– ich würde sage: auf s
Wenn Sie so weitermachen wird es an
die Wachstumsimpulse für
wir dringend brauchen, u
Misere herauszukommen, n

(Beifall bei der CDU/
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Frau Kollegin Hustedt zur Erwiderung.

Michaele Hustedt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Zunächst zu den Energiekosten. Sie wissen genau,

dass die EEG- und KWK-Umlagen der kleinste Bestand-
teil sind. Den Hauptanteil der von Ihnen so genannten
staatlichen Belastungen machen die Konzessionsabgabe,
die es schon ewig gibt, die Mehrwertsteuer und die Öko-
steuer aus. Dass Sie aber immer wieder die erneuerbaren
Energien ins Zentrum stellen, wenn Sie über Energie-
preise reden, zeigt ganz klar, dass Sie schlichtweg gegen
die Weiterentwicklung der erneuerbaren Energien sind.
Das haben Sie auch bei der Beratung des Erneuerbare-
Energien-Gesetzes gezeigt. Sie verstecken Ihre Haltung
nur hinter dem Energiekostenargument. Aber darauf fällt
kein Mensch herein.

Zweiter Punkt. Sie sind anscheinend die letzten Mohi-
kaner, die noch darauf setzen, dass es keiner Regulie-
rung bedarf. 

(Gudrun Kopp [FDP]: Das ist nicht wahr! –
Rainer Brüderle [FDP]: Stimmt doch gar
nicht!)

In allen Ländern Europas ist klar, dass man sagt: Wenn
es ein Netz gibt, das ein natürliches Monopol darstellt,
dann ist es sinnvoll und richtig, dass der Staat als
Schiedsrichter Regeln aufstellt, die er dann auch kontrol-
liert und überwacht. 

(Dirk Niebel [FDP]: Guten Morgen! – Weitere 
Zurufe von der FDP)

Wenn man aber nur fünf Leute für diese Kontrolle und
Überwachung einsetzen will, dann will man keine Regu-
lierung. Man braucht schon ein paar Leute mehr dafür.
Sagen Sie also Ja oder Nein, aber tun Sie nicht so, als
seien Sie für den Staat als starken Schiedsrichter, obwohl
Sie die entsprechende Behörde nicht ausstatten wollen.
Das empfinde ich als unglaubwürdig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Letzter Punkt ist das Thema Rexrodt und Eon/Ruhr-
gas-Fusion. Es tut mir Leid, aber Herr Rexrodt hat sich
damals in der Presse mehrmals öffentlich geäußert. Au-
ßerdem ist er in dieser Situation – Herr Brüderle war da-
bei; Herr Schauerte kann sich auch noch genau daran er-
innern – im Ausschuss aufmarschiert. 

(Rainer Brüderle [FDP]: Er war nie im Aus-
schuss! Das ist falsch, was Sie sagen!)

– Aber hallo, er ist im Ausschuss aufmarschiert und hat
auch das Wort ergriffen. Er hat sich aktiv eingemischt
und dafür gesorgt, dass die FDP die Meinung vertrat,
dass nicht diskutiert werde. Das besondere Ge-
schmäckle, das es hier gegeben hat, als er sich öffentlich
und intern zu Wort gemeldet hat, besteht darin, dass er
Teilhaber an einer PR-Agentur ist, die BP berät und von
diesem Deal profitierte. BP hat von diesem Deal profi-
tiert.

(Dirk Niebel [FDP]: Ruhrkohle gehört doch zu 
Eon! Ist da nicht Frau Röstel?)

Da wir schon über Geschmäckle reden, kann ich nur
sagen: Das damalige Eingreifen von Herrn Rexrodt war,
was den liberalen Stellenwert der FDP betrifft, hochgra-
dig unglaubwürdig.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Silke Stokar von Neuforn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Geradezu
skandalös!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Rainer Brüderle von der

FDP-Fraktion.

Rainer Brüderle (FDP): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der

Stellungnahme der Regierung zum Tätigkeitsbericht
heißt es: 

Um das Wachstumspotenzial der deutschen Volks-
wirtschaft nachhaltig zu erhöhen und wieder mehr
Beschäftigung und weniger Arbeitslosigkeit zu er-
reichen, sind auf vielen Politikfeldern … tief grei-
fende … Reformen notwendig. 

Das ist wohl wahr.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Ja!)

Die Frage ist nur: Warum handeln Sie nicht danach? 

(Hubertus Heil [SPD]: Ach, Quatsch!)

Warum machen Sie sich zum Erfüllungsgehilfen der
Bremser, der Ewiggestrigen, der Bewahrer und der An-
spruchsgesellschaft? 

Heute sprechen wir über Wettbewerb. Dazu schreibt
die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme weiter:
„…das Wettbewerbsrecht kann einen wichtigen Beitrag
für mehr Wachstum und Beschäftigung leisten“. Auch zu
dieser Erkenntnis kann man der Bundesregierung herz-
lich gratulieren. 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Weil es 
richtig ist!)

Die Frage ist nur: Warum handeln Sie nicht danach? 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Ernst 
Hinsken [CDU/CSU])

Warum nehmen Sie, wenn Sie wettbewerbspolitische
Entscheidungen treffen und Ihre Gesetzentwürfe erarbei-
ten, immer wieder Rücksicht auf Monopol- oder Kar-
tellinteressen einzelner Wirtschaftsbereiche?

(Hubertus Heil [SPD]: Das tun Sie doch!)

Warum haben Sie entgegen jedem Rat der Fachwelt
das Postmonopol über die Brüsseler Schiene verlängert?
Warum sprechen Sie sich unter den Aspekten Wettbe-
werb und Management gegen die Europäische Richtlinie
zu Unternehmensübernahmen, kurz: VW, aus? Warum
haben Sie die Fusion von Eon und Ruhrgas entgegen je-
dem wettbewerbsrechlichen und wettbewerbspolitischen
Rat per Ministererlaubnis möglich gemacht? Warum
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as an malen. Die
s. Scch einmal an,
aus der rechten Ecke es in
lkampf gegeben hat!

SPD)

 ich mache Ihnen ein sachli-
. GWB-Novelle, die jetzt an-
Berichterstatter in Ruhe und jen-
 Debatte miteinander reden.

]: Sie haben ange-

B ist das Grundgesetz der
 der Sache dient, haben wir
h des GWB miteinander, also
inweg, erarbeitet.
)

)

Die deutsche Sozialdemo
Geschichte. Sie hat sich
gesamten Beteiligungen irer Geschich
beitet.

(Beifall bei der 

Ich will darauf hinweise
reits zwei politische Kr von ganz re
links gab, die die SPD 1
net haben. Heute verfügtBeteili-
gungen – beispielsweise an Zeitungen –, ohne
redaktionell Einfluss zu
der ärgert, wenn ich di
lese oder an einige Zeit

Wir haben diese Beteiligen deshalb,
terzeitungen gegründet w
vorher Nationalsozialist
wir nach der deutschen Eit zu Recht 
zugesprochen bekommen ha

(Eckart von Klaeden [C
cher Regierung de

Wir haben uns das selbs
schwarze Koffer zuschieb
schied.

(Lebhafter Beifall un
SPD – Beifall beim BÜN
NEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Heil, erla

des Kollegen Schauerte?

Hubertus Heil (SPD): 
Sehr gern.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte schön.

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): 
Herr Kollege Heil, ich 

dass Sie mir, der ich ei
leistet habe, 

(Beifall des Abg. Erns
Lachen bei der SP

der mit dem hier zu beha
sehr eng verbunden war –
gen und Meinungsvielfalt
dass Sie mit einer solch
sind offensichtlich tief

Können Sie bestätigen, 
Demokratieverständnis ha
beiten sollten, dass sic
Veröffentlichung von Mei
medien als auch in den R
so weit wie möglich nich

(Beifall bei Abgeordne
der FDP)
kratie hat eine sehr st
 ihr ganzes Vermögen und
n ihte ehrlich erar-

SPD)

n, dass es in der Geschi
äftechts und ganz
933 und nach dem Krieg e
 die SPD wieder über 
 jedoch
 nehmen, was mich hin un
e „Hannoversche Allgemei
ungen in Ostdeutschland 

gun weil Arbei-
urden, weil Kommunisten 
en uns enteignet haben u
inhewieder Anteile
ben.

DU/CSU]: Von wel-
nn?)

t erarbeitet. Sie haben
en lassen. Das ist der 

d Bravo-Rufe bei der
DNIS 90/DIE GRÜ-

uben Sie eine Zwischenf

bin mehr als erstaunt da
nen sehr sachlichen Bei

t Hinsken [CDU/CSU] – 
D)

ndelnden Sachverhalt wir
 es geht um Pressebeteil
 –, Demagogie unterstell
en Retourkutsche reagier
 verletzt.

dass wir heute ein mode
ben und dass wir darauf 
h Parteien an der Produk
nungen sowohl in den Pr
undfunk- und Fernsehanst
t beteiligen sollten?

ten der CDU/CSU und 

Können Sie auch bestäti
mittlerweile eigentlich 
kratieverständnisses meh
SPD genau diesen Teil i
noch vergrößert?

(Wilhelm Schmidt [Sal
stimmt überhaupt nicht
ist! Das ist Ihre dema

Wäre es nicht modern, si
ziehen und in die Bereic investieren
nicht in den Verdacht ko
nungen verändern, beeinf
wollen?

(Beifall bei Abgeordn

Hubertus Heil (SPD): 
Herr Kollege Schauerte,

Ihnen sagen, dass die de
chen Demokratieverständn
konservativen Ecke brauc

(Beifall bei der SPD 
[CDU/CSU]: Offensich

– Nein.

Zweiter Punkt – das sag
Diese Debatte hat einen 
versuchen in Hessen und 
rung des Presserechts in
Eigentum der SPD einzugr

(Hartmut Schauerte [CD
tig ist! Das ist gut 

Ich sage Ihnen Folgendes
in der Geschichte meine
worden. Zweitens. Im Geg
Menschen diesbezüglich i
ser: schwarzmachen – wol
reich keinen Einfluss au

(Eckart von Klaeden [
doch gar nicht wahr! 
[CDU/CSU]: Sie wissen 
stimmt!)

Sie versuchen ständig, d die Wand zu
Realität sieht anders auhauen Sie si
welche Meinungskartelle 
Hamburg beim letzten Wah

(Beifall bei der 

Herr Kollege Schauerte,
ches Angebot. Über die 7
steht, sollten auch die 
seits dieser aufgeregten

(Dagmar Wöhrl [CDU/CSU
fangen!)

Sie haben Recht: Das GW
Marktwirtschaft. Weil es
viele Novellen im Bereic
über die Parteigrenzen h
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Hubertus Heil

achlich
e Un-
Bereich
ser Me-

t, Herr

 wir
wie die

s-
in
neh-
eine
r eine
Kon-

sachlich

ens
n Lese-
ück-
tun-
it

ternet
er sol-
en, die

Bun-
schlos-
uns gibt
diesem

keinen
cht,
Hand-
ngen
r reden.
in einem
chten

it
gern, den
ch einge-
aber
itte
chon
r Me-

britischen und amerikanischen
 Er könnte dies auch auf dem
ne dabei mit dem deutschen
 zu geraten; denn das GWB um-
noch Amerika, noch Großbritan-
uss man darüber reden, wie die
utschland überlebensfähig sein

der Meinung, wir würden uns
rolle zu schaffen machen, um
der Springerkonzern – nahe ste-
un? 

CDU/CSU]: Das ist
er Regierungspo-

schen Wettstreit nicht einfach
ns massiv Sorgen um den Zu-
ungsmarktes machen? So viel
einer solchen Debatte sein. Wir
darüber unterhalten können,

U/CSU]: Sie denken 
Herr Heil!)

h, dass nicht alles eigenstän-
 haben es in diesem Bereich mit
un. Wir müssen sehr sorgfältig
öglichkeiten für Zusammen-
gung geschaffen werden kann,
zukünftig ihre redaktionelle Ei-

U/CSU]: Sie denken 
erium!)

ich auch um Beschäftigung.
rnalistinnen und Journalisten
tungsmarkt heute los ist. Reden
en, in denen es kaum noch fest
nnen und Mitarbeiter gibt. 

U/CSU]: Dann neh-
ttbewerb heraus!)

listen in Berlin, die in einem
rb miteinander stehen, was
men. Sie können
n Lehrsatz der Marktwirtschaft
n sich durch. Wenn Ihnen aber
egen ist, dann bitte ich Sie, über
ontrolle ein bisschen ernsthaf-

owie bei Abgeordneten 
 GRÜNEN)

 ich möchte zum Schluss
ält eine Fülle von Hinweisen.
gt, was Sozialdemokraten tun,
Bericht zu geben, in dem mehr
d. Ich verweise Sie nicht nur
dern auch auf das Telekommu-
 morgen verabschieden werden
 für die Branche bringen wird.
)

)

Ich bitte Sie deshalb g
über die Situation am Ze
terstellung, wir, die SP
zu schaffen machen, weil
dienimperium ausbreiten 

(Ernst Hinsken [CDU/CSU]: Ja, das

ist schlicht und ergreif
Schauerte. Das nenne ich

(Beifall bei der SPD s
des BÜNDNISSES 90/DIE

Beim Thema Pressefusionskontrolle – darauf
Kollegin Hustedt hingewi
sehr sensibel miteinande
Lage ist. Wir alle wolleich finde, da
dem in diesem Haus abges
vielfalt und Wettbewerb
Deutschland. Wir müssen 
men, dass sich auf dem 
Reihe von Dingen verände
konjunkturelle Krise hab
junktur im Zeitungsgeschim Jahre 2000
strukturelle Probleme, ü
und in Ruhe miteinander 

Zu diesen strukturelle
ein verändertes Leseverh
rinnen und Lesern von Z
gang der Werbe- und Anze
gen in Deutschland eine
elektronischen Medien auzt sind, un
Konkurrenz, die die Tage
erfahren. Wir müssen als
chen Situation lebensfäh
am Markt bestehen können

Wir als Fraktion werden
deswirtschaftsministers,
sen worden sind, sehr so
es im Gegensatz zu Ihnen
Punkt. Wir werden das un

(Hartmut Schauerte [CD
auch!)

weil es uns um die Sache
Popanz aufbauen, Herr Sc
dann wird man feststell
lungsbedarf gibt. Darübe
ausgestalten, lassen Sie
Das Thema ist viel zu se
billigen polemischen St
sollte. 

(Beifall bei der SPD s
des BÜNDNISSES 90/DIE

Beim Thema Pressefusion
allen Beteiligten diskut
Gewerkschaften – Verdi h
lassen –, dem Deutschen
auch den Verbraucherorga
zur Kenntnis, was auf d
stattgefunden hat: Ein a
anz herzlich, mit uns s
itungsmarkt zu reden. Di
D, würden uns an diesem 
 wir, wie Sie sagten, un
wollen, 

 ist so!)

end eine Unverschämthei
 Demagogie.

owie bei Abgeordneten 
 GRÜNEN)

 hat die
esen – können und müssen
r darüber diskutieren, 
n – s sollte nieman-
prochen werden – Meinung
 auf dem Zeitungsmarkt 
allerdings zur Kenntnis 
deutschen Zeitungsmarkt 
rt hat und wir nicht nu
en. Nach einem Boom der 
äft  bestehen nun
ber die man ernsthaft, 
reden muss.

n Problemen gehören erst
alten gerade bei jüngere
eitungen, zweitens ein R
igenmärkte, weil die Zei
m härteren Wettbewerb m
sgesetd drittens die
szeitungen durch das In
o darüber reden, in ein
ige Einheiten zu schaff
.

 uns die Vorschläge des 
 wenn sie im Kabinett be
rgfältig anschauen. Für 
 keine Vorfestlegung in 
ideologisch prüfen, 

U/CSU]: Das tun wir 

 geht. Wir wollen hier 
hauerte. Wenn man das ma
en, dass es tatsächlich 
r, wie wir diese Handlu
 uns sachlich miteinande
nsibel, als dass man es 
reit im Parlament ausfe

owie bei Abgeordneten 
 GRÜNEN)

skontrolle werden wir m
ieren: den Zeitungsverle
at sich hier sehr kritis
 Journalisten-Verband, 
nisationen. Nehmen Sie b
iesem Gebiet in Europa s
us Australien stammende

dientycoon ist auf dem 
Markt groß eingestiegen.
deutschen Markt tun, oh
Kartellrecht in Konflikt
fasst weder Australien, 
nien. Weil das so ist, m
deutschen Verleger in De
können.

Sind Sie denn im Ernst 
an der Pressefusionskont
Leuten, die Ihnen – wie 
hen, einen Gefallen zu t

(Eckart von Klaeden [
doch die Grundlage d
litik!)

Können Sie uns im politi
unterstellen, dass wir u
stand des deutschen Zeit
Ernsthaftigkeit muss in 
müssen uns doch in Ruhe 
wie die Situation ist.

(Hartmut Schauerte [CD
an Ihre Zeitungen, 

Als Niedersachse weiß ic
dige Zeitungen sind. Wir
vielen Mantelteilen zu t
darüber reden, was an M
schlüsse unter der Bedin
dass die Zeitungen auch 
genständigkeit bewahren.

(Hartmut Schauerte [CD
an Ihr Zeitungsimp

Es geht in diesem Bere
Reden Sie einmal mit Jou
darüber, was auf dem Zei
Sie einmal mit Redaktion
angestellte Mitarbeiteri

(Hartmut Schauerte [CD
men Sie da mal den We

Reden Sie mal mit Journa
verdammt harten Wettbewe
dazu führt, dass immer hr ausscheide
zwar sagen, dass dies ei
ist: Die Stärksten setze
wirklich an Vielfalt gel
das Thema Pressefusionsk
ter zu diskutieren.

(Beifall bei der SPD s
des BÜNDNISSES 90/DIE

Meine Damen und Herren,
sagen: Der Bericht enth
Herr Brüderle hat gefra
um eine Antwort auf den 
Wettbewerb gefordert wir
auf die Agenda 2010, son
nikationsgesetz, das wir
und einen weiteren Schub
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Ernst Hinsken

 ins
mer
d und
r-
regend

ts-
wie es
hafts-
Kol-
Herr
e haben

rt
rf

er,

 in ih-
 aus wirt-
f von

rtrete-
t-
ehen. 

 der

mittleren

en, hat
 

erwald

 ist
en-
en Fall

CSU sowie des Abg. 
FDP])

e 
f dem Dach. Im vergange-
elhandel 50000 Mitarbeiter
n eseinem Jahr. 

den vergangenen Jahren fast
läche für hochwertige Marken-
eses Flächensterben des 
. Auch hierbei gilt es, die
lich zu erhalten. Es sind doch ir-
 in den Innenstädten immer
 Ton angeben und das Erschei-
r dürfen wir nicht weiter zu-
ucher will das nicht. Er will 
arf kein reines

SU sowie bei Abgeord-
90/DIE GRÜNEN
üderle [FDP])

l, dass allein 2003 aus diesem
katastrophalen rot-grünen

Einzelhandel über 35000 Ge-
as sind 35000 Unternehmer-

n die Großen schlagen
ständischen Zulieferern Sonder-
denen kleine Unternehmen nur
deshalb, die Vielfalt und Selbst-
nd zu erhalten. Der 
, die ihm insbesondere über das
en muss. 

schluss feststellen: Wettbe-
er auch leistungsgerecht ist. Die
ich eines klar machen: Es geht
eden Preis, sondern um Wett-
 sind für Deregulierung, aber
ng willen. Das, was die Bun-
rt nicht zu mehr Wettbewerb,
ewerbern. Das ist nicht unsere
end kämpfen und streiten wir.
noch genügend Gelegenheiten
 auseinander zu setzen. 

 darf ich mich herzlich be-

SU und der FDP sowie 
er SPD)

ieße damit die Aussprache.

ie Überweisung der Vorlagen
226 und 15/760 an die in der
n Ausschüsse vorgeschlagen.
– Das ist der Fall. Dann sind die
ssen. 
)

)

Sicht erfolgreich zu seiBericht der
Monopolkommission, über den wir 
Jahr diskutiert haben, 
Stammbuch geschrieben wo
größer werden und die Kl
Handwerk – nach und nach
walter haben Hochkonjunk
und das möchte ich nachd

(Beifall bei der CDU/
Rainer Brüderle [

Es ist nicht nachvollziStellung-
nahmen des Bundeskartellamtes zu Gesetz
vorhaben der Bundesregie
ministerium meist nicht 
besonders bei der Novell
gesetzes und der GWB-Nov
lege Schauerte hat die
Brüderle, auch Ihnen möc
hierzu Richtungweisendes

(Lachen bei der S

Eines ist klar: Wir b
Deutschland auch Großun
diese aber nicht auf Kosdes Mittelst
len. Das ist ein Gebot uns alle, una
auf welcher Seite des Bu

(Beifall bei der CDU/
Rainer Brüderle [FDP] 
Da hat er Recht!)

Lassen Sie mich kurz, 
auf das Pressefusionsrecht eingehen. 

(Dr.Peter Ramsauer [CD
Thema!)

Nicht nur wegen des Erha
rer derzeit sehr vielfäl
schaftspolitischen Gründ
Bundesminister Clement aHerr Heil, h
ten zwischen uns. Ich ka
nen Meinungen, die sich
schaftsminister Clement 

Viele mittelständische 
großen Konkurrenz geschlwirt-
schaftlichen Wettbewerb. Auch die we
Wirtschaft ist auf die V
Zeitungen angewiesen. D
Clement, aber auch Sie, 
doch zur Folge, dass die

(Hubertus Heil [SPD

dass es zu einer inhaltl
kommt

(Dr.Uwe Küster [SPD]: 
net Sie!)

und dass es zudem wenig
meiner Meinung nach ein 
fall, den wir – insbeson
mitmachen werden. 
n. Denn bereits im 
im vergangenen
ist der Bundesregierung
rden, dass die Großen im
einen – also Mittelstan
 verschwinden. Konkursve
tur. Das ist besorgniser
rücklich ansprechen.

CSU sowie des Abg. 
FDP])

ehbar, dass kritische 
gebungs-
rung vom Bundeswirtschaf
berücksichtigt werden, 
ierung des Energiewirtsc
elle sichtbar wird. Der 
s bereits ausgeführt. 
hte ich beipflichten. Si
 gesagt. 

PD)

rauchen für den Stando
ternehmen. Der Staat da
ten andes bevortei-
für bhängig davon,
ndestages wir sitzen.

CSU sowie des Abg.
– Zuruf von der SPD:

ebenso wie meine Vorredn

U/CSU]: Lohnendes 

lts der Meinungsfreiheit
tigen Form, sondern auch
en lehne ich den Entwur
b. ier liegen Wel-
nn die von Ihnen hier ve
 mit denen von Bundeswir
decken, nicht nachvollzi

Verlagshäuser werden von
uckt. Das schadet dem 
rbetreibende
ielfalt der kleinen und 
as, was Bundesminister
Herr Andres, beabsichtig
 Großen gestärkt werden,

]: Nein!)

ichen Verarmung im Blätt

Das sagen ausgerech-

er Wettbewerb gibt. Dies
ordnungspolitischer Sünd
dere die CSU – auf kein

(Beifall bei der CDU/
Rainer Brüderle [

Besonders krass ist diKonzentration im Einzel-
handel. Hier brennt Feuer au
nen Jahr wurden im Einz
entlassen. So viele ware noch nie in 

Meines Wissens sind in 
30 Prozent der Verkaufsf
artikel weggebrochen. DiFach-
handels muss gestoppt werden
Vielfalt so weit wie mög
reversible Schäden, wenn
mehr Großfilialisten den
nungsbild bestimmen. Hie
schauen. Auch der Verbrale-
bendige Innenstädte. Deutschland d
Discountland werden. 

(Beifall bei der CDU/C
neten des BÜNDNISSES 
und des Abg. Rainer Br

Es ist doch katastropha
Grund und aufgrund der 
Wirtschaftspolitik der 
schäfte verloren hat. D
schicksale.

Es gilt, den Schutz vor dem Missbrauch der Nach-
fragemacht zu verbessern; den
oftmals bei ihren mittel
konditionen heraus, von 
träumen können. Es gilt 
ständigkeit im MittelstaMittelstand
braucht eine Renaissance
Kartellrecht zuteil werd

Lassen Sie mich zum Ab
werb ist nur fair, wenn 
Bundesregierung sollte s
nicht um Wettbewerb um j
bewerb in Vielfalt. Wir
nicht um der Deregulieru
desregierung vorhat, füh
sondern zu weniger Wettb
Politik und dementsprech
Im Ausschuss werden wir 
haben, uns diesbezüglich

Für Ihre Aufmerksamkeit
danken.

(Beifall bei der CDU/C
bei Abgeordneten d

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Danke schön. – Ich schl

Interfraktionell wird d
auf den Drucksachen 15/1
Tagesordnung aufgeführte
Sind Sie einverstanden? 
Überweisungen so beschlo
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer

wie

ten

in-

in-

n

-
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en an
 zu

. 

wie
um 

:

atung des von der Bundesre-
 Entwurfs eines 

–

itzung)

nd Bericht des Innenaus-
s)

–

ittig
baden)
orn

fiehlt in seiner Beschluss-
e 15/2673, den Gesetzent-
15/2543 anzunehmen. Ich bitte
tzmmen wollen,
immt jemand dagegen? – Gibt
esetzentwurf ist damit in zwei-
mmen des ganzen Hauses ange-

ch bitte Sie, sich zu erheben,
n. – Stimmt jemand dagegen?
– Der Gesetzentwurf ist damit
instimmig angenommen worden. 

sempfehlung und des Be-
s für Wirtschaft und Arbeit

er Bundesregierung

er Bundesregierung

er Bundesregierung

55, 15/2442 Nr. 2.2,
 2.3, 15/2354, 15/2442

. Fritz
)

)

Ich rufe die Tagesordnu
Zusatzpunkt3 auf:

22a) Erste Beratung des 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des
Reichsvermögen-Gesetzes

– Drucksache 15/2135 
Überweisungsvorschlag:
Haushaltsausschuss (f)
Rechtsausschuss

b) Erste Beratung des v
gebrachten Entwurfs eGesetzes zu dem Ver-
trag vom 13. Mai 2002 zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und Kanada über die
Rechtshilfe in Strafsachen

– Drucksache 15/2598 
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Innenausschuss

c) Erste Beratung des v
gebrachten Entwurfs eGesetzes zu dem Zu-
satzvertrag vom 13. Mai 2002 zu dem Vertrag
vom 11. Juli 1977 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und Kanada über die Auslie-
ferung

– Drucksache 15/2599 
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Innenausschuss

ZP 3 Beratung des Antrag
Rehbock-Zureich, Sör
Beckmeyer, weiterer A
tion der SPD sowie d
Schmidt (Ingolstadt),
Franziska Eichstädt-B
ter und der Fraktion 
GRÜNEN

Die Bahnreform konsequent weiterführen

– Drucksache 15/2658 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungsw
Finanzausschuss
Ausschuss für Wirtschaft un
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernähru
Landwirtschaft
Ausschuss für die Angelegeiten der Europ
Haushaltsausschuss

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfach-
ten Verfahren ohne Debatte.

Interfraktionell wird v
die in der Tagesordnung
überweisen. Sind Sie damnverstanden?
Fall. Dann sind die Über

Ich rufe die Tagesordnu
die Zusatzpunkte 4a und Be-
schlussvorlagen, zu denen keine Aussprache vorg
hen ist. 
ngspunkte 22a bis 22c so

vom Bundesrat eingebrach

–

on der Bundesregierung e
ines 

–

on der Bundesregierung e
ines 

–

s der Abgeordneten Kari
en Bartol, Uwe
bgeordneter und der Frak
er Abgeordneten Albert
 Volker Beck (Köln),
ohlig, weiterer Abgeordn
des BÜNDNISSES 90/DIE

–

esen (f)

d Arbeit
ng und 

nheäischen Union

orgeschlagen, die Vorlag
 aufgeführten Ausschüsse
it ei – Das ist der
weisungen so beschlossen

ngspunkte 23a bis 23h so
4b auf. Es handelt sich 
ese-

Tagesordnungspunkt 23 a

Zweite und dritte Ber
gierung eingebrachtenGesetzes
zur Durchführung einer Repräsentativstatis-
tik über die Bevölkerung und den Arbeits-
markt sowie die Wohnsituation der Haushalte
(Mikrozensusgesetz 2005 – MZG 2005)

– Drucksache 15/2543 

(Erste Beratung 94. S

Beschlussempfehlung u
schusses (4. Ausschus

– Drucksache 15/2673 

Berichterstattung:
Abgeordnete Barbara W
Kristina Köhler (Wies
Silke Stokar von Neuf
Ernst Burgbacher

Der Innenausschuss emp
empfehlung auf Drucksach
wurf auf der Drucksache 
diejenigen, die dem Geseentwurf zusti
um das Handzeichen. – St
es Enthaltungen? – Der G
ter Beratung mit den Sti
nommen worden. 

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. I
wenn Sie zustimmen wolle
– Gibt es Enthaltungen? 
auch in dritter Lesung e

Tagesordnungspunkt 23b:

Beratung der Beschlus
richts des Ausschusse
(9. Ausschuss)

– zu der Verordnung d

Einundsechzigste Verordnung zur Ände-
rung der Außenwirtschaftsverordnung
(AWV)

– zu der Verordnung d

Einhundertzweite Verordnung zur Ände-
rung der Ausfuhrliste – Anlage AL zur Au-
ßenwirtschaftsverordnung –

– zu der Verordnung d

Einhundertachtundvierzigste Verordnung
zur Änderung der Einfuhrliste – Anlage
zum Außenwirtschaftsgesetz –

– Drucksachen 15/23
15/2356, 15/2442 Nr.
Nr. 2.1, 15/2534 –

Berichterstattung:
Abgeordneter Erich G
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ache. Das Wort hat zunächst
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SPD)
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deutung, die die Rentenversi-
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n vorliegenden Gesetzentwurf
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owie bei Abgeordneten 
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d Herren von der Union und
h nicht entscheiden. Der CDU-
hat, wie ich meine, schon Recht,
rtei sehr eindeutig auffordert,
 meinsam be-
t vorzulegen.
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Zusatzpunkt4 a:

Zweite und dritte Ber
eingebrachten EntwurfGesetzes zur
Änderung des Deutschen Richtergesetzes

– Drucksache 15/1471 

(Erste Beratung 66. S

Beschlussempfehlung u
schusses (6. Ausschus

– Drucksache 15/2676 

Berichterstattung:
Abgeordnete Erika Sim
Joachim Stünker
Ingo Wellenreuther
Jerzy Montag
Rainer Funke

Der Rechtsausschuss emp
empfehlung auf Drucksach
wurf in der Ausschussfa
diejenigen, die dem Gese
sung zustimmen wollen, 
stimmt dagegen? – Enthal
ist damit in zweiter Ber
zen Hauses angenommen wo

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. B
Sie zustimmen wollen. –
Gibt es Enthaltungen? –
auch in dritter Lesung m
ses angenommen worden.

Zusatzpunkt 4b:

Beratung des Antrags 
des BÜNDNISSES 90/DIE
FDP

Die parlamentarische Dimension des eurome-
diterranen Barcelona-Prozesses mit der Euro-
med PV stärken

– Drucksache 15/2660 

Hierzu liegt ein Änder
CDU/CSU auf Drucksache 1
zuerst abstimmen. Wer st
trag? – Wer stimmt dageg
Der Änderungsantrag ist 
Bündnis 90/Die Grünen un
von CDU/CSU abgelehnt wo

Wer stimmt für den Antr
Wer stimmt dagegen? – En
mit den Stimmen von SPD,Bündnis 90/Di
FDP bei Enthaltung der C
den.

Wir kommen nun, wie ber heute Morg
digt, zur Abstimmung übe
CDU/CSU auf nachträglich
eines Treibhausgas-Emiss
Haushaltsausschuss gemäß
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s eines … 
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atung mit den Stimmen de
rden.
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 Stimmt jemand dagegen? 
 Der Gesetzentwurf ist d
it den Stimmen des ganze

der Fraktionen der SPD,
 GRÜNEN und der

–

ungsantrag der Fraktion 
5/2661 vor, über den wi
immt für diesen Änderung
en? – Gibt es Enthaltung
mit den Stimmen von SPD
d FDP gegen die Stimmen
rden.

ag auf Drucksache 15/2660
thaltungen? – Der Antrag
 e Grünen und
DU/CSU angenommen wor-
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r den Antrag der Fraktio
e Überweisung der Entwür
ionshandelsgesetzes an 
 §96 der Geschäftsordnu

Wer stimmt für diesen An
haltungen? – Der Antrag 
und Bündnis 90/Die Grün
CDU/CSU und FDP abgelehn

Ich rufe den Tagesordnu

– Zweite und dritte Ber
nen der SPD und des 
GRÜNEN eingebrachten Geset-
zes zur Sicherung der nachhaltigen Finanzie-
rungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung (RV-Nachhaltigkeitsgesetz)

– Drucksache 15/2149 

(Erste Beratung 83. S

– Zweite und dritte Ber
gierung eingebrachtenGesetzes
zur Sicherung der nachhaltigen Finanzie-
rungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenver-
sicherung (RV-Nachhaltigkeitsgesetz)

– Drucksachen 15/2562

(Erste Beratung 94. S

Beschlussempfehlung u
ses für Gesundheit 
(13.Ausschuss)

– Drucksache 15/2678 

Berichterstattung:
Abgeordneter Andreas 

Zu dem Gesetzentwurf de
des Bündnisses90/Die Grü
lich abgestimmt wird, li
Fraktion der FDP sowie j
Fraktion der CDU/CSU und

Nach einer interfraktio
die Aussprache eineinvie
höre keinen Widerspruch.

Ich eröffne die Ausspr
die Abgeordnete Gudrun S

(Beifall bei der 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): 
Frau Präsidentin! Sehr rehrte Kolleg

legen! Angesichts der Be
cherung für die Menschenunserem Land
sicher gut, wenn wir de
gemeinsam beschließen kö

(Beifall bei der SPD s
des BÜNDNISSES 90/DIE

Aber Sie, meine Damen un
von der FDP, konnten sic
Vizeparteichef Rüttgers 
wenn er seine eigene Pa
endlich ein eigenes, vonCDU und CSU ge
schlossenes Rentenkonzep
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rn ein Einkommen. Das ist, wie
elle Unterschied zwischen bei-

ist unabhängig von den Risi-
 ergän-
 Dach wir. Man
im Klaren sein: Zur alleinigen
sie denkbar ungeeignet. 

neten der SPD)

 US-amerikanischen Rentnerin-
er 90er-Jahre gemacht haben
m Augenblick mit ihren Pensions-
r deutlich vor Augen, dass es
rsAktienkurs ab-

nd dem BÜNDNIS 90/

-
en Gerechtigkeitsverständnis
er Renten spiegelt den Wert
e widlich müssen
es  ist, dass im
erung Leistungen anerkannt
haft zugute gekommen sind, für
ine Beiträge hat entrichten müs-
da noch einmal auf die Verbesse-
bei der Einbeziehung der 
ist. Hiermit erwirbt
 einer Beitragszahlung von
n Durchschnittsverdiener hätte
iträge zahlen müssen.

r mich ein sehr entscheidender
stungen steuerfinanziert sein.
che Le familienpoli-
esamtgesellschaftliche Leistun-
ankenversicherung gemeinsam
gen. Die neuesten Vorschläge
szeiten durch höhere Beiträge
en, kann ich vor diesem Hinter-
en. 

[FDP]: Sagen Sie ein-
usicherung!)

Richtung. Richtiger wäre es, Sie
ren und nicht mit diesem An-
alten.

nd dem BÜNDNIS 90/
 Zöller [CDU/
r erst einen anderen

Rentenreform darum, dass alle
bleiben. Wir sehen aber auch,
ie er, den veränder-
passen müssen.
)

)

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN – Zuruf von
liegt doch vor!)

Auch ich muss Sie heuten: Wo ist e
Gesetzentwurf? Wo sind I
gung des demographischen

Wenn ich mir Ihren Ent
komme ich allerdings zu 
allen möglichen Dingen, 

(Dr.Uwe Küster [SPD]: Nichts gewu
nichts bekannt!)

einen wesentlichen Punkt
Nachhaltigkeitsfaktor of
sind. Wenn das so ist, H
rum Sie nicht zustimmen 

(Dr.Heinrich L. Kolb 
kompatibel ist mit de

und wie Sie auf die abst
die heutige Debatte vert
Eindruck, dass es Ihnen 
Zeit gelingen würde, ein
gen. 

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN)

Auf Ihre Bemerkung, für
ten wir nicht genügend Z
Sie wurde durch einen Ka
initiiert, die erste Les
parallel dazu gab es ein
wir etwas mehr als drei 

(Andreas Storm [CDU/CS
dann seit Dienstag so

Diese Zeit haben Sie off

Jetzt möchte ich gerne
ständen kommen, nämlich Entwicklung der gesetz-
lichen Rentenversicherung. Sie ist in 
zwischen zu einem Thema 
für die jungen und für d
mehr die Beitragshöhen i
ist die Anpassung der Re
ist, dass sie eine sichend eine leist
erwarten.

Kolleginnen und Kollege
weitgehend darin einig, 
gefinanzierte Rentenversicherung im Vergle
len anderen Formen, die
Feststellung kommt, dass
überlegen ist.

(Beifall bei der SPD s
des BÜNDNISSES 90/DIE
Dr.Heinrich L. Kolb [
Vorteile!)

Nur die umlagefinanziert
teren am Einkommensforts
teilhaben. Sie bietet S
nd dem BÜNDNIS 90/
 der CDU/CSU: Es

 frageigentlich Ihr
hre Vorstellungen zur Be
 Wandels in diesem Land?

schließungsantrag anscha
der Feststellung, dass e
auf die Sie dort eingehe

sst und 

 gibt, nämlich, dass Si
fensichtlich unserer Me
err Storm, frage ich mi

[FDP]: Weil das nicht 
n anderen Vorhaben!)

ruse Idee kommen, wir mü
agen. Ich habe nämlich n
auch bei einer weiteren 
 gemeinsames Konzept vor

nd dem BÜNDNIS 90/

 diese wichtige Debatte 
eit gehabt, entgegne ich
binettsentwurf am 19. Ok
ung fand am 12. Dezembe
 Anhörungsverfahren. Jet
Monate weiter. 

U]: Warum legen Sie 
 einen Unsinn vor?)

ensichtlich nicht genutz

 zu den eigentlichen Geg
zur 
diesem Land in-
für alle Menschen geword
ie alten. Für die Junge
m Vordergrund, für die Ä
nte wichtig. Allen gemei
re uungsfähige Rente

n, ich denke, wir sind 
dass man, wenn man die u
ich zu al-
 wir haben, bewertet, zu
 sie all diesen Formen 

owie bei Abgeordneten
 GRÜNEN –
FDP]: Alle haben ihre

e Rente garantiert, dass
chritt der aktiv Beschäf
chutz vor dem Inflations

Denn was sagt das schon 
cherung jetzt für später
garantiert? Was bedeutet
Da ist die Rentenversich überlegen. 
keinen Festbetrag, sonde
ich denke, der existenzi
den Formen. 

Die Umlagefinanzierung 
ken des Kapitalmarktes. Kapitalbildung ist als
zende Vorsorge sinnvoll.s wollen au
muss sich aber darüber 
Einkommenssicherung ist 

(Beifall bei Abgeord

Die Erfahrungen, die die
nen und Rentner Mitte d
und die die britischen i
fonds machen, führen seh
nicht gut ist, wenn Altesicherung vom 
hängig ist.

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN)

Unsere beitragsbezogene Rentenversicherung ent
spricht dem grundlegend
der Menschen. Die Höhe d
der eingezahlten Beiträgder. Letzten
wir auch würdigen, dass uns gelungen
Rahmen der Rentenversich
werden, die der Gesellsc
die der Einzelne aber ke
sen. Deutlich weise ich 
rung hin, die durch uns Kin-
dererziehungszeiten erzielt worden 
man einen Anspruch, der
5700 Euro entspricht. Ei
dafür drei Jahre lang Be

Allerdings – das ist fü
Grund – müssen diese Lei
Sie sind familienpolitisistungen und
tische Leistungen sind g
gen. Wir sind bei der Kr
in diese Richtung gegan
der CSU, Kindererziehung
Kinderloser zu finanzier
grund nicht ganz versteh

(Dr.Heinrich L. Kolb 
mal etwas zur Nivea

Das geht in die falsche 
würden es steuerfinanzie
satz die Gesellschaft sp

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN – Wolfgang
CSU]: Da bräuchten wi
Finanzminister!)

Es geht uns bei dieser 
diese Vorteile erhalten 
dass wir sie, wenn wir shalten wollen
ten Rahmenbedingungen an
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 Pro-
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n
eiter

SU – Gudrun Schaich-
 nichts vorgelegt, Sie
, Sie haben nichts be-

ur Ökosteuer.ie Ih-
 einem Rentenniveau von
dann müssen Sie den Beitrag

 erhöhen. Dazu kommen die
 von 4Prozent und der Renten-
e – die von Ihnen genannte Öko-

: Sie haben die Mehr-
eiterer Zuruf von der
denn vor?)

er n, ob die Men-
lungen wirklich einen Renten-
 davon sollen die Arbeitgeber
n sollen, um bis 70 zu arbeiten.
ige Lösung, wenn Sie weder den
 Mindestrentenniveau unterbie-
Politik, bei der die junge Genera-
von privater Vorsorge, gesetzli-
r 30Prozent für die Rente
t der Arbeitgeber 12Prozent –,
nde Botschaft an die junge Ge-

CSU und der FDP)

Abgeordnete Biggi Bender.

GRÜNEN): 
 Damen und Herren! Werter
hre Rede war unterhaltsam. Das
itive, was ich an ihr erkennen
scher chkeit in der
.

neten der SPD)

 Einzige, was die Opposition

[FDP]: Vorsicht, Frau 

cheidung zu verschieben.

[FDP]: Nein! Das 

ht einig sind.

/CSU]: Lesen! –
DP]: Wir haben Ände-
)

sich che Familien ei-
 das. Wir haben ein Gesetz auf
r heute verabschieden werden.
r Fraktionsgemeinschaft von
icht, was Sie wollen.
)

)

spiel mit der Ökosteuer 
ben, das Rentenniveau ho

(Beifall bei Abgeordne
spruch bei der CDU

Das haben Sie verurteilt
darf Sie auch daran erin
von Kindererziehungszeitastisch ver
Auch das verschweigen Si

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN)

Ihre Rede bestand wirklh nur aus Sc
dermachen. Ich habe über
Weg inhaltlich geht. Im 
Widersprüche. 

(Wolfgang Zöller [CDU/
fall vorgesehen!

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Möchten Sie darauf antw

Horst Seehofer (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin, Unric

richtigt werden, damit erichtig im Pro

(Zurufe von der S

Erstens. Herr Kollege D
gesagt, dass eine Anbind
an die Entgeltentwicklun
die Ersten in Deutschlan
eingeführt haben, damit 
rücksichtigt wird.

(Beifall bei der CDU/
Daniel Bahr [Münste

Zweitens. Herr Dreßen, 

(Lachen bei der S

Vor drei Jahren sind Sie
von 67 oder 68Prozent a
Monaten haben Sie dann 
gerechnet; es liegt nach
39 oder 40Prozent. Jetzt
tes Nettorentenniveau. D

(Dr.Heinrich L. Kolb [
schen ist das!)

Jetzt vergleichen Sie 
36oder 37 Prozent mit Ih
ungefähr so, als würde 
Seehofer vergleichen. Da

(Heiterkeit und Beifa

Das Bruttorentenniveau liegt bei uns
–ganz gleich, welche Kon
zent und nach Ihrem Kon
vergleichbar. Erwecken S
den Eindruck, zwischen d
uns angepeilten Rentenni
Unterschied!
eine Möglichkeit geschaf
ch zu halten. 

ten der SPD – Wider-
/CSU)

. Daran darf ich erinne
nern, dass wir die Anerk
en drbessert haben.
e völlig. 

nd dem BÜNDNIS 90/

ichaum und Nie-
haupt nicht gehört, wohi
Gegenteil, Ihre Rede war

CSU]: Hier war Bei-
)

orten? – Bitte. 

htigkeiten müssen sofor
s tokoll steht.

PD)

reßen, ich habe ausdrück
ung der Rentenanpassung 
g nicht funktioniert. Wi
d, die den Demographief
auch die Lebenserwartung

CSU sowie des Abg. 
r] [FDP])

Sie stiften Verwirrung. 

PD)

 von einem Nettorentenn
usgegangen. In den letz
mit dem Bruttorentennive
 Ihren Vorschlägen irgen
 geht es um ein steuerb
a soll noch einer durchb

FDP]: Tarnen und Täu-

unser Bruttorentenniveau
ren 43 oder 46 Prozent. 
man den Dreßen mit dem
s ist einfach falsch.

ll bei der CDU/CSU)

 von der Union
zeption – bei 36 oder 37
zept bei 39Prozent. Das 
ie nicht in der Öffentl
em von Ihnen und dem vo
veau bestehe ein himmelw

(Beifall bei der CDU/C
Walch [SPD]: Sie haben
haben nichts berechnet
zahlt!)

Eine letzte Bemerkung z Wenn S
ren neuen Vorschlag von
46Prozent ernst meinen, 
auf annähernd 24Prozent
private Vorsorge in Höhe
beitrag an der Tankstell
steuer – von 1,7Prozent.

(Klaus Kirschner [SPD]
wertsteuer erhöht! – W
SPD: Was schlagen Sie 

Sie müssen einmal in allRuhe überlege
schen nach Ihren Vorstel
beitrag von 30Prozent –
12Prozent zahlen – zahle
Das ist nämlich die einz
Beitrag erhöhen noch das
ten wollen. Eine solche 
tion in der Kombination 
cher Rente und Ökosteue
zahlen muss – davon zahl
beinhaltet eine verheere
neration.

(Beifall bei der CDU/

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt die 

Birgitt Bender (BÜNDNIS 90/DIE 
Frau Präsidentin! Meine

Herr Kollege Seehofer, I
war aber das einzig Pos
kann. Ein Ausweis politiVerantwortli
Opposition war sie nicht

(Beifall bei Abgeord

Was ist denn Sache? Das
auf den Tisch legt,

(Dr.Heinrich L. Kolb 
Bender!)

ist ein Antrag, die Ents

(Dr.Heinrich L. Kolb 
stimmt nicht!)

Warum? Weil Sie sich nic

(Wolfgang Zöller [CDU
Dr.Heinrich L. Kolb [F
rungsanträge gestellt!

In der Koalition müssen zwei politis
nigen – und sie schaffen
den Tisch gelegt, das wi
Sie wissen innerhalb de
CDU und CSU immer noch n
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hes Sicherungsziel von 46 Pro-

nd dem BÜNDNIS 90/
ich L. Kolb [FDP]:
ieren!)

dieses Ziel zu erreichen. Da-
Möglicn die Zahl der
en Prognosen beispielsweise
n bedetztendlich, dass
 fast 1 Prozent steigt. Wenn
rbstätigkeit der Frauen erhöht,
serung. Wenn wir mehr ältere
en können und sich auch die
ns bewegen, be-
 des Rentenniveaus.

[FDP]: Dann muss man 
tun!)

en uns dabei unterstützen, als
agen. Sie beklagen ja offen-
e Höhe festschreiben wollen.

 [FDP]: Sie hören ja
s gute Vorschläge ma-
!)

 nach dem beispielsweise über
ungsschutz mehr erhalten sol-
t werden,

SU]: Das ist doch 

cht.

SPD)

ber, dass es keine Nachwirkun-
en mehr geben soll, wenn Unter-
erverband austreten, dient der
us und der Verbesserung der
merinnen und Arbeitnehmer

um rbeiten.
ensichtlich nur bei den Medien
eren, dass Sie keine Alternati-
ie Zeit besser dazu verwandt,
r vor uns liegende Entschlie-
m Grunde nichts. Der Redebei-
er hat bei mir den Eindruck er-
fensichtlich nicht mitgearbeitet
 einehalten müssen.

neten der SPD)

leginnen und Kollegen der
eine Alternativen. Von daher
, wenn Sie unseren Vorschlägen
rf hier zustimmen würden.
.

nd dem BÜNDNIS 90/
ich L. Kolb [FDP]:
egen vor!)
)

)

Lassen Sie mich nun et
sagen. Natürlich wollen
Rentner nach wie vor an
teilhaben. Es muss aber 
werden. Dabei spielt die
eine Rolle. Es muss abe
dass sich die Lohnnebenk
sie nicht aus dem Auge 
den Nachhaltigkeitsfaktor in die Rente
bei wird das Verhältnis 
der Zahl der Rentner ber
hältnis verschlechtert, 
sung in Form einer Minde

Nun vertreten Sie nach 
faktor. Ich erinnere des
setzentwurf, den wir he
wurde ganz eindeutig ges
faktor dem Demographiefa
Sie das bitte einmal zur

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN – Andreas S
Was ist mit dem Rieste

Lassen Sie mich nun etwNiveausiche-
rung sagen, das in den ve
Rolle gespielt hat und d
len. 

(Hildegard Müller [CDU
Dr. Heinrich L. Kolb [
denn von Ihnen?)

Wir von Rot-Grün haben 
cherungsziel ausdrücklic
derhole: Wir waren das. 
rungsklausel. Zu Ihrer Z
ist sicher. Über die Höh
schwiegen. 

Wir beschäftigen uns mi
servativer Regierungszei
des Bundesverfassungsger
weisen Einführung der stlichen Freis
träge für die Altersvors
rend der Auszahlungsphas
Berechnung des Rentenniv
möglich ist. Wir wollen sozialpoli-
tisches Sicherungsziel festschreiben 
ist für die Menschen wic
nur die Festschreibung e
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zu einer Zwischenf

– Ihr Kollege hat keine 
verfahre auch so –, sond
rechtigte sozialpolitiscGröße, nämlic
rungsniveau. Das wollen 
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Wir haben die Riester-Rente geschaffen
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zusätzliche Altersvorsor
tig, dass das nach wie 
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was zu der heutigen Deba
 wir, dass Rentnerinnen 
 der Wohlstandsentwicklu
auch die Finanzierung ge
 demographische Veränder
r auch dafür gesorgt wer
osten nicht erhöhen; wir
verlieren. Deshalb führe
nformel ein. Da-
der Zahl der Beitragsza
ücksichtigt. Wenn sich d
wird dies bei der Rente
rung ausgedrückt.

wie vor Ihren Demograph
halb an die Anhörung zu 
ute verabschieden werden
agt, dass der Nachhaltig
ktor überlegen ist. Neh
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nd dem BÜNDNIS 90/
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Auch die Diskussion darü
gen bei den Tarifverträg
nehmer aus dem Arbeitgeb
Erhöhung des Rentennivea
Situation der Arbeitneh
nicht.

Sie hatten viel Zeit, Alternativen zu era
Diese haben Sie aber off
zugebracht, um zu kaschi
ven haben. Sie hätten d
welche zu erarbeiten. De
ßungsantrag beinhaltet i
trag des Kollegen Seehof
weckt, dass er daran of
hat, sonst hätte er hier andere Rede 

(Beifall bei Abgeord

Noch einmal, liebe Kol
Opposition: Sie haben k
wäre es doch nur richtig
und unserem Gesetzentwu
Dazu fordere ich Sie auf

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN – Dr. Heinr
Das ist falsch! Sie li
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Hildegard Müller

e dazu
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wäre.

h an,
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enden

sre-
auen in
 Vor-
 in den
fien
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nheit et-

eni-
ilzeit ar-

ch.

gange-
eib-
ttlich
weni-

Kollegen. Vollzeitbeschäftigte
durchschnittlich 26 Prozent we-

n Sie eine Zwischenfrage des

n wir den Reigen der Zwi-

gin Müller. Können Sie mir
vorliegenden Antrag – –

en FDP-Antrag in der Hand.

en. Dieser Antrag ist von der
e, Hildegard Müller – ich
ind –, steht darauf. 

o  Ihrem Antrag
n unserem Antrag kritisiert – die
der Frau berücksichtigt? Mit
hte ich gerne von Ihnen wis-
sprechen im Namen Ihrer Frak-
veau wollen Sie sichern, da Sie
lüssen festgestellt haben, dass
auerhaft nicht über 20 Beitrags-

nen hat dies der Kollege
hrlich erklärt. 

SU – Lachen bei der 

ikum, alles zu wiederholen.

 Im Examen durchge-

s ich die Zwischenfrage so beant-
chtig halte. Danke schön für die

eten der CDU/CSU)

 unserem Antrag auf die Ver-
g rziehungszei-
gegangen. Ich räume durchaus

erung in der einen oder ande-
ichen Ansatz gibt. Es gibt

l zu kommen. Sie schlagen gar

DU/CSU)

hschnittlichen Verdienst von
chlägt sich in der Altersrente
im Westen etwa 1157Euro
)

)

erheblich. Mit Ihrer Sch
beitragen, dass die pri
spruch genommen wird, al
Die Zahlen zur Riester-Rente sind diese
geworden. Herr Riester, 
was Sie damals versucht 

(Dr. Heinrich L. Kolb 
nach Kräften!)

Aber wenn 3,5 Millionen 
Förderung gestellt haben
Versagen auf ganzer Lini

(Beifall bei der CDU/C
neten der FDP)

Lassen Sie mich aus ak
weiteren wichtigen PunktAlterssiche-
rung von Frauen. Schließlich füh
in der Woche, in der der
gen wurde, zu dem wir v
Sicht muss es auch das Z
politik sein, die eigen
Frauen zu fördern und Fa
sichtigen. Daran verschw
Gesetzentwurf keinen ein

In diesem „Nachhaltigke
gierung und Koalition an
diesem Land vorbei. Es g
schlag. Wir alle wissen,
meisten Fällen keine dur
haben. 

(Dr. Thea Dückert [BÜN
NEN]: Daher haben wir 
macht!)

Das, was Rot-Grün ihnen
Wohltaten hat zukommen l
an anderer Stelle längst

(Dr. Thea Dückert [BÜN
NEN]: Wo denn?)

Tun Sie doch nicht so, a
was für Frauen erreicht 

(Beifall bei der CDU/C
neten der FDP – Erika 
Sie ihnen denn alles w

Wir wissen auch, dass F
ger als Männer verdienen
beiten. 

(Gudrun Schaich-Walch 
lächerlich!)

– Regen Sie sich doch ni
Denken Sie an die Gesun
druck. – 

(Beifall bei Abgeordn

Beides hat das Statistis
nen Woche wieder bestäti
liche Angestellte im ver
2600 Euro brutto im Mona
einsicherheit werden Si
vate Vorsorge weniger in
s es dringend notwendig 
 Woche bekannt
ich erkenne ausdrücklic
haben.

[FDP]: Er bemühte sich 

Menschen keinen Antrag 
, dann kann man das nur
e bezeichnen.

SU sowie bei Abgeord-

tuellem Anlass noch ein
 ansprechen: die 
ren wir diese Debatte
 Internationale Frauenta
iel gehört haben. Aus me
iel einer nachhaltigen R
ständige Alterssicherun
milien angemessen zu ber
enden Sie in dem vorlieg
zigen Gedanken. 

itsgesetz“ rechnen Bunde
 der Wirklichkeit von Fr
ibt dazu keinen einzigen
 dass Frauen mit Kindern
chgängigen Erwerbsbiogra

DNIS 90/DIE GRÜ-
auch die Reform ge-

 früher an vermeintlich
assen, haben Sie den Fra
 wieder weggenommen. 

DNIS 90/DIE GRÜ-

ls ob Sie in der Vergange
hätten. 

SU sowie bei Abgeord-
Lotz [SPD]: Was haben
eggenommen?)

rauen durchschnittlich w
 und viel häufiger in Te

[SPD]: Das ist doch 

cht so auf, Frau Schaich
dheitsreform und Ihren B

eten der CDU/CSU)

che Bundesamt in der ver
gt. Demnach verdienten w
gangenen Jahr durchschni
t, also rund 30 Prozent 

ger als ihre männlichen 
Arbeiterinnen verdienen 
niger als die Arbeiter. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Frau Kollegin, gestatte

Kollegen Kirschner?

Hildegard Müller (CDU/CSU): 
Aber gerne. Damit könne

schenfragen eröffnen.

Klaus Kirschner (SPD): 
Vielen Dank, Frau Kolle

sagen, was Sie in Ihrem 

Hildegard Müller (CDU/CSU):
Ich glaube, Sie haben d

Klaus Kirschner (SPD):
Nein, noch kann ich les

CDU/CSU und auch Ihr Nam
nehme an, dass Sie das s

Ich habe zwei Fragen. Whaben Sie in
– Sie haben das gerade a
eigenständige Sicherung 
meiner zweiten Frage möc
sen – ich nehme an, Sie 
tion –: Welches Rentenni
in Ihren Parteitagsbesch
das Beitragssatzniveau d
satzpunkte steigen soll?

Hildegard Müller (CDU/CSU): 
Herr Kirschner, zum ei

Seehofer eben sehr ausfü

(Beifall bei der CDU/C
SPD)

Ersparen wir es dem Publ

(Dr. Uwe Küster [SPD]:
fallen!)

– Gestatten Sie mir, das
worte, wie ich es für ri
Großzügigkeit.

(Beifall bei Abgeordn

Zum anderen sind wir in
besserung der Anerkennunvon Familiene
ten sehr ausführlich ein
ein, dass es bei der Fin
ren Frage einen untersch
zwei Wege, zu diesem Zie
keinen Weg vor.

(Beifall bei der C

Ich habe eben den durc
Frauen erwähnt. Dieser s
nieder. Während Männer 
-Wal
lut-
anzi
iedl





8662 Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 97. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. März 2004

(A (C)

(B (D)

Bundesministerin Ulla Schmidt

tschaft dafür eintritt, hier für
ft. Das ist ein starkes Stück. Das
 werden.

nd dem BÜNDNIS 90/

te des Geschäftsführenden Di-
alen Währungsfonds, Horst
ndidat für die Wahl des Bundes-
te, Bundeskanzler Schröder habe
richtigen historischen Schritt

U/CSU]: Aber nicht
und [CDU/CSU]:

orte zu Herzen nehmen, meine
 Opposition; 

neten der SPD)

 steinalt. Er hat das vor einer
 Jahr, nachdem der Bundes-
ie ellt hat,
er Agenda2010 sind die Gesund-
orm. Über letztere entscheiden

Nachhaltigkeitsgesetz. Denn
r zentralen Anliegen verwirk-

he Rentenversicherung bleibt
w. die Beitragszahler bezahlbar.

hafft Verlässlichkeit für die
igen Rentnerinnen und Rentner.

egünirtschaftliche
chtizung, damit
e Zukunft getätigt werden und
 kann.

neten der SPD)

haltet notwendige Verände-
er e nach außen zu
ge Veränderungen auch immer
denes verändert oder auch auf-

FDP]: Wie ist das mit 
ng?)

alstaat durch seinen Umbau si-
Veränderungen vornehmen, da-
bewahren können. Das ist die
zt stwir uns stellen.

eten der SPD und des 
ÜNEN)

gestatten Sie eine Zwischen-
?

Ulla Schmidt, Bundesministerin für Gesundheit und
Soziale Sicherung: 
Nein. Heute hat keiner Zwischenfragen gestattet.

Auch ich tue das nicht.

(Widerspruch bei der CDU/CSU)

Die Rentnerinnen und Rentner werden weiterhin am
wachsenden Wohlstand beteiligt sein. Das Maß, in dem
ihr Wohlstand wächst, wird dadurch bestimmt, wie der
Wohlstand der aktiven erwerbstätigen Bevölkerung zu-
nimmt. 

(Dr.Heinrich L. Kolb [FDP]: Aber was heißt 
das für die Niveausicherung?)

Damit ist der Gesetzentwurf, den wir heute beraten, ers-
tens auch ein Bekenntnis unsererseits zur solidarischen
gesetzlichen Rentenversicherung, die wir nicht zur reinen
Makulatur verkommen lassen wollen wie die Kollegen
und Kolleginnen von der CDU/CSU und der FDP. Wir
wollen vielmehr, dass die gesetzliche Rentenversiche-
rung auch in Zukunft die Hauptsäule der Alterssicherung
bleibt, weil sie sich bewährt hat und weil umlagefinan-
zierte Rentensysteme gegenüber rein kapitalgedeckten
Systemen ihren Wert haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN– Dr.Heinrich
L. Kolb [FDP]: Was ist der Beitragssatz und
was ist das Niveau?)

Zweitens. Kernelement dieser Reform ist der Nach-
haltigkeitsfaktor. Er beeinflusst den Anstieg der Renten
und stellt, anders als der demographische Faktor, auf das
jeweils aktuelle Verhältnis zwischen Beitragszahlenden
und Leistungsempfängern und -empfängerinnen ab.

Ich glaube, die uns allen bekannte Tatsache, dass im
Jahr2030 auf jeweils einen Rentner oder eine Rentnerin,
die Leistungen empfangen, zwei aktiv Erwerbstätige
kommen, die die Leistungen erwirtschaften müssen,
zeigt, dass ein solcher Faktor sehr wohl notwendig ist.
Der Faktor wirkt sehr generationengerecht. Wenn das
Beschäftigungsvolumen kleiner wird, dämpft er den
Rentenanstieg. Wenn es aber gelingt, die Zahl der Be-
schäftigten zu erhöhen, wirkt er sich positiv aus, weil
dann auch die Rentenzuwächse für die ältere Generation
höher sind. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen ist der Nachhaltigkeitsfaktor meiner Mei-
nung nach das beste Steuerungselement unter vielen
Vorschlägen, die in den vergangenen Jahren gemacht
worden sind. Er bewirkt zweierlei. Er trägt dazu bei,
dass die Rentnerinnen und Rentner am Wohlstand teilha-
ben können. Aber in Zeiten der konjunkturellen Schwä-
che oder einer hohen Arbeitslosigkeit dämpft er den
Rentenanstieg und damit die Höhe der Beiträge. 

(Dr.Heinrich L. Kolb [FDP]: Wo geht das 
Rentenniveau hin?)

So wirkt er auf mehr Beschäftigung hin und verhindert
sie nicht. 
)

)

private Versicherungswir
die Frauen Partei ergrei
muss hier einmal erwähnt

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN)

Ich erinnere an die Wor
rektors des Internation
Köhler, der jetzt Ihr Ka
präsidenten ist. Er mein
mit der Agenda2010 den 
zurückgelegt. 

(Hildegard Müller [CD
umgesetzt!–Manfred Gr
Zurück!)

Sie sollten sich diese W
Damen und Herren von der

(Beifall bei Abgeord

diese Äußerung ist nicht
Woche und damit etwa ein
kanzler in diesem Haus dAgenda 2010 vorgest
gesagt. Zentrale Teile d
heits- und die Rentenref
wir heute. 

Unser Land braucht das 
damit werden drei unsere
licht. 

Erstens. Die gesetzlic
für die Beschäftigten bz

Zweitens. Das Gesetz sc
heutigen wie die zukünft

Drittens. Das Gesetz bstigt die w
Dynamik und ist eine wige Vorausset
mehr Investitionen in di
Wohlstand erzielt werden

(Beifall bei Abgeord

Der Gesetzentwurf bein
rungen. Es ist nicht immeinfach, dies
vertreten, weil notwendi
bedeuten, dass Liebgewor
gegeben werden muss.

(Dr.Heinrich L. Kolb [
der Niveausicheru

Aber wir müssen den Sozi
chern. Wir müssen heute 
mit wir ihn für morgen 
Aufgabe, vor der wir jetehen und der 

(Beifall bei Abgeordn
BÜNDNISSES 90/DIE GR

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Frau Bundesministerin, 

frage des Kollegen Storm
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Gerald Weiß (Groß-Gerau)

Deshalb ist Ihr Gesetz gestrig und unmodern. Die CDU/
CSU wird einem gestrigen, unmodernen und nicht nach-
haltig wirkenden Gesetz ihre Zustimmung nicht geben.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben noch

zwei kurze Redebeiträge. Es wäre gut, wenn etwas Ruhe
einkehren würde, damit wir sie noch hören können. –
Das Wort hat zunächst die Abgeordnete Petra Pau.

Petra Pau (fraktionslos): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich freue mich, dass Sie so zahlreich zu meiner Rede er-
schienen sind.

Selten wurde so viel über die Rente diskutiert wie in
den letzten Monaten. Selten wurde dabei so fromm gelo-
gen wie in den letzten Wochen. Selten wurde dabei so
forsch von Reformen gesprochen wie heute. Sie können
es drehen und wenden, wie Sie wollen: Sie kürzen und
streichen. Sie drücken sich vor wirklichen Reformen.
Mit diesem Gesetz treffen Sie vor allem die Armen und
Bedürftigen. Dazu sagt die PDS Nein.

(Beifall der Abg. Dr.Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Nun haben Sie in das Rentenversicherungs-Nachhal-
tigkeitsgesetz eine Niveausicherungsklausel einge-
baut. Allein für diese Wortungetüme müsste man die
Schöpfer geißeln. Wie dem auch sei: Eine Niveausiche-
rungsklausel im Rentenversicherungs-Nachhaltigkeits-
gesetz soll verhindern, dass die Renten ungebremst auf
Talfahrt gehen. Das ändert aber nichts an meiner grund-
sätzlichen Kritik am Gesetzeswerk. Es geht unter dem
Strich um Rentenklau, wie es auch die Volkssolidarität in
dieser Woche erklärt hat.

Natürlich kann das Rentensystem nicht mehr so funk-
tionieren, wie es einmal gedacht war. Wir sind inzwi-
schen im 21.Jahrhundert. Es liegt auf der Hand, dass die
Sozialsysteme auf neue Füße gestellt werden müssen.
Was Sie aber vorhaben, erinnert mich sehr an das sprich-
wörtliche Experiment eines Bauern. Dieser Bauer wollte
eine Kuh züchten, die ohne Futter auskommt. Stück für
Stück kürzte er die Rationen, bis die Kuh auf Nulldiät
war. Neugierig fragte ein Nachbar: „Klappt’s?“ – „Bes-
tens“, meinte stolz der Bauer, „bis auf eine Kleinigkeit:
Die Kuh spielt nicht mehr mit. Sie ist längst verstorben.“ 

(Beifall der Abg. Dr.Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Genau so gehen Sie mit Ihrer Rentenreform vor. Sie
entziehen dem System zwei lebenswichtige Nährstoffe:
die Solidarität und die Sozialpflicht der Unternehmer.
Übrig bleibt Magerkost. Wer mehr braucht, muss zuzah-
len oder muss sehen, wo er bleibt.

Ich habe Ihnen schon vor Wochen hier vorgerechnet,
dass Sie – sowohl Sie von der Koalition als auch Sie von
der CDU/CSU, die FDP ohnehin, wenn es um die Rente
geht – im Übrigen falsch Zeugnis reden. Sie behaupten

nämlich, die Alten müssten einen Beitrag für die Jungen
leisten. Die Rentenabsenkungen, die hier verhandelt
werden, treffen aber beide: die Alten wie die Jungen. Sie
behaupten ferner, die Rentenbeiträge müssen stabil unter
20Prozent bleiben. Wer sich aber zusätzlich versichert,
ob bei Riester oder in anderer Form, zahlt doch schon
heute 22 oder 24Prozent.

(Dr.Heinrich L. Kolb [FDP]: Plus Ökosteuer!)

Sie behaupten, alle müssten den Gürtel enger schnallen.
Sie meinen aber nicht alle, sondern vor allem die ohne-
hin Bedürftigen.

Nun durfte die Bundesgesundheitsministerin gestern
im „Morgenmagazin“ Geschichten erzählen. Dabei ist
mir aufgefallen: Wenn Käpt’n Blaubär in der ARD
Geschichten erzählt, dann gibt es Spaß. Wenn Rot-Grün
Märchen erzählt, dann wird es bitterernst, und zwar für
viele Millionen in diesem Land.

(Beifall der Abg. Dr.Gesine Lötzsch [frak-
tionslos] sowie des Abg. Manfred Grund
[CDU/CSU])

Das ist der Unterschied.

Nun haben wir es mit drei Großproblemen zu tun: der
anhaltenden Massenarbeitslosigkeit, der demographi-
schen Entwicklung und einer veränderten globalisierten
Wirtschaftswelt. Es ist völlig klar, dass diese drei Fakto-
ren Auswirkungen auch auf das Rentensystem haben.
Nur sind Ihre Antworten eindimensional und einseitig.
Sie rechnen die demographische Entwicklung hoch
und runter. Sie blenden aber die Massenarbeitslosigkeit
aus, als sei sie Gott gegeben. Sie beklagen die Neben-
kosten der Unternehmen. Sie denken aber nicht über
Alternativen der Finanzierung von dieser Seite nach und
Sie greifen sich die Schwächsten heraus, anstatt die Star-
ken in die Versicherungssysteme einzubeziehen.

Eine Reform würde umgekehrt aussehen. Durch sie
würden Besserverdienende in die allgemeine Renten-
kasse einbezogen. Durch sie würde eine Grundsicherung
für alle eingeführt werden sowie der Arbeitgeberanteil
vom Lohn abgekoppelt und an die Wertschöpfung ange-
dockt werden. Man wäre außerdem darauf bedacht, dass
sie gerecht und solidarisch ist. Sie aber entlassen die Un-
ternehmen Stück für Stück aus ihrer Verantwortung und
wundern sich dann, wenn Ihnen der Beifall für Ihre Re-
formen versagt bleibt. 

Sie werden heute die Renten kürzen und wohl mög-
lich wird der Bundeskanzler in seiner nächsten Rede wie
letztens bei der Praxisgebühr klagen. Vor Spitzenunter-
nehmern sagte er nämlich: Ich verstehe gar nicht, wie
man aus 10Euro eine Schicksalsfrage machen kann. Ge-
nau das, liebe, teure Genossen von der SPD, ist ein Teil
unseres Problems. Sie verstehen nicht mehr, was im
Land los ist. 

(Beifall der Abg. Dr.Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Karsten

Schönfeld. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer

sehenen Plätze an den, wie ich
rnen einzunehmen. Sind die
t der Fall. Ich eröffne damit die

 Schriftführer der SPD an der
 wir bitte einen Moment stop-
riftführerinnen und Schriftfüh-
reagieren, damit die Urne oben
lles klar. Wir können weiter ab-

t Dr.Norbert Lammert)

ed des Hauses, das bisher trotz
keine Gelegenheit hatte, seine
Das ist nicht der Fall. Dann
ung und bitte die Schriftführe-
, mit der Auszählung zu begin-
 Ergebnis der Abstimmung
gegeben.

ngen fort und kommen jetzt
rägen. Um unnötige Zweifel an
verhältnissen bei Abstimmun-
 es hilfreich, wenn diejenigen,
 setenigen, die nicht
 verlassen würden.

eder der Opposition mutwillig
 Reihen der Koalition aufhalten,
omplikationen beim Abstim-
a man die Zahl der Hammel-
ine Handvoll pro Woche reduzie-
ch jetzt einmal, ohne sie

-Peter Kemper [SPD])

den Entschließungsantrag der
f Drucksache15/2690 ab.
ntschließungsantrag? – Wer
thält sich der Stimme? – Der
 abgelehnt.

Entschließungsantrag der
ucksache15/2691 ab. Wer
ließungsantrag? – Wer stimmt
ch der Stimme enthalten? –
gsantrag ist abgelehnt.

 Ausschusses für Gesund-
ng zu dem Gesetzentwurf der
erung der nachhaltigen Finan-
gesentenversiche-
78. Der Ausschuss empfiehlt
schlussempfehlung, den Gesetz-
hen15/2562 und 15/2591 für
r stimmt für diese Beschluss-
! – Enthaltungen? – Diese
zweifellos angenommen. 

Ich rufe nun den Zusatzpunkt1 auf:

Aktuelle Stunde

auf Verlangen der Fraktionen der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

Pläne der CDU/CSU zu Einschränkungen im
Arbeits- und Tarifrecht

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Das wolltet ihr 
doch gestern schon machen!)

Dazu eröffne ich die Aussprache und erteile das Wort
zunächst dem Kollegen Klaus Uwe Benneter für die
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Klaus Uwe Benneter (SPD): 
Herr Präsident! Kolleginnen und Kollegen! Was in

den vergangenen Tagen deutlich wurde, ist das System
Merkel: im Ergebnis ein brutal-chaotisches Spiel um
Macht und kleine Siege – Herr Schäuble weiß, wovon
ich spreche–, 

(Dr.Gerd Müller [CDU/CSU]: Selbst das 
muss er ablesen!)

im Prozess undurchsichtig organisiert. Diese Unklarheit
von Frau Merkel wird offensichtlich zu ihrem Pro-
gramm.

Der Kompromiss in der Steuerpolitik ist naiv. Erst
wird der Faltlhauser gemacht, dann der Merz. Sie haben
sich entschieden, später ein bisschen, aber nicht zu radi-
kal zu werden. Wie genau und wann denn, das bleibt of-
fen. Nur eines ist klar: Das passt auf keinen Bierdeckel. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
Dr.Heinrich L. Kolb [FDP]: Als General-
sekretär müssen Sie sich aber einen neuen Re-
denschreiber suchen, Herr Benneter!)

Das Märchen von der Steuerentlastung ist wie eine Sei-
fenblase geplatzt. Auf einen Bierdeckel passt allerdings
Ihre Seriosität und daneben ist immer noch reichlich
Platz. 

(Beifall bei der SPD – Volker Kauder [CDU/
CSU]: Können Sie auch fünf Minuten frei
sprechen? – Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat
Ihnen denn das aufgeschrieben?)

– Auch das geht, Herr Kauder. 

Ihre Vorschläge sind sozial ungerecht. Sie sind auch
nicht zu finanzieren. Zwischen 10 und 43 Milliarden Euro
– so haben die Experten errechnet – wollen Sie uns hier
zusätzlich auferlegen. Mit Ihren Vorschlägen machen Sie
den Menschen Angst; damit schaffen Sie aber keinen
einzigen Arbeitsplatz. Im Gegenteil, was Sie beschlos-
sen haben, hilft weder denen, die Arbeit haben, noch de-
nen, die Arbeit suchen.

(Beifall bei der SPD)
)

)

Schriftführer, die vorge
sehe, neuen Abstimmungsu
Plätze besetzt? – Das is
Abstimmung. 

Ich höre, es fehlt ein
Urne oben rechts. Können
pen? Die Leitung der Sch
rer möge bitte schnell 
rechts besetzt wird. – A
stimmen. 

(Vorsitz: Vizepräsiden

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Gibt es noch ein Mitgli

erkennbar guten Willens 
Stimmkarte abzugeben? – 
schließe ich die Abstimm
rinnen und Schriftführer
nen. Wie immer wird das
nach Auszählung bekannt 1)

Wir setzen die Abstimmu
zu den Entschließungsant
den jeweiligen Mehrheits
gen auszuschließen, wäre
die bleiben wollen, sichzen, und diej
bleiben können, den Saal

Da sich einzelne Mitgli
oder leichtsinnig in den
sehe ich schon wieder K
mungsverhalten voraus. D
sprünge vielleicht auf e
ren sollte, versuche i
auszukommen.

(Beifall des Abg. Hans

Wir stimmen jetzt über 
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Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege, lassen Sie mich Ihre Rede für einen Au-

genblick unterbrechen. – Nach meiner überschlägigen
Betrachtung redeten gerade mindestens 15Kollegen im
Bundestag, einer mit Mikrofon und die anderen ohne.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Der Redner
stört! – Heiterkeit bei der CDU/CSU – Hans-
Joachim Fuchtel [CDU/CSU]: Der liest doch
vor!)

– Dies erschwert die Kommunikation, zumal das Emp-
finden einer Störung durch den Redner nach aller Le-
benserfahrung jeweils wechselseitig ist und deswegen
eine Fortsetzung dieser Art von Gemurmel in Aussicht
stellt. Ich bitte daher, mit einem gewissen Maß an
Freundlichkeit und Höflichkeit dem jeweiligen Redner
Gelegenheit zu geben, seine Rede hier vorzutragen. –
Bitte schön, Herr Kollege.

(Beifall bei der SPD)

Klaus Uwe Benneter (SPD): 
Ich bedanke mich. – Kein einziger Arbeitsloser über

50Jahre wird mehr eingestellt, wenn Sie Ihr Hire-and-
Fire-System einführen. Schon gar nicht mehr werden
Lehrlinge eingestellt, nur weil das Nachtarbeitsverbot
für 15-Jährige aufgehoben wird. Wenn die Kranken-
schwester die Steuerersparnis Ihres Chefs bezahlen
muss, dann schafft dies nicht Arbeit, sondern Wut. Der
Standort Deutschland wird dadurch nicht besser.

(Beifall bei der SPD)

Ihr Parteifreund Arentz hat Recht: So bekommt man
keinen Aufschwung hin; dies führt das Land tiefer in die
Krise. Das ist soziale Gerechtigkeit auf christdemokra-
tisch. Hausmeister und Manager sind vor dem Herrgott
gleich; das stimmt. Aber Sie, Herr Meyer, gehen noch
weiter: Bei Ihnen sind Hausmeister und Manager vor al-
lem vor dem Fiskus gleich. Dieses Prinzip haben Sie am
vergangenen Sonntag in Ihrem Papier schwarz auf weiß
niedergelegt.

(Widerspruch bei der CDU/CSU – Michael
Glos [CDU/CSU]: Mit diesem Generalsekretär
geht die SPD vor die Hunde!)

Dieses Papier ist ein Dokument des Sozialabbaus, ein
Manifest einer unsolidarischen Gesellschaftsordnung, 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

der Einstieg in den Ausstieg aus der sozialen Marktwirt-
schaft. Dies ist Ihr Programm. Sie schreiben von „be-
trieblichen Bündnissen“ und meinen: Weg mit den Ge-
werkschaften! Sie schreiben von „Gestaltungsfreiheit bei
Arbeitsverträgen“ und meinen: Weg mit dem Kündi-
gungsschutz! Sie schreiben von „Bürokratieabbau“ und
meinen: Weg mit dem Arbeitsschutz! Was wollen Sie
mit Ihrem Papier wirklich? Sie wollen weg von der Ta-
rifautonomie, weg von den Rechten der Arbeitnehmer
und weg vom Arbeitsschutz. 

Ihre Vorstellungen sind von langer Hand geplant,
Herr Seehofer. Die CSU hat diese Forderungen schon
vor einem Jahr erhoben. Damals konnten die Anständi-

gen unter Ihnen sie noch verhindern. Aber jetzt haben
sich bei Ihnen die Fundis durchgesetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe 
von der CDU/CSU: Oh, oh!)

– Es sind wohl alle hier im Saal.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Volker Kauder
[CDU/CSU]: Geniale Nummer!)

Ihr Zurückrudern, Ihre eilig vorgenommenen Korrektu-
ren können nicht über das Gesamtkonzept hinwegtäu-
schen. Sie suchen schon seit langem den Ausstieg aus
der solidarischen Gesellschaft.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Quatsch!)

Sie legen die Axt an den Kündigungsschutz. Was wir mit
Augenmaß geregelt haben, nämlich eine erleichterte be-
fristete Beschäftigungsmöglichkeit für ältere Arbeitneh-
mer, wenn diese mit einer Arbeit aus der Arbeitslosigkeit
herauskommen können, schütten Sie auf einmal mit dem
Bade aus. Sie wollen – das ist Ihr Ziel – die Gewerk-
schaften entscheidend schwächen. Als Hebel dienen Ih-
nen die betrieblichen Bündnisse. Wenigstens in diesem
Punkt sind Sie ja ehrlich. Sie wollen den Flächentarif-
vertrag abschaffen. Sie sprechen von Bürokratieabbau,
meinen damit aber, dass weniger Kontrollen von Ar-
beitsstätten und Arbeitszeiten durchgeführt werden sol-
len.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Wir wollen 
Arbeitsplätze!)

Die schwarzen Schafe unter den Unternehmern wer-
den sich über Ihre Auffassung freuen. Für meine Partei
und mich jedenfalls ist Solidarität eine der wesentlichen
Grundlagen, auf denen diese Republik aufgebaut wurde.
Daran werden wir festhalten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Heinrich
L. Kolb [FDP]: Jetzt geht es los!)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege, denken Sie bitte an Ihre Redezeit.

Klaus Uwe Benneter (SPD): 
Wir wollen ein Miteinander von Arbeitgebern und

Arbeitnehmern, Sie wollen ein Gegeneinander. Wir wol-
len das Sozialsystem erneuern, Sie wollen es abreißen.
Jetzt können die Menschen wählen:

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach ja?)

zwischen unserem Aufbau und Ihrem Abbruch. Denn
das, was Sie Sonntagnacht beschlossen haben, ist nicht
mehr und nicht weniger als der sozialpolitische Ab-
bruch. Unsere Antworten bestehen in diesen schwierigen
Zeiten in solidarischen Lösungen. Daran sollten Sie mit-
arbeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN –
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Petra Pau
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SPD

Ottmar Schreiner

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Hans
Michelbach [CDU/CSU]: Aber keine Kanzler-
mehrheit!)

Wir setzen die Aktuelle Stunde fort. Nächster Redner
ist der Kollege Laurenz Meyer, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU – Karl-Josef
Laumann [CDU/CSU]: Jetzt zeig Ihnen mal,
was ein General ist! – Dr.Barbara Hendricks
[SPD]: Jetzt kommt Party-Meyer!)

Laurenz Meyer (Hamm) (CDU/CSU): 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Lieber Herr Präsident! In den letzten Tagen
habe ich wirklich den Eindruck – Herr Kollege Benneter,
das gilt auch für Sie–, dass Sie unter Wahrnehmungs-
verlust leiden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deutschland befindet sich – das sagen doch wirklich
alle– in einer Abwärtsspirale: sinkende Beschäftigung,
niedriges Wachstum, steigende Soziallasten und ein ho-
hes Haushaltsdefizit.

(Zuruf der Abg. Dr.Barbara Hendricks [SPD])

– Ich sehe, dass sich eine Kollegin gar nicht mehr ein-
kriegt, weil sie jetzt die Wahrheit zur Kenntnis nehmen
muss. 

Zur dieser Abwärtsspirale kommt noch ein Bereich
hinzu, in dem die Situation besonders schlimm ist.

(Dr.Barbara Hendricks [SPD]: Jeden Tag auf 
irgendwelchen Partys!)

– Frau Kollegin, lassen Sie doch wenigstens Ihren Kolle-
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Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Vielleicht greift der Kollege Horst Seehofer, dem ich

jetzt für die CDU/CSU-Fraktion das Wort erteile, dieses
Stichwort auf.

(Ute Kumpf [SPD]: Der hat doch Audi vor der
Tür im Wahlkreis! Der müsste eigentlich an-
ders reden!)

Horst Seehofer (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Frau Kollegin Dückert, es war schon sehr dreist,
Ihr Handeln mit dem Nichthandeln in den 90er-Jahren zu
begründen. Wenn Sie die Reformen des Arbeitsrechts,
des Rentenrechts, die Reformen in der Gesundheitspoli-
tik und bei der Lohnfortzahlung gelassen hätten, dann
stünde es heute in unserem Lande um ein Vielfaches bes-
ser.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir reden heute über die Arbeitnehmerrechte. Liebe
Kolleginnen und Kollegen von der SPD, das wichtigste
Arbeitnehmerrecht ist seit eh und je die Teilhabe an einer
positiven wirtschaftlichen Entwicklung und an der sozia-
len Sicherheit. Schauen wir uns einmal an, was in den
letzten fünf, sechs Jahren in Deutschland geschehen ist:
höchste Arbeitslosigkeit, größte Verlagerung von Ar-
beitsplätzen ins Ausland,

(Widerspruch bei der SPD)

höchste Zahl von Sozialhilfeempfängern, Kinderarmut
als wachsendes Problem in einem reichen Lande, soziale
Sicherungssysteme mit den höchsten Beiträgen, den
schlechtesten Leistungen und den höchsten Schulden.
Die soziale Lage der Arbeitnehmer in Deutschland ist in
den letzten fünf Jahren durch diese Regierung spürbar
schlechter geworden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Jetzt komme ich zum Arbeitsrecht. Seitdem das Ar-
beitsrecht moderner Prägung besteht, geht es immer um
das richtige Verhältnis von Schutz und Chance. Da muss
ich Ihnen als Arbeitnehmervertreter sagen: Niemandem
von uns geht es darum, die Entlassung zu erleichtern,
sondern darum, die Neueinstellung zu erleichtern. Das
ist unsere Zielsetzung.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich greife nur zwei Beispiele heraus, die niemand mit
logischem Menschenverstand ablehnen kann. 

(Klaus Uwe Benneter [SPD]: Die ersten vier 
Jahre kein Kündigungsschutz!)

Nach dem geltenden Betriebsverfassungsrecht kann
im Falle eines Sozialplans bei einer drohenden Pleite ei-
nes Betriebs von den Tarifverträgen abgewichen werden.
Es ist aber absurd, dass das deutsche Recht nicht erlaubt,
von den Tarifverträgen abzuweichen, um eine Pleite zu
verhindern. Deshalb ist es höchste Zeit, dass wir das Ta-
rifkartell in der Weise durchbrechen, dass zum Schutz

von Betrieben und Arbeitsplätzen von Tarifverträgen ab-
gewichen werden kann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lesen Sie das Betriebsverfassungsgesetz! Sie kennen
das Recht nicht einmal. Deshalb kommen Sie auch zu
falschen Schlussfolgerungen.

Zum Kündigungsschutz. Sie haben doch selbst mit
unserer Unterstützung am 1.Januar Regelungen in Kraft
gesetzt, die die Abschaffung der Bremsklötze bei Wie-
dereinstellungen zum Gegenstand haben. Denn auch Sie
hatten ein Interesse daran, dass insbesondere Menschen
über 50Jahre wieder in Arbeit kommen und nicht durch
die Bremsklötze des Arbeitsrechts an der Einstellung ge-
hindert werden.

(Ludwig Stiegler [SPD]: Aber wir haben sie 
nicht rechtlos gestellt!)

Wenn Sie die in der vorhergehenden Debatte von Ihnen
vertretenen Ziele – späterer Renteneintritt und Schluss
mit der Frühverrentung – jemals durchsetzen wollen,
dann müssen Sie auch im Arbeitsrecht die Chancen für
die Wiederbeschäftigung von entlassenen älteren Arbeit-
nehmern verbessern.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie haben im Kern den Kündigungsschutz ab einem
Alter von 52Jahren aufgehoben, um die Einstellung von
älteren Arbeitnehmern zu erleichtern. Wir haben dem
zugestimmt. Dadurch können ab diesem Alter befristete
Arbeitsverträge ohne Bedingungen abgeschlossen wer-
den. 

(Ludwig Stiegler [SPD]: Aber in der Befris-
tung hat er seinen Schutz!)

Sie können aber nicht das, was Sie vertreten, sozial nen-
nen, während Sie das, was die Union fordert, um die
Einstellung zu erleichtern, nämlich befristete Arbeitsver-
träge für die Dauer von vier Jahren bei Neueinstellun-
gen, als unsozial bezeichnen. Das ist Heuchelei.

(Beifall bei der CDU/CSU–Klaus Uwe
Benneter [SPD]: Sie haben ja überhaupt kei-
nen Kündigungsschutz!)

Was die Güterabwägung zwischen Schutz und
Chance angeht, sind wir für den Schutz auf der Grund-
lage des Arbeitsrechts, aber wir wollen kein Arbeits-
recht, das den Arbeitslosen jede Chance auf Wiederein-
stellung nimmt. Das vertrete ich als Sozialpolitiker und
als Arbeitsmarktpolitiker.

(Dr.Thea Dückert [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wollen Sie das Arbeitslosengeld redu-
zieren? Was hat das denn damit zu tun?)

Wohin hat denn Ihre Politik in Wahrheit geführt? Im
Kern ist festzustellen, dass die Dichte der arbeitsrechtli-
chen Paragraphen so hoch ist wie nie zuvor. Wir unter-
scheiden uns von anderen europäischen Ländern da-
durch, dass diese eine hohe Dichte an zusätzlichen
Arbeitsplätzen aufweisen. Wir haben eine hohe Dichte
an Paragraphen; die anderen haben eine hohe Dichte an
Arbeitsplätzen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Stunde zu beantragen. 

(Lachen bei der S

Liebe Kolleginnen und K
ben Angst. 

(Ludwig Stiegler [SPD]
Programm zu lesen, da
schon Angst!)

Sie haben Angst um ihr
Angst haben die Menschen
ben, dass sie auch keine
haben Angst vor Altersar
Sie eben vorgestellt hab
vor der Zukunft. 

(Josef Philip Winkler
GRÜNEN]: Sie schüren d
jeder Rede noch!)

Wenn man diese Angst hi
dern, so wie Sie das tun
strumentalisiert, dann is zynisch. S
genau, was die Wahrheit 
keinem Beschäftigten, ke
gendein Recht genommen –
ganz genau, es geht einz
schaffe ich es, einem A
Chance zu geben, damit e
kommt?

(Beifall bei der C

Das ist nämlich das wic
Chance auf einen Arbeits
Arbeitsplatz auch zu beh
mit Ihren Gesetzen und m
die Sie auf den Weg brin
sen es wirklich einmal b
nichtet Jobs. 

Was haben Sie nicht all
Reduzierung der Zahl der
bis zum Sommer 2005 ve
4,6Millionen Arbeitslose
merrechten dieser Mensch
tistik 40000 Unternehmen
dass sich die Tarifpart
 betriebliche Bündnisse 

hen sie doch!)

n bis jetzt der Fall ist
etzgeber zu handeln habe

rwarte Applaus. Das sind
erungserklärung Ihres K

U/CSU]: Deswegen 
hen!)

anden: Beifall bei SPD u
jetzt auch auf diesen Be

wisse Kaltschnäuzigkeit 
n und ehrlich –, diese 

PD)

ollegen, die Menschen h

: Die brauchen bloß Ihr
nn bekommen die

en Arbeitsplatz. Viel me
, die keinen Arbeitsplat
n Arbeitsplatz bekommen
mut – Ihr Rentenkonzept,
en, lässt grüßen. Sie ha

 [BÜNDNIS 90/DIE
och die Ängste bei

er nicht ernst nimmt, s
, polemisiert und diese 
st daie wissen ganz
ist. Die Wahrheit ist: 
inem arbeitenden Mensche
 im Gegenteil. Sie wiss
ig und allein um die Fra
rbeitsuchenden eine bes
r wieder einen Arbeitspl

DU/CSU)

htigste Arbeitnehmerrech
platz und die Chance, d
alten. Das ist es doch, 
it Ihren Rahmenbedingung
gen, mit Füßen treten. S
egreifen: Überregulierun

es versprochen! Sie habe
 Arbeitslosen auf 2 Mill
rsprochen. Wir sind bei
n. Was ist mit den Arbe
en? Was ist mit den laut
spleiten? Wir wissen ge

dass viel mehr Unternehm
Statistik aufgeführt. Au
betroffen; dadurch hat 
Wasist mit deren Arbeitn
mit zu verantworten. Wir
730 000 Beschäftigte wen

(Klaus Brandner [SPD]
noch das Arbeitslose

Was ist mit deren Arbeit
wenn Sie hier einmal einaar Worte daz
den. 

Ich weiß auch nicht, wa
nen und Kollegen von Rot
setzlich verankerte betr
letzte Tarifabschluss inMetallindustr
wieder einmal gezeigt. J
rung, aber wieder nur mi
parteien und auch nur fü
Sie wissen ganz genau, d
rer Verantwortung gerechwerden müssen
nehmer rufen immer laut 
ganz bewusst die Unterne
darüber wahrscheinlich w
aber vor lauter Harmonie
Am nächsten Tag gehen di
mit ihren Betrieben auße
Arbeitsplätze. Früher ha
schen sind es Jobs, die 
schlager geworden sind. 

(Widerspruch bei d

Das ist eine Tarifauton
weicht, statt sie zu lös
dert, Lösungen zu finden

Sie haben die Verantwor
gen, wie es um uns steht
gen, welche Maßnahmen er
mit es nach vorne geht,
geschaffen wird, damit A

Was Sie hier anbieten,
Das ist zu wenig für je
wortung hat, und viel zuwenig für jema
Land nach vorne bringen 

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/
Josef Philip Winkler 
GRÜNEN]: Wenn ich euch
komme ich Angst!)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort de

Fraktion.

(Beifall bei Abgeord

Doris Barnett (SPD): 
Herr Präsident! Liebe 

Frau Wöhrl, weil man An
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en Sie kurz vor Weihnachten
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n, dass Sie damals einen Feh-
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SU – Dr. Thea Dückert
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en ein Gesetz gemacht, nach
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nd verlängern kann. In diesen

r siebenmal einen Ketten-
äsidium am Wochenende ge-

ng, dass das Kündigungsschutz-
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t, nicht mehr für Arbeitnehmer
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nge ganz normal wirken lassen
lung wird sich dann alles Wei-
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Das ist aber eine lyri-
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Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile Karl-Josef 

das Wort.

(Beifall bei der C

Karl-Josef Laumann (CDU/CSU): 
Sehr geehrter Herr Präsent! Liebe K

Kollegen! Diese Aktuelle
Ende zuneigt und die Sie

(Klaus Brandner [SPD]:
antragen! Sonst käme d
Tisch!)

um mit uns über den Abb
durch CDU und CSU zu dis
gemacht, Herr Kollege Stgler, dass ic
immer so vorgestellt hab
haben.

(Ludwig Stiegler [SPD]
man die Bibel nicht r

Der zweite Punkt ist, H
mal gut überlegen sollte
wirklich einen Generalse

(Beifall bei der CDU/
SPD: Nur kein Nei

Aber fangen wir doch j
tisch wollen Sie mit die
chen:

(Klaus Uwe Benneter [S
was Sie am Sonntag ge

Sie wollten für Ihre Kl
Gewerkschaften wieder ei
graben aufwerfen: hier d
stehen, und dort die, dinicht tun. D
jetzt noch nicht gelungeh will auch s
Ihnen nicht gelungen is
selbstverständlich auch 
gen gegenüber dem heutig
zu mehr Beschäftigung ko

(Klaus Uwe Benneter [S
nicht! Was zu tun war,

Jetzt stellen wir erst
dieser Debatte fest. Wed
noch die Grünen schlagen
Deutschland, der in Bes
gungsschutz wegzunehmen.

(Peter Dreßen [SPD]

Vielmehr denken wir übe
können wir Barrieren bei
diesem Zusammenhang ver
schiede zwischen Ihnen uuns hinsicht
gungsschutzes. 

Erster Punkt: Sie haben
mals von Ihnen gewonnene
uns eingeführten Schwell
auf fünf Mitarbeiter red
Laumann, CDU/CSU-Fraktio
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idolleginnen und
 Stunde, die sich jetzt
 beantragt haben,

 Einer muss sie ja be-
ie Wahrheit nie auf den
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: Das kommt nur, wenn 
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(Klaus Brandner [SPD]
kein Kündigungssch
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Ihre und unsere Position
bei beiden Positionen wi
Veränderungen im Arbeits
stellungen zu erreichen
wollen, sind nachvollzie
scher als Ihre. Deswegen

(Beifall bei der C
dafü
r Pr



Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 97. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. März 20048689

(A (C)

(B (D)

Karl-Josef Laumann

aut
e zwi-
n Bünd-
 

schäf-
im
om
t wer-
zw.

ten. 

t. Trotz-

rden.

arif-
ie An-
die be-
ern,

ebliche

em
.

-
rd im-
 sogar
ben Sie,

ich nicht
: Rot-
e nicht so

U/CSU]: Also doch
pletter Pharisäer! Er hat

ale Tarnkappe vorgeschickt.
der arme Kerl wieder in die
errt. Dann jault er wieder. Vor
 er dann wieder ins Schaufens-
Kerl!

DU/CSU]: Wer?)

orst Seehofer Sorgen; denn
probleme. Ich weiß nicht, ob
ind.

PD und dem BÜND-

 nicht unterstellen, dass er lügt.
aben, dass Deutschland in sei-
ter die höchste Arbeitslosigkeit
öhne hatte. Was ist mit seinem

ten der SPD und des
EN – Dr.Rainer
öchsten Lohnneben-

undheitsreform. Nach der lan-
t er gesagt, das sei die glück-
ens gewesen. Da habe ich mir
dann hast du noch nichts erlebt!
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Zum Schluss weise ich, 
wird – denn hier bestehe
schen unseren Positionen
nisse für Arbeit hin. Wi

(Klaus Uwe Benneter [S
rifrecht!)

Wir sind der Meinung, da
tigungssicherung und de
eigenen Betrieb die Mögl
Tarifvertrag geben soll,
den und wenn Geschäftsl
Betriebsrat das wollen.

(Klaus Brandner [SPD]:
Tarifautonomie!)

Diese Position hat auch 

(Klaus Brandner [SPD]:
kanzler hat die Tarifp
im Rahmen der Tarifver

Sie vertreten sie nicht,
dem ist sie richtig. IchIhnen: Das wi
ersten Gesetze stehen, 
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zahl ihrer Fertigungsbet
treffenden Arbeitsplätze
helfen unserem Arbeitsma
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Schönen Dank.
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neten der FDP – Klaus 
ist aber ein schlanker
macht hast, lieber Kar

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Zum Schluss der Aktuel

Kollegen Ludwig Stiegler
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Ludwig Stiegler (SPD): 
Herr Präsident! Meine D

lege Karl-Josef Laumann 
mer vorgeschickt, um abz
die Bibel. Aber die Stel
Herr Kollege, nicht komp gelesen. De
säer haben gesagt: Oh He
so bin wie die anderen. 
Grün dankt wirklich der 
ist wie Ihre schrecklich

(Beifall bei der SPD s
des BÜNDNISSES 90/DIE
damit kein Popanz aufgeb
n erhebliche Unterschied
 –, auf die betriebliche
r haben uns entschieden.

PD]: Weg mit dem Ta-

ss es aus Gründen der Be
s Beschäftigungsaufbaus 
ichkeit zum Abweichen v
 wenn hohe Quoren erfüll
eitung und Belegschaft b

 Das ist der Bruch der 

Ihr Bundeskanzler vertre

 Nein, der Bundes-
artner aufgefordert, das
träge zu regeln!)

 weil der DGB dagegen is
 sage rd in einem der
die wir verabschieden we
äftigung sichern.
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, SPD-Fraktion, das Wort
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 GRÜNEN –

Hartmut Schauerte [CD
ein Pharisäer! Ein kom
es bestätigt!)

Er wird immer als sozi
Aber nach der Wahl wird 
Requisitenkammer eingesp
den nächsten Wahlen wird
ter gestellt. Ein armer 

(Hartmut Schauerte [C

Ich mache mir auch um H
er hat enorme Gedächtnis
sie schon pathologisch s

(Heiterkeit bei der S
NIS90/DIE GRÜNEN)

Ich kann ihm schließlich
Er muss wohl vergessen h
ner Zeit als Bundesminis
und dauerhaft sinkende L
Gedächtnis los?
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BÜNDNISSES 90/DIE GRÜN
Wend [SPD]: Und die h
kosten!)

Es ist wie bei der Ges
gen Verhandlungsnacht ha
lichste Nacht seines Leb
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(Heiterkeit und Beifal
BÜNDNIS 90/DIE GRÜN
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Union.
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Arbeit und soziale Gerec
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auch das, was Herr Meyer
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wieder in den großen Sch
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ten.
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gen im Bericht noch einmal
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n, sind kein Indiz für eine wie
erung der Regierungspolitik.
nhänge sind ja bekannt. Es
, dass das insbesondere etwas
it zus kommt viel-
er einzelne Export für sich mit
n vereinbar ist. Das ist der poli-
sregierung, den ich hier aus-
terstützen möchte.

owie des Abg. Winfried 
DIE GRÜNEN])
)

)

Die im November letzten
digungsminister beschloseuropäische Rüstungs-
agentur wird, so Solana ges
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günstigere Preisgestaltuanzustreben.
auch, dass die Exportpol

Nationale Hoheitsrechte
wenn alle beteiligten St
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Verbesserung der Maßnahmen zum Schutze
der Kinder und Jugendlichen vor Alkohol-
sucht
– Drucksache 15/2646 –
Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Familie, Sen, Frauen und 
Rechtsausschuss
Finanzausschuss
Ausschuss für Wirtschaft un
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernähru
Landwirtschaft
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sich

Nach einer interfraktio
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Es ist doch naiv, zu gla
steuerung bestimmter Get
vom Alkoholkonsum abbrin
andere Getränke um; sie 
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Dem habe ich nichts mehr
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Wilhelm Schmidt [Salzg
ben keine Ahnung! – S
Und kein Konzept!)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Das Wort hat die Parla

Marion Caspers-Merk.

Marion Caspers-Merk, Parl. Staatss
Bundesministerin für Gesit und Sozia
Frau Präsidentin! Liebe

Wer Jugendschutz ernst 
Kollege Haupt von der FD

(Beifall bei der SPD–
[CDU/CSU]: Der darf ni
zen!)
ht eben ein finanzpoliti
 Ein Schnellschuss mit 
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derabgabe. Wir wissen a
dass diese Maßnahme grei
derabgabe erhoben wurde,
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(Wilhelm Schmidt [Sal
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tränken enthalten sind, 
felzucker, die in jedem 
das Problem dar. 

(Andreas Scheuer [CDU/
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seit zwei Jahren im Feld
von Ihnen nicht anhören.

(Beifall bei der FDP u
DIE GRÜNEN)

Ich darf kurz darauf hi
rung bis 1998 hatte eine
gale Suchtmittel gar nic
Teil wurde von Ihnen bel
der Alkohol und der Taba
und Suchtberichts der Bu
gesorgt, dass in Bezug a
geschah.

(Hans-Michael Goldmann
gute Ergebnisse vorzuw
rade erzählt, dass der

Dies alles haben wir geg
tun müssen. Ich erinnere
Vermittlungsausschuss, d
am Ende plötzlich etwas 
brauchen wir von Ihnen ke Nachhilfe,
rungen und schon gar nic

(Beifall bei der SPD u
DIE GRÜNEN)

Alle, die in der Suchtprävention tätig s
Beispiel die Deutsche Ha







Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 97. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. März 20048711

(A (C)

(B (D)

Georg Fahrenschon

geltenden
ng,
. 

 auf

ge-
st der
. 

n

für die
 Ich
ssen. 

olle-

d
in wäre
Noch in
 die
st ver-
entspre-
 und das

e
 in Bar-
nschaf-

fran-

u hat
Sache.
ovation
hrgei-
tester
fungen

 Fördermittel sollen deutlich er-
 hoch qualifizierte Mitarbeiter
nagement ausbilden. Andere
ng nur. 

chland als Biotechnologie-
 Potenzial. Wir haben eine exzel-
n unserem Land gibt es rund
In den 90er-Jahren begann
in beispielloser Aufholwettbe-
is noch vor wenigen Jahren
eins in Europa. 

Gründerjahre ist weitgehend
up-Unternehmen geht es jetzt um
dierung. Es gibt keinen Ka-
ieorternehmen. Der

ten Gentechnik stellen nur
e zumindest einigermaßen
 werden mehr als 60Millionen
veränderten Pflanzen bestellt.
der Grünen Gentechnik dage-

halten oder sogar die Tech-
spruchen will, dann brauchen
le Biotechnologiestrategie:

ir eine 
hungsfelder besetzt
 Nachwuchs gibt. Das Natio-
 war ohne Zweifel eine gute
e ist es, die Mittel für die zweite
ozent, um 135Millionen

r gute Rahmenbedingungen
anche wie auch für die Abneh-
gewonnen, wenn die Bundesre-
s-, Forschungs-, Rechts-, Ge-
herschutzpolitik abstimmen
genteil ist der Fall. Gewinner

CSU und der FDP)

r Unternehmensberatung
lfte der Biotech-Firmen in
ten das Geld auszugehen.
sche Vorlaufphasen sowie die
vermarktung erfordern Millio-
ht um das Schicksal irgendeiner
irVerantwortung.
n Kapitalmarkt für Technolo-
 Der aufgelegte Dachfonds
und des EIF ist nicht

ohl nicht ausreichen. 

Geld lieber in Schiffsanleihen
 als nologien, hat
n Steuer- und Wirtschaftspolitik
it der Stimmung im Land, die
ese Stimmung wird täglich
)

)

weg. Wir sollten auf ein
Jugendschutzrechtes und 
nicht aber auf willkürli

Herzlichen Dank.
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Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Ich schließe die Ausspr

Interfraktionell wird Ü
den Drucksachen 15/2587,2619 und 15
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schlagen. Sind Sie damit
Fall. Dann sind die Über
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Katherina Reiche, Hel
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Doch die Euphorie der 
verpufft. Bei den Start-
Bewährung und um Konsoli
pitalmarkt für technologientierte Un
Neue Markt ist tot. 
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90/DIE GRÜNEN 

 Sie führt, der schadet damit
rt Deutschland in hohem

s um Freisetzungsversuche.
m,ndlich in Fragen
Flach, Sie haben darauf hinge-
ch quer durch die Union geht,
n im Vordergrund stehen. Wir
echnologien in den Vordergrund
llschaft keine oder nur geringe
0Prozent der Bürger gentech-
ittel ablehnen

s sind ja nicht einmal 

 Umfragen konstant –,

]: Nein!)

st nehmen, uns beschränken und
 biotechnologischen Verfahren
rnst und wissen, dass Verbrau-
 soziale Fragen mit der Bio-
en. 

technisch veränderten Äpfel.
on gestern im Ausschuss, als sie
 über den Wirtschaftsstandort
d das fehlende Wirtschafts-
 etwas dran sein kann

SU – Dr.Martin
[CDU/CSU]: Da ist ei-

–, gesagt, dass die Apfelindus-
st, gsversuchen mit
 Äpfeln die gewünschten Wirt-
rbeizuführen. Man muss da
 Ich esse sehr gerne Äpfel und
en sie vom Feuerbrand befreien.
e Möglichkeiten. In den Berei-
lehnen, brauchen wir die Gen-
aß.
)

)

Biotechnologie in den nä
diesem Thema endgültig a

(Beifall bei der FDP 
[CDU/CSU]: Das wunder
überhaupt nicht!)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 
Nächster Redner ist de

Bündnis 90/Die Grünen.

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE  
Frau Präsidentin! Meine

Herren! Biotechnologie i
zweig für neue Arbeitspl
nehmertum. Ganz klar, w
Chancen der Biotechnolog
Sie, meine Damen und Her
FDP – das werde ich noch
einseitige Betrachtung dr Möglichkeite
der Biotechnologie anste

Ich habe kein Wort gehöWeißen Biotechnolo-
gie. Die Weiße Biotechnolog
keit, die sich aus Forscungsergebnisse

(Katherina Reiche [CDU
unserem Antrag! Ich ko
vorlesen!)

Beispielsweise kann man 
aus Hanf gewonnen werden
dass sie die modernen Ch
setzen können. Ich habe 
aus Holz und Gras in bi
über enzymatische Veränd
winnen kann. 

(Katherina Reiche [CDU
Sie lesen, Herr Ko

Große Konzerne wie VW, D
Choren Industries – zwar
die Technologie – treib
wissen offensichtlich ga
Biotechnologie liegen, zispiel um B
gewinnen. Ich weise auch
nachwachsenden Rohstoffe
aus Pflanzenöl hersteller können Far
aus Naturstoffen kreiere
holz entwickeln – eine h
gie. Ich nenne auch die k – ein ries
Nanobionik wird ganz sp
vielleicht lernen können
damit technologische Ver
all diesen Chancen höre 
Dabei bieten gerade dies
gewaltige Chancen für Kaschutz, für
schonung, für giftfreie 
Arbeitsplätze. 

(Beifall beim BÜNDNIS 
und bei der SPD)

Auch im Bereich der Lebenswisssenschaften bie
biotechnologische Verfah
chsten Wochen den Antrag
uf den Weg bringen werde

– Dr. Maria Böhmer
t mich bei Ihnen

r Kollege Hans-Josef Fe

GRÜNEN):
 sehr verehrten Damen u
st ein wichtiger Forsch
ätze und auch für neues 
ir sind erst am Anfang 
ie. Ich wundere mich, d
ren von der Union und d
 näher ausführen –, eine
en und Chancen
llen. 

rt zur 
ie ist eine neue Möglic
hn ergibt. 

/CSU]: Das steht in
nnte leider nicht alles

Flachsfasern, auch Faser
, mit Enzymen so verände
emiefasern in ihrer Qual
nichts dazu gehört, das
otechnologischen Verfahr
erungen, neue Treibstoff

/CSU]: Dann müssen 
llege!)

aimler-Chrysler, BP, She
 kein Konzern, aber sie 
en diese Verfahren voran
r nicht, was für Chancen
um Beioethanol zu
 auf die gesamte Palett
 hin: Wir können Kunstst
n, wiben und Lacke
n, neue Werkstoffe aus F
ochinteressante neue Tec
Bioniiges Feld. Die
annend werden. Wir werde
, wie man Holz produzier
fahren entwickeln. Nicht
ich in der Debatte von 
e biotechnologischen Ver
lim Ressourcen-
Chemie, für Innovation 

90/DIE GRÜNEN 

ten
ren unglaublich vielfä

Möglichkeiten: regenerat
mente – beispielsweise m
körpern zur Krebsbekämpf
kurzem bei einem erfolgr
München, angeschaut –; N
mente, die die Biodivers

Aber was machen Sie? Si
standort Deutschland ein

(Beifall beim BÜNDNIS 
und bei der SPD)

Sie richten den Blick im
blembereiche und heben d
sichtlich Rote Gentechni
Probleme bereitet. Sie k
nur das, was die Verbra
nämlich gentechnisch ver

(Beifall beim BÜNDNIS 
und bei der SPD)

Wer diese Debatte so wie
dem Biotechnologiestando
Maße.

Denn es geht um mehr al
Es geht um mehr als daru ob wir uns e
der Ethik einigen. Frau 
wiesen, dass der Riss au
wenn die ethischen Frage
sollten nicht mehr die T
rücken, die in der Gese
Akzeptanz finden. Wenn 8
nisch veränderte Lebensm

(Ulrike Flach [FDP]: E
80Prozent!)

– das tun sie nach allen

(Ulrike Flach [FDP

dann sollten wir das ern
die Vielfalt der anderen
nutzen. Wir nehmen das e
cherschutz, Ökologie und
technologie zusammenhäng

Zu dem Beispiel der gen
Ich habe Frau Pieper sch
zu einer großen Debatte
Deutschland ausholte un
wachstum anmahnte, wo ja

(Lachen bei der CDU/C
Mayer [Siegertsbrunn] 
niges dran!)

– wir kennen die Zahlen 
trie nicht in der Lage imit Freisetzun
gentechnisch veränderten
schaftswachstumsraten he
schon richtig gewichten.
stehe dahinter. Wir woll
Aber dafür gibt es ander
chen, die die Bürger ab
technik nicht in hohem M
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90/DIE GRÜNEN 

ge Helmut Lamp von der

amen und Herren! Herr Fell,
irekt nach Ihnen spreche. Sie ha-
en und natürlich genau das Feld
sonders am Herzen liegt, und
en der Union. Ich will Ihnen
llerdings werden sie Ihnen

sen, es
n der Biomassenutzung. Am
s die Nahrungsmittelerzeugung;
g spielt eine große Rolle. Ich
nergetischen Verwertung von
eldlen Punkte auf-
gsbedarf besteht und hinsicht-
vitäten der Regierung einfordern

 es umschrieben – ist deswe-
 weil er Tat abzeich-
 erheblichen Markt geben wird.
ispiele nennen. Im Jahr 2010
il biogener Treibstoffe 5,75 Pro-
ine Riesenherausforderung, der
enzialen kaum stellen können,
htigngungen ge-

ernen Biomasse-Komfort-
oomt mit Zuwächsen von
h; die Österreicher beherrschen

kt man über die Klärung von
zeitige Gewinnung von Ener-
ldern nach. Auch hier bietet sich
uns. In China und Indien – Sie
t bereits heute ein Riesenmarkt
n. Internationale Energiekon-
greifend in die Energiepflan-
en. – Das waren nur einige
ie immensen Markt- und

 nichts taucht in eurem
 von der FDP: In dem

ortlt die Bundes-
rt auf eine Anfrage der CDU/

der deutsche Markt positiv
ch die Exportchancen für
zeugung und Nutzung von

r beim Kern des Themas.
)

)

Ich möchte Sie bitten: 
nologischen Verfahren zu
Hier haben Sie ganz groß
bietet uns beispielsweis
novationen ermöglicht daREACH-Verfahren ger
im Zusammenhang mit nac
Sie lehnen diese Innovat
den ab,

(Dr.Martin Mayer [Sie
CSU]: Woher wissen Si
sinn!)

weil Sie der Chemieindus
reich und anderswo hat, 
len. Wir aber wollen ger
Innovationen anstoßen.

(Vorsitz: Vizepräside
Solms)

Wir sollten über den Gr
Chemieindustrie hat scho
erdölbasierten Chemiepro
durch pflanzliche Chemie
spiel, das wir uns zu He
sche Chemieindustrie istesem Ziel w
wahrscheinlich wegen Ihr

Ich vermisse in Ihrem 
Beispielsweise sagen Sie
mehr finanzieren. – Völ
man müsse die Mittel ums
Angabe, wo Sie kürzen wo
che zugunsten der notwen
schung abgebaut werden 
Antwort schuldig.

Das Gleiche gilt auch fWagnis-
kapital stärker unterstützen
tan; Herr Röspel hat da
viele Erfolge in diesem
stehe allerdings: Wir mü
spielsweise die steuerl
Start-ups verbessern. Es
einkünfteverfahren für d
den und ähnliche steuerl

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege, kommen Si

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE 
Ich bin so weit, Herr P

(Lachen bei der CD

dass ich das Wesentliche

Ich kann Sie nur auffo
Damen und Herren von der
technologiestandort Deut
endlich die gesamte Pale
Blick nehmen und damit 
schutz und ethische Grunen ernst neh
mer wieder nur auf den 
herumzureiten.
Wenden Sie sich den biot
, die auch wir im Blick 
e Blockaden. Welche Chan
e eine neue Chemie? Welc
s ade
hwachsenden Rohstoffen?
ionen aus ideologischen 

gertsbrunn] [CDU/
e das? So ein Un-

trie, die Probleme im G
Bestandsschutz gewähren 
ade mit dem REACH-Verfah

nt Dr.Hermann Otto 

oßen Teich schauen: Die 
n beschlossen, 20Prozen
dukte bis zum Jahre202
produkte zu ersetzen – e
rzen nehmen sollten. Di
 von dieit entfernt –
er verblendeten Diskussi

Antrag verschiedene Ding
, man müsse mit mehr Mit
lig d’accord. Sie sagen 
chichten. Nur vermisse i
llen, welche Forschungsb
digen biotechnologischen
sollen. Hier bleiben Sie

ür die Frage, wie Sie 
 wollen. Wir haben das 
rauf hingewiesen. Wir h
 Bereich vorzuweisen. Ic
ssen noch mehr tun und 
ichen Rahmenbedingungen 
 ist notwendig, etwa da
en „carried interest“ a
iche Maßnahmen einzuführ

e bitte zum Schluss. 

GRÜNEN): 
räsident,

U/CSU)

 schon gesagt habe. 

rdern: Helfen Sie mit, m
 FDP und der Union, den 
schland zu stärken, inde
tte der Biotechnologie 
Umweltschutz, Verbrauche
dlagmen, statt im-
umstrittenen Biotechnolo

(Beifall beim BÜNDNIS 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kolle

CDU/CSU-Fraktion.

Helmut Lamp (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine D

es passt gut, dass ich d
ben so viele offene Frag
angesprochen, das mir be
vermissten hierzu Aussag
gern Antworten geben. A
nicht alle gefallen.

Ich beginne mit der Biomassenutzung. Sie wis
gibt viele Möglichkeite
meisten vertraut ist un
die stoffliche Verwertun
möchte am Beispiel der e
Biomasse dieses breite F und die vie
zeigen, an denen Handlun
lich derer wir auch Akti
müssen.
Dieses Feld – Sie haben

gen so zukunftsträchtig,es sich in d
net, dass es dafür einen
Ich möchte nur einige Be
soll europaweit der Ante
zent betragen. Das ist e
wir uns mit unseren Pot
wenn hier nicht die ricen Rahmenbedi
setzt werden.
Die Nachfrage nach mod

Einzelfeuerungsanlagen b
30bis 50Prozent jährlic
den Markt. 
In der Dritten Welt den

Abwässern und die gleich
giepflanzen auf Rieselfe
ein Betätigungsfeld für 
wissen das auch – besteh
für Kleinst-Biogasanlage
zerne sind kontinentüber
zenproduktion eingestieg
wenige Beispiele für d
Exportchancen.
(Jörg Tauss [SPD]: Und
Antrag auf! – Gegenruf
vorherigen!)

– Doch, doch. 
Mit Blick auf diese Expchancen stel

regierung in ihrer Antwo
CSU-Fraktion fest:
In dem Maße, wie sich 
entwickelt, wachsen au
moderne Technik zur Er
Bioenergieträgern.

So ist es. Damit sind wi
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dende Grundlage für den Aus-
rgienim Bioenergie-

eten des BÜNDNIS-

undesregierung zusammen mit
n dieses Gesetz verabschiedet
s abgelehnt.

eten des BÜNDNIS-
d der SPD)

ie Forschungsförderung im Be-
utlich erhöht haben, haben Sie
nt.

DU/CSU]: Der unseriö-
 Zeiten, Herr Fell!)

 zu Ihren Aussagen passt, Sie
nterstützen. Tatsache ist, dass
 Länder – da frage ich Sie eben-
Au– im Bundesrat
ternommen haben und unter-
ng des Erneuerbare-Energien-
ingung verschiedenster Anträge
ich über Ihre Aussage, dass Sie
ren Energien wünschen;

SU: Natürlich!)

atsächliche Unterstützung der

eten des BÜNDNIS-
der SPD – Zuruf
wir wollen das sinn-

n-Gesetz betrifft den Strom-
 18Prozent des Energiever-
as Thema erneuerbare Ener-
en wir natürlich den gesamten
ören auch die Sektoren Wärme

Ja, klar!)

 macht hier annähernd
ber nichts mit dem EEG zu tun.
chen Bereichen kritisieren,
m Teil nichts mit dem Thema
enn wir den neuesten Entwurf,
en Ministerien vorgelegt haben,
r das aus den gleichen Gründen
um für die Förderung der Bio-
stisch gekürzt werden soll. 

on 28 auf 15 Jahre, 

esicht all derjenigen, die hier in-
)

)

In allen anderen EU-Sta
gende Säule der regene
Deutschland ist sie lei
Niveau. Wir sind keinesw
sondern wir gehören im e
Entwicklungsländern. Das muss sich än

(Beifall bei Abgeord

Wir brauchen entsprech
wir brauchen zielgerich
und gut greifende Förde
zept zur Sicherung des A
die schnelle Entwicklung

Zum Ersten: Auch im BerBioenergie werd
Forschungs- und Entwickl
desregierung in unverant
sigt, Herr Tauss. Der Fa
stoffe standen im vergan
zur Verfügung, davon ger
für die Bioenergie. Die sind in dies
nähernd 30Prozent gekürz

Sie, Herr Fell, haben 
Mittel nehmen? Entgegen 
sogar entgegen Ihrem Koa
regenerativen Energien d
ner Größenordnung von üb
bietet es sich an, auch e Forschungsfö
sem Bereich zu bestreite

(René Röspel [SPD]: Da
nicht anders zu ge

– Nein, das ist nicht so
muss gesagt werden: Dies
rung der regenerativen E
Bioenergie, zur Verfügun
mit Europa zu tun, was Smachen. Entge
sprechungen kommen diese
Finanztopf.

(René Röspel [SPD]: N
steckte Subventionen! 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
einer Zwischenfrage)

– Herr Fell möchte etwas

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Erlauben Sie eine Zwisc

Helmut Lamp (CDU/CSU): 
Ja.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte schön, Herr Fell.

Hans-Josef Fell (BÜNDNIS 90/DIE  
Herr Kollege Lamp, ich 

fizit der Union aufgegri
über andere Biotechnolog
meinsam völlig einig dar
ist. Nur muss ich Ihnen die Frage st
aten ist die Bioenergie 
rativen Energien, aber 
der auf einem sehr nied
egs Weltmeister oder Vorr
uropaweiten Vergleich zu
dern.

neten der SPD)

ende Rahmenbedingungen,
tete Forschungsunterstüt
rinstrumente, ein Fläche
nbaus von Energiepflanze
 spezifischer Energiepfl

eich der en
ungsvorhaben von der Bu
wortlicher Weise vernac
chagentur Nachwachsende 
genen Jahr 26,6Millionen
ade einmal 7MillionenEu
Mittel em Jahr um an-
t worden.

gefragt: Woher sollen wi
all Ihren Versprechungen
litionsvertrag belasten 
urch die Ökosteuer heute
er 790MillionenEuro. Dah
dirderung aus die-
n.

s war europarechtlich 
stalten!)

. Aber selbst wenn das 
e Mittel wollten Sie zur
nergien, insbesondere au
g stellen. Das hat auch 
ie gen Ihren Ver-
 Einnahmen in einen groß

ein, das waren ver-
– Abg. Hans-Josef Fell
] meldet sich zu

 fragen.

henfrage des Kollegen Fe

GRÜNEN):
freue mich, dass Sie das
ffen haben und nun endli
ien reden. Wir sind uns
in, dass das ein wichtig
jetzt ellen, wie Sie

das mit Ihren politische
gen können. Die entschei
bau der erneuerbaren Ene ist, auch 
bereich, das Erneuerbare-Energien-Gesetz. 

(Beifall bei Abgeordn
SES 90/DIE GRÜNEN)

Im Jahre 2000, als die B
der rot-grünen Koalitio
hat, hat Ihre Fraktion e

(Beifall bei Abgeordn
SES 90/DIE GRÜNEN un

Als wir die Mittel für d
reich der Bioenergien de
unseren Haushalt abgeleh

(Michael Kretschmer [C
seste Haushalt aller

Ich frage mich, wie das
würden dieses Vorhaben u
auch die unionsregierten
falls, wie das zu Ihren ssagen passt 
immer wieder Versuche un
nehmen, die Verabschiedu
Gesetzes durch die Einbr
zu stören. Ich wundere m
den Ausbau der erneuerba

(Zuruf von der CDU/C

denn ich vermisse die t
Union. 

(Beifall bei Abgeordn
SES 90/DIE GRÜNEN und 
von der CDU/CSU: Aber 
voll unterstützen!)

Helmut Lamp (CDU/CSU): 
Das Erneuerbare-Energie

markt. Dabei geht es um
brauchs. Wenn wir über d
gien sprechen, dann mein
Energiebereich. Dazu geh
und Treibstoffe.

(Jörg Tauss [SPD]: 

Allein der Wärmebereich
50Prozent aus. Das hat a
Wenn wir das EEG in man
dann deshalb, weil es zu
Bioenergie zu tun hat. W
den die beiden zuständig
kritisieren, dann tun wi
wie Sie: weil der Zeitra
energie um 25Prozent dra

(René Röspel [SPD]: V
muss man sagen!)

Das ist ein Schlag ins G
vestiert haben. 





Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 97. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. März 20048723

(A) (C)

(B) (D)

Dr. Martin Mayer (Siegertsbrunn)

Das führte zu einer Aufbruchstimmung und zu Impulsen
in Deutschland, und zwar nicht nur in den Regionen, die
gewonnen haben, sondern in ganz Deutschland, weil
sich überall Forschungsinstitute, Banken und Behörden
zusammengesetzt und gefragt haben: Wie können wir
jungen Unternehmen helfen, sodass sie vorwärts kom-
men?

Die Wirkung dieses Bio-Regio-Wettbewerbs hat auch
nach der Regierungsübernahme durch Rot-Grün noch
zwei Jahre angehalten. Wenn man sich die Zahl der Un-
ternehmensgründungen und die Entwicklung der Unter-
nehmen im Bereich der Biotechnologie anschaut, dann
stellt man ab dem Jahr2000 nicht nur eine Stagnation,
sondern eine rückläufige Entwicklung fest.

(Jörg Tauss [SPD]: Nein!)

Eine der Ursachen für diese Stagnation und rückläu-
fige Entwicklung ist die mangelnde Kapitalversorgung.
Die Finanzierung ist schwieriger geworden.

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist wahr!)

Gerade im Bereich der Biotechnologie geht es pro Un-
ternehmsgründung nicht nur um ein paar Tausend Euro,
sondern – ich kann Ihnen Beispiele zeigen – es geht um
ein paar Millionen Euro. Erst mit einer solchen Finanzie-
rung kann es bei den meisten Unternehmen losgehen.
Herr Kollege Fell, Sie waren bei Morphosys und wissen,
wie viel Geld dort notwendig war, um die Dinge wirk-
lich ans Laufen zu bringen.

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist richtig!)

Ich will Ihnen eine Blitzumfrage des BMBF vom
Herbst vergangenen Jahres vorstellen. Die Frage lautete:
Wie beurteilen Sie das derzeitige Klima für Biotechfir-
men in Deutschland in puncto Beschaffung von Kapital?
Sehr gut: 0,0 Prozent; ausreichend: 22,0 Prozent; man-
gelhaft: 56,9 Prozent; katastrophal: 21,1 Prozent. Vier
von fünf beurteilen das Klima als mangelhaft oder kata-
strophal.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – René Röspel [SPD]: Wo steht
das in Ihrem Antrag? Wo sind die Vor-
schläge?)

– Unser Antrag enthält eine Verbesserung der Finanzie-
rung.

(Lachen bei der SPD – Jörg Tauss [SPD]: Aus
Steuermitteln! – Hans-Josef Fell [BÜND-
NIS90/DIE GRÜNEN]: Das sind ja tolle Vor-
schläge!)

Union und FDP haben mit verschiedenen Finanz-
marktförderungsgesetzen eine Basis aufgebaut, auf der
Start-ups auf Dauer finanziert werden und in den Aktien-
markt übergehen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Sie haben das mit Ihren Änderungen wieder zerstört und
können dafür jetzt die Früchte ernten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wer Investoren Gewinnchancen verweigert, der wird auf
Dauer keine Investoren mehr haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Nun beschreibt der Antrag sehr gut – darin sind wir
uns einig –, dass Biotechnologie große Chancen in der
Medizin, bei der Rohstoff- und Energieerzeugung und
bei der Umweltentlastung in sich birgt. Aber schauen Sie
doch einmal auf der Homepage unseres Bundesministers
für Umwelt nach, was er zu den Möglichkeiten der Bio-
technologie im Umweltschutz sagt! Dazu ist überhaupt
nichts zu finden. Nur eine lasche Bemerkung: Das muss
noch abgewogen und geprüft werden. – Wo ist denn die
Aussage des Bundesumweltministers zur Förderung von
Enzymen, die zu Rohstoffersparnis und weniger Um-
weltschäden und -belastungen führen? Herr Fell, geben
Sie ihm einmal Ihr Manuskript, damit er etwas lernt! 

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das brauche ich ihm nicht zu geben!)

In einem Klima, in dem die Freisetzung von gentech-
nisch veränderten Pflanzen ständig von der Polizei ge-
schützt werden muss,

(Hans-Josef Fell [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Weil die Verbraucher sie nicht wollen!)

wird die Forschung nicht gedeihen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich will zum Abschluss etwas zu Ihnen, Herr Fell,
und den Grünen sagen. Sie haben in der Verteidigungs-
politik eine Wende um 180 Grad gemacht: von der For-
derung nach Abschaffung der Bundeswehr bis zur Zu-
stimmung zum Einsatz in Afghanistan. Machen Sie doch
auch in der Gentechnik eine solche Wende und stimmen
Sie diesem Antrag zu! 

(Michael Kretschmer [CDU/CSU] zum
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gewandt: Kom-
men Sie zur Vernunft!)

Das ist gut für Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 15/2160 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Das ist der Fall. Dann ist die Überweisung
so beschlossen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 9 a und 9 b auf:

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Umset-
zung der Richtlinie über den rechtlichen
Schutz biotechnologischer Erfindungen
– Drucksache 15/1709 –
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit



8724 Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 97. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. März 2004

(A) (C)

(B) (D)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms

Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der SPD
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN

Für ein modernes Biopatentrecht
– Drucksache 15/2657 –
Überweisungsvorschlag:
Rechtsausschuss (f)
Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit
Ausschuss für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft
Ausschuss für Gesundheit und Soziale Sicherung
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Beratung eine halbe Stunde vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Als erster Redner hat das
Wort der Parlamentarische Staatssekretär Alfred
Hartenbach.

(Beifall des Abg. Dirk Manzewski [SPD])

Alfred Hartenbach, Parl. Staatssekretär bei der Bun-
desministerin der Justiz: 
Kein Szenenbeifall. – Verehrter Herr Präsident! Ver-

ehrtes Präsidium! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir
beraten heute eine wichtige Regelung für den Wirt-
schafts- und Forschungsstandort Deutschland. Die Bio-
und Gentechnologie ist einer der Märkte der Zukunft;
Sie haben es hier eben erklärt. Für unsere Chancen brau-
chen wir ein leistungsfähiges Biopatentrecht. Die Biopa-
tentrichtlinie und das heute vorliegende Gesetz zu ihrer
Umsetzung tragen dazu bei, indem sie die Früchte der
Arbeit in der Biotechnologie schützen.

Die Biopatentrichtlinie war bis zum 30. Juli 2000 in
das nationale Recht umzusetzen. 17 der bald 25 EU-
Staaten haben sie inzwischen umgesetzt. Wir sind also
arg im Verzug und sind deshalb von der Kommission vor
dem Europäischen Gerichtshof verklagt worden. Die-
ser Gerichtshof hat bereits unmissverständlich entschie-
den, dass an der europäischen Umsetzungspflicht keine
Zweifel bestehen. Die Nichtigkeitsklage der Niederlande
gegen die Richtlinie wurde abgewiesen. Wir müssen also
alle Punkte der Richtlinie umsetzen. Deshalb diskutieren
wir heute Abend über diesen Entwurf, den die Bundesre-
gierung in erster Lesung einbringt. Die Vorgaben werden
in der Politik und in der Öffentlichkeit sehr kontrovers
diskutiert. Das erklärt auch die Verzögerung bei ihrer
Umsetzung. Die Diskussion ist verständlich, da das Bio-
patentrecht in einem engen Zusammenhang mit der Bio-
technologie steht, die neben großen Chancen auch
schwierige ethische Fragestellungen mit sich bringt.

Gerade in der Gruppe der Skeptiker überschätzen
aber viele die Reichweite der Biopatentrichtlinie. Ihr
Schwerpunkt ist das Biopatentrecht. Dieses Recht gibt

dem Erfinder lediglich ein Schutzrecht, mehr nicht. Eine
Erlaubnis zur Nutzung der Erfindung ist damit nicht ver-
bunden. Das Patentrecht regelt also gerade nicht, was
Forscher und Unternehmer mit dem Patent tun dürfen
und was ihnen verboten ist. Das richtet sich nach den je-
weils einschlägigen Gesetzen, zum Beispiel nach dem
Embryonenschutzgesetz. Die zum Teil sehr emotionale
Kritik an der Biopatentrichtlinie ist schon deshalb weit-
gehend unberechtigt. Das Schlagwort „Kein Patent auf
Leben“ ist griffig, aber irreführend. Es gibt kein „Patent
auf Leben“, sondern patentiert werden die Ideen des Er-
finders, die sich zum Beispiel in einem bestimmten Ver-
fahren oder einer Verwendung niederschlagen. Das Le-
ben selbst ist in jedem Fall mehr als eine patentierbare
chemische Substanz.

Die Richtlinie will zudem gar kein neues Patentrecht
schaffen. Es soll nur das geltende Patentrecht im Bereich
der Biotechnologie EU-weit harmonisiert und verbessert
werden. Es geht nicht um einen radikalen Umbruch, son-
dern um mehr Klarheit und Rechtssicherheit. Denn
schon seit Jahrzehnten werden in Deutschland und über-
all auf der Welt Patente auf biotechnologische Erfindun-
gen erteilt.

Die Hauptbedeutung der Richtlinie liegt deshalb da-
rin, die Grenzen der Patentierbarkeit im geltenden Pa-
tentrecht festzuschreiben. Die Richtlinie schränkt also
das Patentrecht ein, auch und gerade aus ethischen Grün-
den. Damit bringt die Richtlinie eine zusätzliche bioethi-
sche Sensibilität in unser Patentrecht.

Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie stellt zum Beispiel klar,
dass der menschliche Körper in den einzelnen Phasen
seiner Entstehung und Entwicklung sowie etwa die Ent-
deckung von Gensequenzen keine patentierbare Erfin-
dung darstellen können. Art. 6 Abs. 2 der Richtlinie ver-
bietet zum Beispiel jetzt ausdrücklich Patente zum
Klonen von menschlichen Lebewesen sowie die indus-
trielle oder kommerzielle Verwendung von menschli-
chen Embryonen. Mir ist klar, dass damit nicht alle ethi-
schen Fragen beantwortet werden. Die Richtlinie gibt
aber klare ethische Vorgaben in Kernpunkten und er-
leichtert so auch die Lösung anderer Fragen.

Die Richtlinie verbessert und präzisiert also das natio-
nale Patentrecht. Die ethische Debatte führen wir natür-
lich weiter, wie auch der Entschließungsantrag heute
verdeutlicht. Die Biotechnologierichtlinie ist dabei ein
wichtiger Fortschritt und ein verbindliches Zwischen-
ergebnis. Ihre Umsetzung ist jetzt vorrangig.

Ich würde mich freuen, wenn diese Debatte genauso
sachlich und genauso verantwortungsbewusst geführt
würde wie die Debatte, die wir in der letzten Legislatur-
periode über den Embryonenschutz geführt haben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Dr. Günter Krings von der

CDU/CSU-Fraktion.
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über zehn Jahre der voll
rungsbeitrag abgezogen u
deutet circa 16 Prozent 
Personenkreis um ein Sec
net wurde. 

(Beifall bei der 

Meine sehr verehrten Da
seit 1990 im Deutschen B
erlebt, dass eine solch 
lung beschlossen wurde, 
einem der Debattenbeiträ
18. Juni noch am 9. Sept
auch nur angesprochen wu
auch bei Ihnen sehr vielussionen und
sönliche Erklärungen geg
sönlichen Erklärungen is
sprochen worden, weil f
überhaupt bekannt war. 

Aus vielen Gesprächen 
gen, auch von der SPD u
dass viele der Kolleginn
80 bis 90 Prozent aus –
stimmten, nicht wussten, eine solche
standteil des Gesetzes w
dieser Regelung erst End
Jahres. Als Mitglied des
erst zu diesem Zeitpunkt
aufmerksam geworden; das
mütig. 

Meine sehr verehrten Ko
tersvorsorge ist wichtig
beim Aufbau einer priva
rung durch einen solchen
fentlichkeit verschwieg
Schwierigkeiten, Vertrauen überhaupt w
zuerwerben. Dieses Geset
rung, ohne Übergangsfris, ohne Einzel
beschlossen worden. 

Parallel dazu behandel
schuss das Alterseinkünf
gangsregelungen gearbeit
bensversicherungen zukün
erst für ab dem 1. Janua
Wie die Beratungen ausge, werden wir
Es wird aber offen debat
darüber diskutiert. All 
stehenden Thema überhaup
der Gesundheitsministeri
Punkt wurde nach meinem 
lichkeit vorenthalten, w
Finanzminister Eichel of
n und Rentner durch das
it diesem Gesetz wurde 

srentens hälftigen
ken- und Pflegeversicher
 dass bei der 
r steuer- und
wurden, ab dem 1. Janua
e Kranken- und Pflegever
nd einbehalten wird. Da
weniger an Wert, sodass
hstel des Ersparten kalt

FDP)

men und Herren, ich bin 
undestag. Ich habe es noc
weit reichende gesetzlic
ohne dass dieser Punkt vo
ge zu diesem Thema – wede
ember noch am 26. Septem
rde. Es hat am 26. Septe
e Disk sehr viele per-
eben; aber in keiner die
t dieser Punkt auch nur
ast keinem diese Regelu

mit Kolleginnen und Koll
nd von der Union, weiß i
en und Kollegen – ich ge
, die damals dem Gesetz
 dass Regelung Be-
ar. Die Öffentlichkeit e
e letzten bzw. Anfang d
 Finanzausschusses bin a
 überhaupt auf diese Reg
 bekenne ich hier ganz 

lleginnen und Kollegen, 
 und notwendig. Wer Vert
t finanzierten Altersver
 sorgsam geplanten und d
enen Eingriff verspielt
ieder zurück-
z ist ohne jegliche Diff
tenfallbetrachtung

n wir derzeit im Finanza
tegesetz. Da wird mit Ü
et, da wird erklärt, da
ftig steuerpflichtig sin
r 2005 abgeschlossene Ve
hen noch sehen.
tiert; es wird in einer 
das fand bei dem hier zu
t nicht statt. Das werf
n Schmidt vor; denn di
Eindruck bewusst der Öff
ohingegen der andere Pun
fen diskutiert wird. 

An dieser Stelle müssen
geordneter handeln. Es i
Gesetzgeber so tut, als 
als wäre da irgendein Fe
Herr Schartau bemüht sic
gebnissen. Es gibt inter
lungen möglicherweise wi
kann dieses Problem aber

Warum wurde das Vertrau
überhaupt gebrochen, ohn
hat? 

(Peter Dreßen [SPD]: S
was ein, was nich

Warum ist es heute so, d
den vollen Beitrag zahle
aber überhaupt keinen B
eine eklatante Ungleichb
handlung dürfen wir nichstehen lasse
pelliere ich an viele, sdamit ernsthaf
setzen; denn – das möcht
machten Fehler können no

(Jörg van Essen [FDP

Deshalb wäre ich Ihnen d
anstehenden Ausschussber
rem Antrag beschäftigen 
ner Sachverstand diesen 
dazu Stellung nehmen kön

Ich glaube nicht, dass 
paratur dieses Problem l
löst werden, indem diese
nommen und dann nach E
neuer Gesetzentwurf als 

Dieser Punkt ist in die
darf man mit dem Vertrau
schen nicht umgehen. Ichlliere an S
trauensschutz ernst zu n
senkt und dazu aufforder
privat aufgebauter Alte
muss Vertrauen schaffen.
setzgeber vertrauen, der
steuertem Lohn aufgebaut
träglich noch einmal ver
eine Doppelverbeitragung
ich für verfassungswidri

Lassen Sie uns hier all
sen Punkt überparteilich
Bevölkerung wieder etwas
der Entscheidungen des G

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kolleg

Fraktion.
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versucht, ihnen zu sagen, dass
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re zwar in meiner Rede noch
men, aber ich sage es Ihnen
 hängt natürlich auch von der
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 ist ja nicht so, dass wir den
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neten der SPD)

kussion über die Beiträge bei
ndes: Es sind nicht die viel
wachen Rentnerinnen und
protestieren; denn für diese
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 ich will nicht abstreiten, dass es
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 sind als das Gros der Ruhe-
ine Beamtenwitwe, die freiwillig
iche Krankenversicherung ent-
t diese Gruppe neben einer klei-
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s Schönste an der ganzen Ge-
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FDP zu verdanken, dass 
mehr die Wahl
nerstattung in der gesetzlichen
einer Ergänzungsversicherung
aten Krankenversicherung haben.
P damals verhindert. Wir woll-
ch jemand, der in der gesetzli-
 ist, die Hälfte der Kosten er-
s durfte nicht sein. Es gab nur
privat krankenversichert war.
ntelpolitik gemacht.
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abhängen sollte. Diese G
schlossen.

Auch die bislang besteh
pflichtversicherten und 
rinnen und Rentnern sind
sierungsgesetz aufgehobe
vom halben auf den volle
bezügen haben wir eine 
Bislang waren Versorgung
werten Einnahmen, für di
gesetzlichen Krankenver
musste. Es ist aber nic
Versicherter A, der zum 
1000 Euro und eine Betrbsrente in H
Euro bezieht, weniger Be
kenversicherung entricht
Altersbezüge aus der ge
in Höhe von 1800 Euro be
Alterseinkünften in Höhe
nem Kassensatz von 14 Pr
kenkasse abführen, währe
Alterseinkommen in Höhe 
in Höhe von 252 Euro enthten musste, 
natlich 400 Euro weniger

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Dreßen, e

frage des Kollegen Thiel

Peter Dreßen (SPD): 
Ja.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte, Herr Thiele.

Carl-Ludwig Thiele (FDP): 
Sehr geehrter Herr Kol

aufmerksam zugehört. Si
gleichheiten, die Sie gl
Sie gehen aber mit kein
Vertrauensbruch Sie gegenüber d
hen, die im Vertrauen a
Konsum unterlassen und g
private Altersvorsorge 
100Schreiben von betroff
gesagt haben, sie hätten
weise 30, 40 Jahre – auf
trauen darauf ihre Alter
Lebensabend, könnten sie
cken überhaupt nicht meh
derstrich des Gesetzgebe
kutiert wurde, werde ih
direkt ausgezahlten Dir
Kranken- und Pflegeversi
sind es dann 16 Prozent 
werde ihnen ein Sechstel
gespart hätten, weggeno
wir, dass dann, wenn di
rungsverträgen angespart
weiterhin steuer- und be
erechtigkeitslücke ist j

enden Unterschiede zwisc
freiwillig versicherten 
 mit dem Gesundheitsmode
n worden. Mit der Erhöh
n Beitragssatz bei Verso
weitere Schieflage besei
sbezüge die einzigen nen
e nicht der volle Beitr
sicherung gezahlt werde
ht nachvollziehbar, waru
Beispiel eine Rente in H
ieöhe von 1200
iträge zur gesetzlichen
et als ein Versicherter 
setzlichen Rentenversich
zieht. Der Versicherte A
 von 2200 Euro musste be
ozent 224 Euro an die K
nd der Versicherte B mit
von 1800 Euro einen Beit
ricobwohl er mo-
 zur Verfügung hatte. 

rlauben Sie eine Zwische
e?

lege Dreßen, ich habe Ih
e beschreiben gewisse U
eichmäßiger zu regeln ve
em Wort darauf ein, welc
en Menschen bege-
uf eine gesetzliche Reg
espart haben, um zusätzl
zu betreiben. Ich habe 
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 über Jahre und Jahrzehn
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r ausgleichen. Mit einem
rs, der öffentlich gar n
nen zum Beispiel im Fall
ektversicherungen der v
cherungsbeitrag – in der
– sozusagen verbeitragt.
 dessen, was sie für ihr
mmen. Parallel dazu erle
eses Geld in Lebensversi
 wurde, die Ausschüttun
itragsfrei sind. Wie kön

dies den Betroffenen erk
Sie es nicht erklären kö
gleich erklären. Wenn Si
dann bitte ich Sie, zu ü
nicht wieder aufheben ka

Peter Dreßen (SPD): 
Herr Thiele, wir haben 

sie auch im Alter einen 
einzahlen müssen. Ich wä
darauf zu sprechen gekom
gleich: Der Beitragssatz
Höhe des Einkommens ab. 
irgendeiner Kopfpauschal
Regelung. Wenn jemand e
und sich daraus eine Renausbezahlen l
er von dem, was er monat
versicherungsbeitrag. Es
Menschen alles wegnehmen
um Krankenversicherungsb

Ich habe weiter gesagt,
Leistungsausgaben nur no
lich waren es einmal 73 
Sie doch nicht dauernd d
Irgendwann muss damit do
selbst sind doch derjen
immer tönt, dass die Loh
müssen. Wir versuchen nu
sung zu kommen. Ich find
sung. Deswegen meine ich
Weg.

(Beifall bei Abgeord

Insgesamt zeigt die Dis
Versorgungsbezügen Folge
zitierten einkommenssch
Rentner, die lautstark 
Gruppe treten, wenn über
tungen auf. Herr Thiele,
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ständler: zum Beispiel e
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richtet hat. Zwar bezieh
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gensreichen Wirken der Be-
amte und ihre Angehörigen heute nicht 
zwischen einer Teilkoste
Krankenversicherung und 
zur Beihilfe in der priv
Das haben Sie von der FD
ten dies öffnen: dass au
chen Krankenversicherung
stattet bekommt. Aber da
dann Beihilfe, wenn man 
So haben Sie damals Klie
ung
rgun
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CSU – Peter Dreßen 
le!)

gin Petra Selg vom Bünd-

ÜNEN): 
ident! Meine Damen und Her-
ublich, wie nun jede Woche
 Stunde – 

Ften es 
cht!)

Geernisierungs-
wird. Gefällt Ihnen der Silves-
 „the same procedure as every
ier the same procedure as every

S 90/DIE GRÜ-
)

 Sozialpolitiker – ich sehe nicht
Finanzpolitiker. 

s der letzten Woche ist auch
bstanziellen Inhalt. Lieber Herr
hon: Warum haben die FDP-Län-
ecklichen Gesetz überhaupt zu-
cht lesen? 

DP]: Den Punkt kannte 

erhandlungen nicht dabei ge-
t jede Woche irgendein Bestand-
wichtig erscheint? Die zwei, die
ehlen schon wieder. 

Sie selbst haben keinen Plan,
inerlei Konzepte. Sie wissen
n den sozialen Sicherungssys-
 ob der Solidarität
e wohts Verantwor-
duzieren nur Sprechblasen. 

[FDP]: Nein!)

tsprechend kein bisschen se-
dezu affig. Sie schreiben dort, al-
“ über Sie hereingebrochen.
geung des GKV-
ist nicht still und leise, also
 eingeführt worden. Sie war
s mit der Union. Sie war zu-
wurf der Regierungsfraktionen
 

FDP]: Umso schlim-

mal nachlesen können. 

eten des BÜNDNIS-
d der SPD)
)

)

Stunde! – Nina Hauer [
hier die Abgeordneten!
Ein Benehmen!)

Jetzt noch einmal zu Ih
genommen war die Frage: n belasten 
wir die Betriebsrenten? 
kommen zu Recht ausgefüh
73 Prozent der Leistung
Krankenversicherung abge
annähernd 40 Prozent. Di
diese Gruppe stärker in 
wir das auf die Beiträge
gen Menschen eine Perspe
nen wir ihnen nicht nur 
rungen“ anbieten.

Es ist vollkommen klar:Vertrau-
ensschutzes sind schwierig. Im 
es eine Regelung, nach d
die vollen Beiträge erhohaben. War e
auf Einmalauszahlungen k
monatliche dagegen schon
schutz auch eine Rolle. 
eine einheitliche Regelu
renten, Direktversicheru
gungswerken gefunden hab
walt und bekomme in Zu
Versorgungswerk; für mic
Umfang zutreffen.

Das ist die Situation, 
abfinden müssen. Ich sag
es die Stichtagsregelung
reitet hat. Wer im Dezem
Umfang bekommen hat, mus nichts zah
dagegen im Januar 2004 e
trag entrichten. Das ist
Alternativen. Wenn wir j
den, würde das heißen: I
arden Euro. 

(Andreas Storm [CDU/C
Punkt! – Markus Kurth
GRÜNEN]: Da hat er Rec

Der Beitragssatz müsste 

Ich vermisse in Ihrem A
tive. Deswegen muss man 
Populismus vorwerfen.

Ich möchte Ihnen noch 
sion über die Betriebsre
ist ein schöner und würd
Thema Bürgerversicherung. 

(Petra Selg [BÜNDNIS 9
Jawohl!)

Ich freue mich schon dar
Thema „Verbreiterung der
hen. Sie werden darüber
Ähnliches – zur Hälfte o
zogen werden sollen. Sie
Diskussionen gefasst mac. Wir sagen 
einer Gesundheitsprämie 
denen Probleme vernünfti
SPD]: Sie beschimpfen
 – Erika Lotz [SPD]:

nen, Herr Thiele. Im Gr
Wewir? Belasten
Der Kollege Dreßen hat 
rt, dass Rentner 1970 n
sausgaben der gesetzlic
deckt haben. Heute sind
e Frage war dann: Nehmen
die Verantwortung oder 
 drauf? Ich glaube, wenn
ktive bieten wollen, dan
die Lösung „Beitragssatz

 Die Probleme des 
Grunde genommen gab
er wir auf monatliche B
ben s in Ordnung,
eine Beiträge zu erheben
? Da spielt der Vertrau
Deswegen bin ich froh, d
ng für alle Formen von B
ngen und Bezügen aus Ver
en. Ich selber bin Recht
kunft Bezüge aus einem
h wird das genauso in vo

mit der wir uns ein Stü
e es ganz offen: Eigentl
, die vielen große Probl
ber 2003 die Zahlung in 
stelen, wer sie
rhielt, musste 16 Prozen
 schwierig, aber wir hat
etzt Ihrem Antrag folgen
m System fehlen uns 1,6 

SU]: Das ist der
 [BÜNDNIS 90/DIE
ht!)

wiederum steigen.

ntrag eine deutliche Alt
Ihnen schlicht und ergre

etwas sagen: Diese Disku
nten und Direktversiche
iger Auftakt im Hinblick

0/DIE GRÜNEN]: 

auf, wenn wir als Nächst
 Bemessungsgrundlage“ an
 diskutieren, ob Mieten 
der in vollem Umfang – e
 können sich hierbei au
hendeswegen: Mit
schaffen wir alle damit 
g und ehrlich vom Tisch.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/
[SPD]: Kopfpauscha

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat die Kolle

nis 90/Die Grünen.

Petra Selg (BÜNDNIS 90/DIE GR
Sehr geehrter Herr Präs

ren! Es ist schon ungla
–meistens zu sehr später

(Carl-Ludwig Thiele [DP]: Wir hät
gerne früher gema

ein Antrag der FDP zum sundheitsmod
gesetz hier eingebracht 
tersketch mit dem Spruch
year“ so gut, dass Sie h
week veranstalten?

(Markus Kurth [BÜNDNI
NEN]: Ja, genau!

Heute reden nicht einmal
einmal einen –, sondern 

Wie schon der Antrag au
dieser ohne jeglichen su
Thiele, ich frage Sie sc
dervertreter diesem schr
gestimmt? Konnten sie ni

(Carl-Ludwig Thiele [F
keiner!)

Warum sind Sie bei den V
blieben, wenn Ihnen jetz
teil dieses Gesetzes so 
daran beteiligt waren, f

Ich sage Ihnen, warum: 
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nicht, welche Reformen i
temen notwendig sind unddas Prinzip 
erhalten werden soll. Sillen für nic
tung übernehmen. Sie pro

(Carl-Ludwig Thiele 

Dieser Antrag ist demen
riös; ich finde ihn gera
les sei „ohne Vorwarnung
Dazu möchte ich Ihnen san: Die Regel
Modernisierungsgesetzes 
ohne Vorwarnung irgendwo
Bestandteil des Konsense
dem bereits im Gesetzent
vom Juni 2003 enthalten.

(Carl-Ludwig Thiele [
mer!)

Sie hätten das ruhig ein

(Beifall bei Abgeordn
SES 90/DIE GRÜNEN un
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DP]: Ich habe mir die
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 mich noch die Frage übrig,
alb der gesetzlichen Kranken-
eich zwischen den Generatio-
 mich  Ihre Antwort
iner Bürgerversicherung näher zu
hsenden Lasten einer immer
haft und die damit verbundenen
ltern zu verteilen. Solange Ih-
nfällt, freue ich mich auf Sit-
ken Anträge.

90/DIE GRÜNEN 

iesem Tagesordnungspunkt hat
ebl von der CDU/CSU-Frak-

sehr verehrten Damen und
 FDP behauptet in dem vorlie-
 Erhöhung der Kranken- und
äge auf die Versorgungsbezüge
echt sei und gegen den Grund-
zes verstoße.

 einige Zusammenhänge zu be-
ben bei den vergangenen Ver-
tsreform massiv eine Mehrbe-
ordert. Begründet wurde dies
Rentner heutzu-
ent der Leistungsausgaben der
sie abdecken. Warum ist diese
 Doch nur, weil Rot-Grün ohne
.

SU und der FDP– Erika 
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Die Erhebung des vollen
bezüge beseitigt aus mei
lage; denn es gehört für
der gesetzlichen KrankenGenerationen-
gerechtigkeit so zu verstehen, d
tion ausschließlich für 
men muss, sondern dass 
Generationen stattfindet
barer Bestandteil des So

(Beifall beim BÜNDNIS 
und bei der SPD)

Das scheint für Sie nich
hapert es ja in Ihrer ei

Wir haben bereits gehör
rinnen und Rentner noch Leistungs-
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noch 43 Prozent. Es müsn also 57 Pr
Beitragsaufkommen der ü
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sicherten ist also in de
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Wie schon in der letzte
Sind Sie dafür, dass di
würde die Generation de
gende Lohnnebenkosten we

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Frau Kollegin Selg, ges

des Abgeordneten Thiele?

Petra Selg (BÜNDNIS 90/DIE GR
Nein. Ich wollte diese eigentlich

geben. Deshalb möchte ic

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Sie müssen sie nicht zu

Petra Selg (BÜNDNIS 90/DIE GR
Genau.
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Ich eröffne die Ausspra
nerin der Kollegin Waltr
das Wort.

Waltraud Wolff (Wolmirstedt) (S
Sehr geehrter Herr Präsent! Liebe K
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unserem Einkaufskorb Pro
nisch veränderte Organis
nicht nur wir können beinkauf selbst
, 15/2597 –

itzung)

atung des von den Frakt
BÜNDNISSES 90/DIE
Entwurfs eines 

–

itzung)

nd Bericht des Ausschus-
hutz, Ernährung und Land
huss)

–

Weisheit

asan

Bundesregierung liegt ei
 Fraktion der FDP vor.

nellen Vereinbarung ist 
tunde vorgesehen.– Ich h
 ist so beschlossen.

che und erteile als erst
aud Wolff von der SPD-Fra

PD): 
idolleginnen und
 dass mit dem vorliegen
chnik-Durchführungsgeset
srechtliche Verordnungen
lich das In-Verkehr-Brin
ie arkeit sowie
 Verbreitung gentechnisc
ensmittel und Futtermitt

des Gesetzes reagieren 
zten Jahres in Kraft ge
nales Recht umzusetzen. 
desregierung mit diesem 
 Meilenstein in der Umse
vom Acker bis zur Warent

owie bei Abgeordneten 
 GRÜNEN)

raucherinnen und Verbra
en, uns zu entscheiden,
dukte landen, die gente
men enthalten oder nicht
m Eibestimmter ent-

scheiden. In Zukunft habauch die Land
der Wahl, ob sie bei der
nisch veränderte Futter
nicht. Denn auch die Fut
net werden. Wenn nun ei
derte Futtermittel einse
matisch den Regelmechan
Marktes. Ich glaube, das

Während dieser Debatte
schauer fragen, warum e
derte Futtermittel und L
gelassen werden. Denn im
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
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Parl. Staatssekretär Matthias Berninger

Ab 18.April dieses Jahres werden die Verbraucherin-
nen und Verbraucher Wahlfreiheit haben. Zumindest die
älteren Bundesbürgerinnen und Bundesbürger werden
aber genau hinschauen müssen, weil die Kennzeichnung
auf einer Verpackung, dass ein Lebensmittel genmanipu-
lierte Zutaten enthält, nicht groß sein muss. Um die
Wahlfreiheit herzustellen, ist es sehr wichtig, dass der
Bund und die Länder die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher intensiv informieren, damit sie von ihrem Recht
Gebrauch machen können. Das ist ein zentraler Punkt.
Unser Ministerium wird solche praktischen Fragen ge-
meinsam mit den Ländern diskutieren.

Herr Kollege Heiderich, wie bei der Einführung von
BSE-Tests und wie bei anderen massenhaft eingesetzten
Standardtests wird es am Anfang natürlich Diskussionen
über die Validität der verschiedenen Methoden geben.
Meiner Meinung nach sollten wir am Anfang nicht
päpstlicher als der Papst sein. Ich empfehle allen Unter-
nehmen, die auf gentechnikfreie Produkte setzen, den
Grenzwert eher niedrig anzusetzen, Ärger zu vermeiden
und lieber etwas genauer hinzusehen. Wir im Deutschen
Bundestag sollten nicht versuchen, herauszufinden, wel-
ches Testsystem optimal ist. Ich bin zuversichtlich, dass
die Lebensmittelbehörden der Länder in Zusammenar-
beit mit dem Bund vernünftige Testmethoden finden
werden. 

Wir haben an anderer Stelle festgestellt, dass die Le-
bensmittelverwaltungen in Deutschland insgesamt drin-
gend eine Aufwertung erfahren müssen, dass zumindest
die Zahl der Lebensmittelkontrolleure erhöht werden
muss. Mit anderen Worten: Bund und Länder müssen in
mehr Personal, in mehr Lebensmittelsicherheit investie-
ren. Das Gesetz, das wir heute beschließen, ist ein weite-
rer Anlass dazu, die Länder aufzufordern, in Lebens-
mittelsicherheit zu investieren. 

Ich möchte auch an dieser Stelle dafür danken, dass
der Deutsche Bundestag nach den Haushaltsberatungen
der letzten zwei Jahre trotz eines harten Sparkurses auf
Bundesebene die für den Ausbau der Lebensmittelsi-
cherheit nötigen Mittel bereitgestellt hat. Dies müssen
die Länder nun nachmachen, auch, aber nicht nur – das
sage ich ganz klar –, um den Bereich Gentechnik ver-
nünftig zu kontrollieren; denn es gibt große Defizite an
vielen Stellen. 

Ich hoffe, dass wir mit der Kennzeichnung und mit
diesem Gesetz insgesamt das erreichen, was die Aufgabe
der Politik ist, nämlich den Verbraucherinnen und Ver-
brauchern Wahlfreiheit sowie Informationen und Sicher-
heit zu garantieren. Daran haben wir hart gearbeitet. Für
die Zusammenarbeit möchte ich sehr danken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Dr.Christel

Happach-Kasan, FDP-Fraktion.

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP): 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Staatssekretär
Berninger hat wieder einmal einen Beitrag zur Skandali-
sierung der Politik im Bereich der Lebensmittel geleis-
tet. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich halte es für nicht mehr angemessen, wie Sie mit die-
sem Hause umgehen. Wir haben bei den Haushaltsbera-
tungen immer wieder Wert darauf gelegt, dass in die Le-
bensmittelsicherheit investiert wird. Sie haben die
Posten, die wir Ihnen zur Verfügung gestellt haben
–zum Beispiel im Bereich BSE-Bekämpfung –, dafür
aber nicht genutzt. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: So ist es! 
Jawohl!)

Der Gesetzentwurf der Regierung war inhaltlich
schlecht und der im Ausschuss verabschiedete Gesetz-
entwurf ist genauso schlecht. Sie, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der Koalition, haben den Zeitrahmen so
gesetzt, dass für die Opposition keine Zeit blieb, Ände-
rungsanträge zu formulieren.

(Matthias Weisheit [SPD]: Was? – Waltraud 
Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: 45 Stunden!)

– Ach was! In den 45Stunden zwischen Anhörung und
Beratung im Ausschuss kann man zwar ein paar redak-
tionelle Änderungen vornehmen; aber man kann keinen
Regierungsentwurf überarbeiten, der absolut verfehlt ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Wie viel
Zeit brauchen Sie denn zum Arbeiten?)

Der Bundesrat wird – ich bin ganz sicher – für diese
Änderungen sorgen. Mit diesem Verfahren stärken Sie
die Bedeutung des Bundesrates und Sie schwächen den
Bundestag, das Parlament, in dem Sie zurzeit noch über
eine Mehrheit verfügen. 

Es ist völlig unangemessen, dass dieses Gesetz einen
strengeren Strafrahmen vorsieht als das Lebensmittel-
und Bedarfsgegenständegesetz, das die übrigen Kenn-
zeichnungsvorschriften regelt. In der Anhörung des Aus-
schusses zur Lebensmittelkontrolle stellten alle Experten
auf meine Frage hin fest, dass der Strafrahmen des
LMBG ausreichend sei. Sie setzen ihn dennoch herauf. 

(Widerspruch des Abg. Matthias Weisheit 
[SPD])

Wozu, Kollege Weisheit, führen wir Expertenanhörun-
gen durch, wenn Sie deren Erkenntnisse nicht berück-
sichtigen? 

(Beifall bei der FDP – Waltraud Wolff [Wol-
mirstedt] [SPD]: Das ist so nicht wahr! –
Matthias Weisheit [SPD]: Das stimmt doch gar
nicht!)

– Das stimmt sehr wohl. Es geht um die Anhörung zur
Lebensmittelkontrolle. Dort habe ich konkret danach ge-
fragt und dort habe ich sowohl vom Vertreter aus Nord-
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Anlage 6

Zu Protokoll gegebene Rede

zur Beratung der Unterrichtungen:

– Bericht der Bundesregierung über ihre
Exportpolitik für konventionelle Rüstungs-
güter im Jahre 2002 (Rüstungsexportbericht
2002)
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Anlage 7

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über
den Arbeitsmarktzugang im Rahmen der EU-
Erweiterung (Tagesordnungspunkt 13)
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Anlage 8

Zu Protokoll gegebene Reden

zur Beratung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Umsetzung des Rahmenbeschlusses über den
Europäischen Haftbefehl und die Übergabever-
fahren zwischen den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union (Europäisches Haftbefehlsge-
setz – EuHbG) (Tagesordnungspunkt 14)
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